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Vorwort 
Das Zusammenleben von Menschen mit unterschi edlichem kulturellem Hintergrund 
innerhalb einer Gesellschaft stellt an den einzelnen in verschiedenster Hinsicht erhebliche 
Anforderungen. Nicht jeder kann - oder will - ihnen in allen Situationen gerecht werden. 
Konflikte sind daher nahezu unvermeidlich. Ihre Schlichtung oder Lösung durch die 
Konfliktparteien selbst scheitert vielfach am gegenseitigen Nichtverstehen, selbst dann, 
wenn d ie grundsätzliche Bereitschaft zu einem harmonischen Zusammenleben auf allen 
Seiten gegeben ist. Erweisen sich in d iesen Fällen auch informelle Interventions- und 
Schlichtungsversuche als erfolglos, bleibt oft als letzter Weg nur noch der einer recht­
lichen Klärung. Dabei kann jedoch keineswegs unterstellt werden, daß der •professionelle 
Schlichter< auf die an ihn gestellten - kulturbezogenen - Anforderungen besser vorberei­
tet sei als der juristische Laie. Dies gilt auch und besonders für den Berei ch des S trafr echts. 
Dennoch ist es nicht möglich, sich diesen Anforderungen zu entziehen, es sei denn durch 
Infragestcllung ihrer rechtlichen Relevanz. Vielfach dürfte aber auch dies auf Schwierig­
keiten stoßen. Richter, Staatsanwälte und Verteidiger stehen insofern immer wieder vor 
dem Dilemma, handeln zu müssen, ohne dies im engeren Sinne auch >ZU können<. Die 
Heranziehung von Fachgutachtern liegt in derartigen Fällen nahe. Diese Überlegungen 
waren Anlaß für d ie Organisation eines Symposiums zum Thema >Ethnizi tät, Konflikt 
und Recht - Probleme von Assessment und Begutachtung in  Strafverfahren mit Beteiligten 
ausländischer Herkunft<, an dem Wissenschaftler und Praktiker sehr unterschiedlicher 
Disziplinen mit dem Ziel teilnahmen, strafrechtlich relevante Probleme aus unterschied­
lichsten Perspektiven zu d iskutieren und sie - soweit möglich - im einen oder anderen 
f-all einer Lösung einen Schritt näher zu bringen. 
Die Durchführung dieses Symposiums wurde durch finanzielle Förderung seitens der 
Volkswagenstiftung im Rahmen des Schwerpunkts •Recht und Verhalten< ermöglicht. 
Herr Dr. Hagen Hof hat hierbei durch zahl reiche konstruktive Anregungen >den Weg 
geebnet< und d ie Werner-Reimers-Stiftung hat einen - nicht nur räumlichen - Rahmen 
bereitgestellt, der ein in jeder Beziehung angenehmes Arbeiten ermöglichte. Die beste 
Tagung führt jedoch in der Diskussion nicht weiter, wenn es nicht gelingt, ihre Ergebnisse 
nach außen zu vermitteln. Auch Tagungsbände helfen hier, nicht zuletzt aufgrund ihrer 
meist nur eingeschränkten Verbreitung, nur sehr begrenzt. Insofern erwies es sich als 
äußerst hi lfreich, daß Herr Professor Dr. Hors t Schüler-Springor um, ebenso wie die 
anderen Herausgeber, und der Carl Heymanns Verlag bereitwillig auf den Vorschlag ein­
gingen, d ie Ergebnisse des Symposiums in Form eines Sonderheftes der Monatsschrift für 
Kriminologie und Strafrechtsreform zu publizieren. Die Voraussetzungen für die Um­
setzung d ieses Vorhabens wurden wiederum durch finanzielle Unterstützung der Volks­
wagenstiftung geschaffen. An seiner Realisierung waren zahlreiche Personen beteiligt. 
Kar en Jahn und Cordula Kähler haben nicht nur mit großem Einsatz bei Vorbereitung 
und Durchführung des Symposiums, sondern auch bei der Aufbereitung seiner Ergeb­
nisse geholfen. Margret Unger und Birgi t Pingcl haben in vielen Stunden die Manuskripte 
für den Druck vorbereitet. Ihnen und allen anderen Beteiligten an d iesem Projekt -
insbesondere aber den Symposiumsteilnchmcrn - gilt mein besonderer Dank. 
Münster, im Herbst 1998 Wolfgang Bilsky 
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Ethnizität, Konflikt und Recht 
Interdiszipl inäres Symposium 
zu Problemen von Assessment und Begutachtung 
in Strafverfahren mit Beteiligten ausländischer Herkunft 
Überblick 
Horst Schüler-Spr ingorum 
/. 
Das Symposium, initiiert von Prof. Dr. Wo lfgang Bilsky!Psychologisches Institut der 
Universität Münster i. W., hat vom 6. bis 8 .  Februar 1997 in der Werner Reimers-Stiftung 
in Bad Homburg stattgefunden. Die vorliegende Publikation enthält die bei weitem mei­
sten (wenn auch nicht alle) dort gehaltenen Vorträge in überarbeiteten Fassungen. Sie 
d ient dem Zweck, den Inhalt des Symposiums einem breiteren Fachpublikum zugänglich 
zu machen und dadurch künftige Befassungen mit seiner Thematik anzuregen. 
Der nachfolgende Überblick wiederum will den Leser an den Inhalt heranführen und 
stellt zugleich den Versuch einer Gesamtwürdigung dar. 
Das Thema »Ethnizität, Konflikt und Recht« kann für sich beanspruchen, eine inno­
vative Kombination aus einem sehr umfassenden Problemfeld darzustel len. Mit » Ethnizi­
tät« ist der durchaus sch il lernde Ausländer-Begriff angesprochen. Ausländer in Deutsch­
land zu sein, hat sich seit dem letzten Krieg aus einem relativ klaren, juristisch definierten 
Status zu einem Bündel sozialer Probleme »präokkupierenden« Ranges entwickelt. Dabei 
spielt der in diesem Zusammenhang häufig gebrauchte Begriff der »Migration« in den 
vorliegenden Texten keine dominante Rolle: richtigerweise, wie ich meine, da er ja auf 
»Wanderungs«-Bewegungen deutet, während für das mit » Konflikt und Recht« angespro­
chene Segment aus der umfassenden »Ausländer«-Thematik, die auf fast alle staatlichen 
Politikbereiche ausstrahlt, der tatsächliche Vorgang einer »Migration« nach Deutschland 
ebenso nebensächlich erscheint wie der imaginierte Vorgang einer (freiwil ligen oder er­
zwungenen) Rückkehr. 
Auch qua » Konflikt und Recht« wäre das Thema insgesamt noch viel zu breit gewesen. 
Wie der Untertitel verdeutlicht, sind mit Konflikten strafrechtliche gemeint, und aus dem 
breiten Arsenal der Antworten durch das Kriminaljustizsystem wurden mit »Assessment 
und Begutachtung« d ie Schwerpunkte wiederum auf ausgewählte Fragen des Umgangs 
mit involvierten Ausländern gelegt. Daraus folgt zwanglos der Aufbau der vorzustellen­
den Dokumentation: Nach einem einführenden Block (3 Referate) stehen im Zentrum 
Fragen der Begutachtung aus der Perspektive hier »gefragter« Diszipl inen (5 Referate), 
gefolgt von (ein »Assessment« im weiteren Sinn betreffenden) Beiträgen, die sich an dem 
klassischen Ablauf von Polizeikontakten der Verdächtigen bis zum Freiheitsentzug ori­
entieren (5 Referate). 
Zur Methode der Dokumentation verdient ein ausgeprägt d iskursives Moment hervor­
gehoben zu werden, nämlich das in jedem Textblock je einmal gewählte Vorgehen in the-
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matisch kontroverser Diskussion. Es wäre 1,u wenig,  hier von »Statement vs. Kommentar 
dazu«, und zu viel, von »Rede vs. Widerrede« im Sinne unvereinbarer Standpunkte zu 
sprechen; wohl aber wurden auf diese Weise, wie 1,u zeigen sein wird , die Konturen der 
jeweiligen Problematik deutlich sch:irfer profiliert. 
II. 
Der erste Beitrag d ient der Einführung und Vermittlung von »Bas is informationen«. Wolf­
gang Bilsky geht aus der Perspektive seiner Disziplin auf die Unterscheidung zwischen 
interperso nalen und intra personalen Konf likten ein und spricht deren besondere Proble­
matik bei unterschiedlichen kulturellen Hintergründen an. Geht es dabei überd ies um 
Konfl ikte von (straf) rechtlichcr Relevanz, stehen sehr rasch Frag en ihrer »gerechten« Lö­
sung - ggf. auch Schlichtung - im Raum. Der hierzu eher noch spärliche Wissensstand 
fordert zu disziplinübergrcifender Diskussion der schon in ihrer Aufzählung nur multi­
d isziplinär angehbaren Fragestellungen heraus. An dieser Stelle wartet der Autor nicht 
etwa mit Antworten auf, sondern sd1i ldert Genese und Ablauf des Symposiums mit sei­
nen notwendig ei ngegrenzten Themenbereichen und deren Behandlung durch den not­
wend igen interd isziplinär zusammengeset1,ten Referenten kreis. Zum Schluß klingt bereits 
das mit der Doku mentation der Tagung verfolgte weitere Ziel an. 
Bezogen auf ihre Funktion lassen diese »Ausgangsüberlegungen« an Konzentration 
und lnformativität nichts zu wünschen übrig. Das g leiche gilt fü r die Zusammenstellung 
zwar ausgewählter, aber breit gefächerter »Bas is«-Literatur. 
Im Mittelpunkt des ersten Blocks äul!ert Bernhard Villmow s ich 1.um Thema »Auslän­
der als Täter und Opfer«. Zur Kriminalität von Ausländern bietet der Referent ei ne in­
formative Darstellung des Standes unseres Wissens hierzu wie auch der offenen For­
schungsfragen, bezogen auf die Aktualität der mittneunziger Jahre. Wesentlich knapper 
fällt der Abschnitt » V ikti misierung von Ausländern« aus; dies deshalb, weil Villmow sich 
hier auf den Aufweis zahlreic her Lücken unseres Wissens beschränken muH sowie auf die 
methodischen Probleme, solche zu schliel�en. Deutlich wi rd freilich, daß die Viktimisie­
rung von Ausländern - namentlich soweit Deutsche als Täter ins Hei lfeld treten - we­
sentlich weniger mit dem Merkmal Staatsangehörigkeit zu tun hat (Beispiel der deutschen 
Umsiedler aus östlichen Staaten) als mit dem reinen Phänotypus der Opfer. So wird aus 
dem Klischee »Ausländer« das Stigma fremden Aussehens, und so rücken die aggressive 
Abfuhr  von Vorurteilen und das Interesse an gc ldwerter Beute in den Vordergrund 
»tatbestandlichen« Handelns. Am Ende mag die Frage stehen, wodurch jene Vi ktimisie­
rungen sich motivational eigentlich unterscheiden etwa vom Handtaschenraub, den ein 
junger Türke in der fuggängerzone an einer (für » reich« statc »deutsch« gehaltenen) 
schwed ischen oder österreichischen Touristin begeht. 
Natürlich hat Villmow sein Thema nicht auf wenigen Tex tseiten »erschöpfen« können. 
Gerade die gewählte Konzentration aber und die reichlichen literarischen Belege für die­
ses Konzentrat verdienen Respekt. 
Die anschließenden Ausführungen von Klaus Sessar stellen den ersten Anwendungsfall 
einer direkt auf den voraufgehenden Beitrag bezogenen kri tischen Posi tion dar. Fokus­
siert auf den Begriff »Ausländerkriminalität« als solchen, formuliert Scssar, seine schon in 
einer 1 993er Festschrift bezogene Position akzentuierend, eine Reihe von grundsätzlichen 
Einwänden gegen die bei »ausländischen« Tätern mitgedachte besondere Qualifikation 
dieser Täter, die letztlich auf einer politisch motivierten »Vorenthaltung der Integration« 
beruhe. Der pointierte »Gegenbeitrag« dient somit erfolgreich einem vertief ten Problem­
bewußtsein am Ende des einführenden Tex tblocks. 
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Im zweiten Textblock kommt mit Christian Giordano die Ethnologie zu Worte, eine 
Disziplin, die als Qualifikation für Expertisen im Strafverfahren zwar nur selten, im Zu­
sammenhang mit »Ethnizität, Konflikt und Recht« aber legitim auf den Plan tritt. Dabei 
geht es jeweils darum, den mit Ausländern befaßten strafjustitiellen Instanzen kulmrspe­
zifisches Hintergrundwissen zu vermitteln, was eine im Vergleich zum psychologischen 
oder psychiatrischen Gutachten zwar generalisierende, gleichwohl aber den kulturellen 
Hintergrund gerade des Beschuldigten betreffende forensische Fragestellung ist. Entspre­
chend einzelfall-illustriert und dennoch das kulturell-Allgemeine betonend entwickelt 
Ciordano seine Position des ethnologischen Sachverständigen. Den Hauptteil bildet dann 
die Auseinandersetzung mit drei »Aspekten«, die für Risiken solcher Expertentätigkeit 
stehen: das Risiko, den Ehrbegriff mediterraner und balkanischer Ethnien durch eine Art 
ethnologisches »going native« zu überidealisieren; das Risiko, sich durch ausländische 
Probanden, die sich geschickt zu inszenieren verstehen, als Sachverständiger instrumenta­
lisieren zu lassen; und das Risiko, kulcurelle Differenzen so hoch posiciv zu bewerten, daß 
Multikulturalicäc sich am Ende (soziologisch und juristisch) destrukciv auszuwirken 
drohe. Kein Wunder, daß der Beitrag mit dem (den Leser sozusagen an den Ausgangs­
punkt zurückführenden) Postulat schließe, vorrangig geeignete Kriterien für eine 
»riclnige« oder „falsche« ethnologische Gutachtertätigkeit zu entwickeln. 
Der anschliel�ende Beitrag des Münchener Ethnologen Peter A. Menzel stellt den 
zweiten Anwendungsfall einer kontrapunktischen Methodik dar. Gegenüber dem mit ho­
her Suada formulierten Text von Ciordano relativiert Menzel die dort beschworenen Ri­
siken echnologischen Expertentums, wodurch der in Rede stehende gutachterliche Be­
zugsrahmen insgesamc sowohl verdeutlicht als auch erweitert wird, nämlich um die jenen 
Risiken gegensteuernden Wirkungen des juristisch geregelten Verfahrens. Aus eigenen 
forensischen Erfahrungen steuert Menzel sodann eine Reihe von Argumenten bei, die sei­
ne persönliche Antwort auf die Frage verdeutlichen, »auf welchem Punkt des Kontinu­
ums zwischen relativistischem und universalistischem Verständnis ein spezifisch mensch­
liches Verhalten anzusiedeln ist«. Der knappe, aber erlesen dokumentierte Beitrag gerät so 
zur nicht nur kritischen, sondern auch konstruktiven Replik. 
Relativ ausführlicher äußert sich Renate Schepker aus jugendpsychiatrischer Sicht zu 
den anstehenden Begutachtungsfragen. Sie wendet sich sowohl gegen ein »überholtes« 
Akkulturationspostulat als auch gegen die Unterstellung, ausländische jugendliche besä­
ßen eo ipso ihre eigene kulturelle Identität; vielmehr sei zunächst zu eruieren, »ob der zu 
Begutachcende ... überhaupc eine Chance hatte, kulturelle Identität zu entwickeln«. Den 
(unbescrittenen) Möglichkeicen kultureller Erklärungen für individuelle Probleme stellt 
sie deren Grenzen entgegen, vor allem wenn die individuellen Probleme sich hinreichend 
aus kultur-unabhängigen Faktoren (wie z. B. durch sozial deprivierte Familienverhältnis­
se) erklären lassen. Die Autorin weist sodann auf zu wenig reflektiene Einflüsse hin, die 
sich unter kultur-differentiellem Aspekt auf die Gutachter-Proband-Beziehung auswirken 
können. 
Abschließend äußere sie sich - »jenseics« der »explizit theorielosen« Standardvorgabe 
im DSM IV - zur Tragfähigkeit kultureller Differenzen als Erklärung für Delinquenz im 
Einzelfall. Sie hält jene Erklärungen bei z. T. widersprüchlichen Theorie-Angeboten für 
tatsächlich weitgehend unerforscht, womic sie sich von ihrer eigenen Disziplin her dem 
Fazit der beiden o. a. Ethnologen nähere. Und ähnlich jenen plädiere sie für ein kombina­
torisches Vorgehen, bei dem »die Beschäfcigung mit interkulturellen Fragestellungen« den 
Expenen im Sinne eines »Lernens durch Kulturkontakt« qualifiziert. 
s 1 0  MschrKrim 82. Jahq;ani; - Sonderheft - 1999 
Der Beitrag von Schepker erscheint zwar weniger stringent durchgeführt als die vorge­
nannten, ist aber durch einige Kasuistik treffend illustriert. Der speziellen Fragestellung 
entsprechend sind u. a. d ie in der MschrKrim publizierten Beiträge von Horn und von 
Matt (beide 1 995, vgl. auch dortselbst S. 1 2 1  ff.) herangezogen. Das insbesondere von 
Horn diskutierte, von Schepker zunächst au sgeklammerte Problem der sprachlichen Ver­
ständigung wird anschliel�end zunächst von Mehmet Toker aufgegriffen, dem psychologi­
schen Pendant-Referenten aus demselben nordrhein-westfälischen Arbeitsfeld (K linikum 
Essen). 
Toker stellt vorweg den Unterschied zwischen Einwanderer-Minderheiten in den USA 
und »Migranten« aus der Türkei in Deutschland heraus, der im Verbleiben-Wollen (u nd 
also sich Akkulmrieren-Wollen) dort gegenüber fortdauernder Orientierung am Heimat­
land hier besteht. An den Marburger Richtlinien von 1 955 und ihrer empirischen Über­
prüfung durch Esser et al. (MschrK rim 1 991) veranschaulicht der Referent, da/! trotz 
grundsätzlicher »Bewährung« der Richtlinien innerhalb Deutschlands deren Zu schrei­
bungen auf türkische Heranwachsende hierzulande nicht passen, seien sie oder ihre Fami­
lien nun (wie überwiegend) ländlich-dörflich oder aber städtisch hcimat-sozialisiert. Ent­
sprechendes gilt für andere Reifeskalen wie etwa die vielzitierten »Stufen« nach Kohlberg. 
Müßte hierzulande sonach „fast allen Heranwachsenden aus der Türkei eine sittliche Rei­
feretard ierung . . .  attestiert werden«, werfen überdies selbst testpsychologische Intelli­
genzmessungen mehr Fragen auf als sie beantworten. Eher fündig werden könnte man, so 
Toker, viel leicht durch Erforschung der konkreten Bedingungen, unte r  denen junge 
(türkische) Ausländer in Deutschland au fwachsen; aber darüber fehlt jede Empirie, ist 
doch noch nicht einmal »der Durchschnittstyp« eines solchen jungen Menschen auch nur 
in Ansätzen erforscht. Um so mehr praktisches Gewicht kommt somit der Erfahrung und 
dem individuellen »Ermessen« des Experten zu. Damit aber stellt sich um so schärfer das 
bereits er wähnte Sprach- und Verständ igungsproblem, und zwar selbst für einen bikultu­
rellen und zweisprachigen Sachverständigen. Denn von dessen »selbst- und wissen­
schaftskritischer Reflexion« wird es im Einzelfall abhängen, was das Gericht tatsächlich 
von ihm »hat« . 
Zu m Abschluß dieses Textblocks berichtet Frans Koenraadt aus Utrec ht über die fo­
rensisc h-psychiatrische und -psychologische Begutachtung insbesondere au sländischer 
Beschuldigter in den Niederlanden (vgl. auch seinen Beitrag in der Festschrift für Rasch, 
1 993 ). Der Text, ganz als praxisorientierte Information konzipiert, führt vorweg in jene 
» Merkmale« der einschlägigen Forensik in seinem lande ein, die seinem Autor auch fü r 
N icht-Niederländer interessant und relevant erscheinen. Die »Begutachtung von ausländi­
schen Beschuldigten« kommt dann vergleichsweise knapper weg, wobei d ie Auflistung 
»Spezifischer Probleme« geeignet erscheint, alle in den bisherigen Beiträgen enthaltenen 
Erkenntnisse, Einsichten und Befunde zu bestätigen. Bei den »abschließenden Bemerkun­
gen« weist die Warnu ng vor einer Vermischung psychiatrischer und ethnologischer Ver­
teidigungsstrategien auf die Anfänge dieses Textblocks zurüc k, und seine Mahnung, einen 
Dolmetscher »weder als Kultur-Sachverständigen noch als Hilfspolizei« zu betrachten, 
weist schon au f den nächsten Textblock voraus. 
Im dritten Textblock stehen die wieder au sführlicher behandelten Kommunikations­
probleme in Vernehmungen mit au sländischen Beschuldigten im Zuge polizeilicher Er­
mittlungen im Vordergrund; schon die Redeweise »mit ausländischen Beschu ldigten« 
zeigt an, daß die Probleme nicht (allein) jene des Vernehmungsbeamten und seines Ge­
genübers sind: Erschwerend kommt - wo benötigt - der Faktor Dolmetscher hinzu. 
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Der Beitrag von Ute Dank und Norbert Schröer, beide von der Universität-GH Essen, 
enthält erste Auswertungsergebnisse einer laufenden empirischen Erhebung, die an die 
Ergebnisse eines früheren Forschungsprojekts über die polizeiliche Ermittlungspraxis 
(Reichertz u. Schröer 1993) anknüpft. In diesem Projekt hatte sich, wie in ähnlichen For­
schungen zuvor, bei nichtdeutschen (polizeilich ermittelten) Beschuldigten ein geringeres 
Verurteilungsrisiko als bei deutschen Beschuldigten ergeben. Die ursprünglich gängige 
Interpretation dieses Befundes, daß •ausländerbedingte« Qualitätsmängel der polizeili­
chen Ermittlungsergebnisse strafgerichtliche Konsequenzen häufiger verhinderten, führte 
die Autoren zu der Folgefrage, wie es zu solchen »Mängeln« kommt, was sich logischer­
weise für deutschsprechende und nicht deutschsprechende Beschuldigte unterschiedlich 
beantworten könnte. 
In dieser Zweiteilung werden sodann die sich abzeichnenden Ergebnisse der in der 
neuen Feldstudie auf Tonband aufgenommenen Vernehmungen türkischer Beschuldigter 
referiert. Dabei ergibt sich für die deutschsprachigen Türken ein geschicktes Unterlaufen 
der polizeilichen Strategien, die - bei Deutschen überwiegend erfolgreich erprobt - auf 
eine Motivierung zur Kooperation abzielen, was aber bei den Türken an ihrer grundsätz­
lichen Vcrwcigerungshaltung scheitert. Denn ihnen fehlt es eben an einer identifikativen, 
»strukturell loyalen« Haltung gegenüber der •gastgebenden« Kultur (= »Ermittlungskul­
turkonflikt«. Für die nicht deutschsprachigen Türken erwies sich aufgrund der diffusen 
Rolle der Dolmetscher, einerseits von der Polizei ökonomisch abhängig zu sein (sie müs­
sen »verdienen«), andererseits die ihnen von den Vernehmungsbeamten angetragene 
·Hilfspolizistenrolle« aber nicht ausfüllen zu können oder zu wollen, eine Zweiteilung als 
forschungstaktisch notwendig: nämlich in »vororientierte« Beschuldigte, die auf den Tat­
vorwurf (u. a. Asylrechts- und Ausländerrechts-Verstöße) bereits eingestellt sind, und 
»nicht orientierte« Beschuldigte, gegen die wegen normaler Delinquenz vorgegangen 
wird. Angehörige der ersten Gruppe erscheinen - kurz gesagt - in ihrer Verteidigungs­
taktik sogar dem Dolmetscher überlegen, wohingegen solche der zweiten Gruppe in ihrer 
eigenen (ggf. dolmetscher-verstärkten) Orientierungslosigkeit untergehen. 
Wen immer als Leser der Text von Dank und Schröer irgendwie irritiert entläßt, findet 
sich in der anschließenden pointierten Replik von Rainer Strobl (dem dritten Fall der 
Anwendung dieses »Stilmittels«) bestätigt. Auf drei Textseiten beanstandet Strobl vor al­
lem zwei Punkte: Zum einen verweist er auf die methodische Problematik, für den zuvor 
statistisch-quantitativ gewonnenen Befund der reduzierten Verurteilungswahrscheinlich­
keit ausländischer Beschuldigter nun aufgrund eines qualitativen Designs verbleibende 
Erklärungslücken schließen zu wollen. So könnten andere (oder neuere) quantitative 
Auswertungen den verblüffenden statistischen Effekt »auf ebenso verblüffende Weise 
wieder verschwinden« lassen. Zum anderen lege die Art und Weise, wie die beiden Vor­
Autoren ihre Ergebnisse präsentieren, ggf. folgenreiche Mißverständnisse nahe: nämlich 
Jag dem Gastland undankbare Ausländer die Strafverfolgung »trickreich« und »fast 
böswillig« unterliefen. Dabei wäre, so Strobl, für positiver wertende Folgerungen aus den 
gesellschaftlich »höchst relevanten« Befunden von Dank und Schröer durchaus Anlaß und 
Raum gewesen. Denn diese weisen doch auf »Mängel im Polizeisystem« und allgemeinere 
Schwierigkeiten von Polizei und Justiz im Umgang mit Ausländern hin, die ihrerseits 
»Strukturprobleme dieser Systeme« reflektieren, welche sich wiederum zum Nachteil ge­
rade auch ausländischer Opfer von Straftaten auswirken dürften. So fährt Strobl, bildlich 
ge.�prochen, zugleich eine von den Kritisierten übersehene Ernte ein. 
Drei Kurztexte, im Inhaltsverzeichnis zutreffend als Praxisreferate bezeichnet, schlie­
f�en den letzten Textblock ab. 
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Aus seiner Erfahrung als Strafverteidiger berichtet Klaus Rüther zunäc hst über grund­
sätzliche Schwierigkeiten im Umgang mit ausländischen Mandanten, derer der Anwalt 
sich bewußt sein müsse. Genannt werden z. B. die verwaltungsrechtlichen (ausländer­
rechtlichen) Konsequenzen, die das Verfahren möglicherweise nach sich zieht, die »kul­
turbed ingt« fehlenden oder verfehlten Vorverständ nisse von Strukturen und Abläufen 
eines deutschen Strafverfahrens, ggf. sogar d ie dem Anwalt begegnenden Verhaltenserwar­
tungen, wie sie aus einer »heimatlichen« Beziehungs- und Bestechungskultur entspringen. 
Auch die dolmetscher-bedingten Erschwernisse der Kommunikation spielen wieder ihre 
Rolle. Anschließend zählt der Referent vier »wesentliche Einzelprobleme« auf: 1 .  die oft 
ve rfassungs- und auch EMRK-widrig praktizierte (Nicht-)lnformation vo n Ausbndern 
über einen Haftbefehl (§ 1 1 4  a StPO); 2. die praktische Wichtigkeit einer vollständigen 
Übersetzung der Anklageschrift gegen einen nicht deutsch sprechenden Beschuldigten 
sowohl hinsichtlich der Ordnungsmäßigkeit der Klageerhebung als auch für die Möglich­
keiten der Verteidigung; 3.  die für ein faires Verfahren überhaupt oft nicht ausreichende 
»Zeit und Gelegenheit«, die Verteidigung vorzubereiten (EMRK Art. 6 Abs. 3 b); 4 .  und 
da capo die bis in d ie U rteilsbegründung hinein virulenten Probleme der Dolmetscher­
funktionen(§ 185 GVG). 
Elisabeth Hesse, Psychologin und Stellvertretende Anstaltsleiterin der JVA Butzbach, 
berichtet über Spezifika der » Ausländer in Untersuchungshaft« .  Nach statistischer Veran­
schaulichung der bekannten Dimensionen des Prob lems geht sie auf die Gründe ein, aus 
denen sich eine Untersuc hungshaft bei Ausländern häufig noc h schlimmer auswirkt als 
eine Strafhaft. Hierfür  werden - über die mit jeder U-Haft verbundenen allgemeinen 
Schicksalsungewißheiten hinaus - eben die Vielfalt der Nationalitäten und die begrenzten 
Verständigungsmöglichkeiten angeführt, ferner die faktische Überbelegung der Anstalt 
und die mit alledem verbundenen Überfo rderungen des Personals, mit Ausländern (und 
ggf. ihren Gruppen-Subkulturen) » richtig« umzugehen. In Bezug auf die klassische Pha­
sen-Einteilung für das Erleben und Erleiden von Untersuchungshaft kommt Hesse aller­
dings zu dem »paradoxen« Ergebnis, daß der typische fortschreitende Entmündigungs­
und Zermürbungsprozeß bei Ausländern tatsächlich eher seltener zu beobachten sei als 
bei Deutschen - vielleicht weil jene, wenn mit Leidensgenossen gleicher Nationalität zu­
sammen, sich gegenseitig stärker stützten als diese. Die abschließenden Beobachtungen 
der Referentin gelten der besonders desolaten Lage der Abschiebehäftlinge. 
Den Schluß des Ganzen bildet der Beitrag des Vorsitzenden Richters einer Strafkam­
mer in Frankfurt/Main, die, zuständig für Tötu ngsdelikte, in einem Zeitraum von 
5 Jahren zu 73% gegen ausländische Angeklagte zu verhandeln hatte: Ulrich Baltzer äu­
f�ert s ich zu »Problemen der Urteilsfindung« bei der in Rede stehenden Klientel. In  den 
Mittelpunkt rückt er zwei praktische Fä lle, in denen einmal ein 43jähriger Mann aus der 
Osttürkei seine aus der Heimat mitgebrachte, inzwischen getrennt lebende Frau erstach, 
im zweiten Fall ein Sizilianer seine (gleichfalls volksgleiche) Ehefrau erschoß. Obwohl -
ethnologisch parallelgewertet - der erstgenannte Täter eine eher »heile«, der zweite eine 
eher »zerrüttete« Sozialisation hinter sich hatte, wirkten sich gerade diese Hintergründe 
trotz vorliegender Gutachten aus allen im zweiten Textblock vertretenen Disziplinen auf 
die U rteilsfindung offenbar nicht differenzierend aus; es überwog insoweit die Relevanz 
von Umständen der aktuellen Konfliktlagen. Am Ende geht auch Baltzer auf die Ab­
schiebegefangenen ein und verallgemeinert die Frage, ob das vollzugliche Resozialisati­
onsziel nicht auf die je »heimatlichen« Wertsysteme hin orientiert und verf olgt  werden 
sollte - mit der Konsequenz, »die gegen nichtdeutsche Verurteilte verhängten Strafen und 
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Maßregeln ... in ihrem jeweiligen Herkunftsland vollstrecken zu lassen«: ein für Europa 
bekanntlich auch juristisch generell angestrebtes Ziel. 
III. 
Insgesamt bilden die 13 Manuskripte ein vielschichtiges und facettenreiches »Paket«. Die 
bereits eingangs skizzierte Thematik wird dem Leser konzentriert nahegebracht; insbe­
sondere wird deren tatsächliche Komplexität an den thematisierten Schwerpunkten über 
diese hinausgehend vermittelt. 
In der Natur des Anlasses, nämlich die Tagung vom Frühjahr 1997, liegt es, daß neben 
wissenschaftlicher Information, wie es in den Beiträgen zum ersten Textblock grundgelegt 
wird, auch die mit dem Gesamtthema befalhe Praxis zu Worte kommt. Das erscheint 
schon per se legitim, wollte man die an der Veranstaltung teilnehmenden Praktiker nicht 
auf bloHe Diskussionsbeiträge reduzieren. Diese Orientierung erscheint zudem besonders 
angezeigt mit Rücksicht auf die Funktion des Symposiums, eine breitere Befassung mit 
Jen verhandelten und anderen Aspekten des Gesamtthemas einzuleiten. 
Als am ansprüchlichsten und konzentriertesten beeindrucken mich die Referate zum 
zweiten Textblock. Das Thema der forensischen Begutachtung scheint hier in seiner gan­
zen Breite auf, von der Schuldbeurteilung über die Reifediagnose bis zur Prognostik. 
Möglichkeiten und Grenzen ethnologischer Gutachten werden besonders eindrucksvoll 
aufgezeigt. 
lm dritten Textblock ist das »Schwergewicht« der polizeilichen Vernehmungsmetho­
dik unverkennbar. Ihre Behandlung verdeutlicht zugleich, wie viele weitere, ggf. ähnlich 
relevante Fragestellungen sich - bei nur ein wenig Phantasie - im selben Gesamtzusam­
menhang noch ergeben könnten. Einen Eindruck von diesem weiteren Bereich, den man 
auch mit »Ausländer im Kriminaljustizsystem« umreiHen könnte, vermitteln die drei ab­
schlicl�enden Praxisberichte. 
Damit ist gewissermagen kontrapunktisch auch die Frage angesprochen, welche wis­
senschaftlichen Informationen die nicht praxisorientierten Textbeiträge vermitteln. Zum 
einen versteht sich wohl von selbst, daH die Nichtpraktiker unter den Referenten vor al­
lem unter dem Gesichtspunkt ihrer bereits vorhandenen einschlägigen Qualifikation aus­
gewählt wurden. Infolgedessen bauen ihre Referate (z. B. auch die ethnologischen, vgl. bei 
Menzel den Hinweis auf die eigene Studie im Literaturverzeichnis) auf dem status quo der 
aktuellen Erkenntnis- und Diskussionsstände auf. Andererseits kommen wiederholt auch 
neue - z. T. erst vorläufige - Ergebnisse empirischer Forschung zur Sprache. So nimmt 
z. B. Toker auf eine (laufende) Feldstudie über »familiäre Bewältigungsstrategien« Bezug
und argumentiert Strobl mit neueren statistischen und anderen Erhebungen. Vor allem 
aber »lebt« der Part über die polizeilichen Vernehmungen, wie zuvor hier eingehender 
dargelegt, von der Diskussion um die neue Untersuchung von Dank und Schröer. 
Aus alledem folgt ein eindeutig positives Fazit. Nicht zuletzt ist dem Initiator und ver­
antwortlichen Redakteur des Gesamtberichts, Wolfgang Bilsky, in seiner Entscheidung 
beizupflichten, die schriftlich vorliegenden Referate sämtlich in die Publikation aufzu­
nehmen. Denn gerade auch die Praxisreferate können schon jetzt dazu dienen, durch 
»learning by doing« zu neuen Umgangsformen mit den Problemen anzuregen. 
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I. Einführung in die Thematik und Basisinformationen
Ethnizität, Konflikt und Recht: 
Ausgangsüberlegungen zu einem interdisziplinären Symposium 
über Probleme von Assessment und Begutachtung 
in Strafverfahren mit Beteiligten ausländischer Herkunft 
Wolfgang Bilsky 
1. Problemstellung
In der Bundesrepublik leben zur Zeit mehr als sieben Millionen Menschen ausländischer 
Herkunft (vgl. Baratta, 1 997). Viele von ihnen sind in industriellen Ballungsgebieten seß­
haft, so daß ihr prozentualer Anteil an der dortigen Bevölkerung noch deutlich höher ist, 
als d iese absolute Zahl vermuten läßt. Mit der Zunahme der zahlenmäßigen Präsenz dieser 
Bevölkerungsgruppe hat zwangsläufig auch die Anzahl interpersonaler Konflikte - so­
wohl untereinander, als auch mit der deutschstämmigen Bevölkerung - zugenommen. Da 
nur ein Teil dieser Konflikte informell gelöst werden kann, sind die Konfliktparteien auf 
eine Konfliktregulierung durch Dritte, d .  h. überwiegend durch rechtliche Instanzen, an­
gewiesen. 
Die rechtliche Regulierung interpersonaler Konflikte stößt immer dann auf besondere 
Probleme, wenn sie im Rahmen eines Rechtssystems stattfindet, das den kulturellen Hin­
tergrund nur einer der betroffenen Konfliktparteien widerspiegelt. Auf d iesen Sachverhalt 
wird nachfolgend näher eingegangen. Ohne die auf unterschiedlichen Ebenen geführte 
Diskussion über die Definition von Kultur und Ethnizität aufzugreifen (vgl. z. B.  Brislin, 
1 983; Brumlik, 1 990; Calhoun, 1 993; Shweder & Sullivan, 1 993 ), wird dabei pragmatisch
auf Terminologie und Überlegungen von Berry ( 1 988), LaFromboise, Coleman und Ger­
ton ( 1 993) und Phinney ( 1 990) zurückgegriffen 1 • 
1. 1 Kulturelle Kompetenz und Konflikt
LaFromboise et al. ( 1 993) berichten über verschiedene Voraussetzungen, die erfüllt sein 
müssen, damit sich ein Individuum kulturell kompetent verhalten kann. Hierzu gehören 
aus Sicht der Autoren eine stabile persönliche Identität, Wissen über und Zugang zu kul­
turspezifischen Überzeugungen und Werten, Sensibilität gegenüber affektiven Prozessen 
innerhalb der Kultur, sprachliche Kompetenz, sozial akzeptables Verhalten, aktive soziale 
Beziehungen innerhalb der Kultur und Kompetenz im Umgang mit institutionellen 
Strukturen (p. 396). 
Kulturspezifische Unterschiede und kulturübergreifcnde Universalien sind Forschungsgegenstand 
verschiedener Disziplinen wie Ethnologie, Geschichtswissenschaften, Psychologie, Rechtswissen­
schaften oder Soziologie. Je nach fachwissenschaftl icher Orientierung stehen dabei jeweils unter­
schiedliche Aspekte im Vordergrund, ohne daß jedoch einzelne Problemstellungen eindeutig oder 
ausschließlich einer dieser Disziplinen zugeordnet werden könnten (vgl. z. B .  Porter & Washing­
ton, 1 993). Die hier vorgestellten Überlegungen entsprechen primär einer psychologischen Sicht­
weise, ohne diese jedoch anderen gegenüber favorisieren zu wollen. 
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Es liegt auf der Hand, daß Personen ausländischer Herkunft i n  einem fremden Land 
wie der BRD nur bedingt die genannten Voraussetzungen erfüllen können. Je nachdem, 
ob sie motiviert und in der Lage sind, ihre ursprüngliche kulturelle Identität aufrechtzu­
erhalten und gleichzeitig mit anderen (kulturellen) Gruppen Beziehungen aufzubauen 
und zu pflegen, wird ihr Akkulturationsprozeß zu Integration, Assimilation, Separation 
oder Marginalisierung (Berry, 1 988; vgl. Abbildung 1) und damit zu einem sehr unter­
-�chied lichen Ausmaß kulturspezifischer Kompetenz führen. Diese muß als notwendige, 
wenngleich nicht hinreichende Bedingung für eine konfliktfreie interpersonale Interaktion 
betrachtet werden. Ein zusätzliches Problem ist hierbei auch, daß aufgrund konfligieren­
der Einstellungen, Werte und Verhaltensweisen die Identifikation mit zwei unterschiedli­
chen Bezugsgruppen zu Problemen für Selbstbild und (bikulturelle) persönliche Identität 
führen kann (Kagit�iba? l, 1 987; Phinney, 1 990). !ntrapersonale Konflikte gehen insofern
oft mit den sich aus unterschiedlichen ku lturspezifischen Erwartungen und Verhaltens­
weisen ergebenden interpersonalen Konflikten einher. 
Abbildunl', 1 :  Akkulturationsmuster nach Berry (1988) 
Frage 1 
Frage 2 Erscheint es wünschenswert, die kulturelle 
Identität und kulturelle Merkmale 
beizubehalten? 
Erscheint es "Ja" "Nein"
wünschenswert, den 
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"Nein" SEPARATION MARGI NALISI ERUNG
1 .  2 Konfliktebenen
Für das Verständnis intrapersonaler Konflikte ist von Bedeutung, daß der einzelne 
(potentielle) Konfliktpartner als Träger einer je individuellen, verhaltensrelevanten Merk­
malsausstattung betrachtet werden muß. Hierbei stehen weniger Einzelmerkmale im Sin­
ne persönlichkeitspsychologischer Dispositionen (liebert & Spiegler, 1 994) im Blick­
pu nkt. Vielmehr sind es komplexe Aspekte personaler Identität, die ihren Ausdruck in  
einer j e  spezifischen Ausprägung persönlicher Werthaltungen (Bilsky & Schwartz, 1 994),
alltagspsychologischer Theorien und (Re-)Konstruktionen (Furnham, 1 988) sowie per­
sönlicher Normen (Schwartz, 1 977) finden, die - in Interaktion und Auseinandersetzung 
miteinander - für die individuelle Verhaltenssteuerung von Bedeutung sind. 
Die enge Verbindung zwischen intra- und interpersonaler Betrachtungsweise wird 
deutlich, wenn weniger die Deskription individueller Werthaltungen als vielmehr deren 
Entstehung in den Vordergrund rückt, d .  h., wenn sozialisatorische Aspekte betrachtet 
werden (Kagttribag 1 989; Kagttpbap & Berry, 1 989). Hier muß insbesondere bei Mi-
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granten mit der Möglichkeit konfligierender Prozesse beim Erwerb von Werthaltungen 
gerechnet werden, auch wenn zwischen den in verschiedenen Ländern erhobenen Wert­
strukturen durchaus Parallelen festzustellen sind (Schwartz & Bilsky, 1 987, 1 990;
Schwartz, 1 992). Wertkonflikte sind vor allem dann zu erwarten, wenn familiäre und 
schulische Sozialisation ohne gegenseitige Abstimmung verlaufen (Boos-Nünning & Nie­
ke, 1 9822; s. a. Nauck, 1 990). Da Werte nicht nur Verhaltenspräferenzen sondern auch 
Verhaltensanforderungen widerspiegeln, gehen Wertkonflikte zudem vielfach mit Norm­
konflikten einher, d ie sich sowohl auf intra- wie interpersonaler Ebene manifestieren 
können und damit d ie Definition der sozialen und ethnischen Identität gleichermaßen 
tangieren (Phinney, 1 990). 
Von den vielfach unausgesprochenen oder allenfalls teilweise explizierten persönlichen 
und sozialen Normen sind suprapersonale, gesellschaftliche Normen zu unterscheiden, 
d ie in formalisierter und kodifizierter Form als Rechtsnormen die Interaktionen innerhalb 
einer Gesellschaft regeln. Ist schon das Verhältnis von persönlichen und sozialen Werten 
und Normen vielfach durch Spannungen gekennzeichnet, so wird dieses Spannungsfeld 
durch den Geltungsanspruch von Rechtsnormen um einen zusätzlichen Faktor erweitert. 
Dies wird u. a. auch darin deutlich, daß die subjektive Wahrnehmung einer Schädigung 
(Verletzung), deren Interpretation als widerfahrenes Unrecht und die formalrechtliche 
Klassifikation des zugrundeliegenden Sachverhalts als Straftat nur bed ingt Überschnei­
dungen aufweisen (Bilsky & Wetzeis, 1 994). Diese Situation wird weiter verschärft, wenn
die Wahrnehmung der jeweiligen Situation durch unterschiedliche, kulturspezifische In­
terpretationsfolien der beteiligten Konfliktparteien vermiuelt wird . Mit zunehmender 
Diskrepanz zwischen wahrgenommener Legitimität und faktischer Legalität3 des inkri­
minierten Verhaltens (vgl. Abbildung 2) ist eine Verletzung des alltagspsychologischen 
Rechtsgefühls und d ie Gefahr eines Verlustes an Rechtssicherheit und Vertrauen verbun­
den, von Paktoren also, d ie für die Akzeptanz und Steuerungsfunktion des Rechts von 
zentraler Bedeutung sind. 
Abbildung 2: Rechtliche und subjektive Bewertung konfliktärer Situationen auf dem 
Hintergrund unterschiedlicher normativer Standards 
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2 Ebenfalls: Bnos-Nünning, 1 995, Vortrag bei der Sommerakademie des Interdisziplinären Gradu­
icrtenkollegs » Konflikte im Kontext sozialer und kultureller Diversität«, Schloß Thurnau. 
3 Giordano, 1 995, Vortrag bei der Sommerakademie des lnterdiszipliniiren Graduiertenkollegs 
„ Konflikte im Kontext sozialer und kultureller Diversitiit«, Schloß Thurnau. 
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Sind mit der Manifestation rechtsrelevanter Konflikte vor allem Aspekte distributiver 
Gerechtigkeit assoziiert, so treten beim Versuch ihrer Regulierung und Beilegung insbe­
sondere auch solche der prozeduralen Gerechtigkeit (Lind & Tyler, 1 988; Lind & Earley, 
1 992;  s. a. Bierbrauer, Gottwald & Birnbreier-Stahlberger, 1 995) in den Vordergrund. 
Folgt man der in sozialpsychologischen Diskussionen gängigen Unterscheidung von in­
dividualistischen und kollektivistischen Gesellschaftsformen, dann impliziert d iese auch 
eine unterschiedliche Präferenz formeller und informeller Konfliktschlichtungsstrategien 
(vgl. Bierbrauer, 1 994 ). Sofern ein Rechtssystem d ieser Unterscheidung nicht Rechnung 
trägt, werden sich subjektive Erfahrungen ungerechter Behandlung und Reaktanz gegen­
über dem praktizierten Schlichtungsverfahren nicht vermeiden lassen. 
l.J Wissenschaftliche Systematisierungsversuche 
Innerhalb der Psychologie hat die Forschung zur prozeduralen und distributiven Ge­
rechtigkeit eine inzwischen Jah rzehnte zurückreichende Tradition (vgl. Lind & Earley, 
1 992; Mikula, 1 980). Neben einer Vielzahl allgemeiner Darstellungen sind Unterschiede 
im Verständn is von Verantwortlichkeit und Gerechtigkeit seit längerem auch Gegenstand 
kulturspezifischer und kulturvergleichender Untersuchungen. So hat unlängst das Inter­
national Journal of Psychology dieser Thematik ein eigenes Sonderheft gewidmet (vgl. 
Hamilton, 1 992). 
Verantwortlichkeit und Gerechtigkeit sind jedoch keineswegs die einzigen rechtsrele­
vanten Themen, die innerhalb der Psychologie unter kulturvergleichenden Gesichtspunk­
ten d iskutiert werden. Beispielsweise erschien 1 994 ein Sonderheft der Zeitschrift Law 
and Human Behavior unter dem Titel »Race, Ethnicity, and the Law«. In ihm wurden 
unter anderem kulturspezifische Probleme des Assessment (Diagnostik), des elterlichen 
Sorgerechts, der Konfliktregulierung, sowie von Mißtrauen und rassischen Vorurteilen 
thematisiert (vgl. Hans & Martinez, 1994 ) . 
Auch im deutschsprachigen Raum sind die Themen Recht und Gerechtigkeit in den 
letzten Jahren vermehrt mit dem Thema Ethnizität in  Verbindung gebracht worden. So 
beschäftigt sich beispielsweise Bierbrauer in seinen Arbeiten mit der Situation von Asy­
lanten (z. ß. Bierbrauer & Volkmann, 1 988); Mansel (1 986) geht dem Problem unter­
sch iedlicher Selektion von Deutschen und Ausländern in Zusammenhang mit der soge­
nannten Kriminalitätsbelastung nach; Pfeiffer und Strobl (1 993) stellen Ausländer als 
Opfer von Straftaten i n  das Zentrum ihrer Untersuchungen; Reichertz und Schröer (1 993) 
untersuchen Probleme der polizeilichen Ermittlung gegenüber Ausländern. Neben der 
überwiegend universitären Diskussion des Themas Ethnizität und Recht melden sich 
schließlich auch vereinzelt Praktiker zu Wort. So hat beispielsweise Hesse (1 994) auf der 
Tagung »Rechtspsychologie - kontrovers« der Sektion Rechtspsychologie des Berufsver­
bandes Deutscher Psychologen (BDP) über d ie Arbeit mit Ausländern in der Untersu­
chungshaft referiert. Diese Beispiele sind lediglich illustrativ und könnten problemlos er­
gänzt werden; sie dürften jedoch bereits das vielfach bestehende Interesse am Thema 
Ethn izität und Recht ausreichend verdeutlichen. 
1.4 Notwendigkeit interdisziplinärer Diskussion 
Ungeachtet dieses von verschiedenen Seiten artikulierten Interesses mangelt es jedoch in 
Deutschland an fachübergreifender Diskussion der Thematik >Ethnizität und Recht<. Dies 
ist zumindest teilweise auf das Fehlen eines entsprechenden Forums zurückzuführen, das 
sich schwerpunktmäßig und nicht nur am Rande dieser Thematik widmet. Ein solches 
Forum sollte den Austausch zwischen den verschiedenen Fachdisziplinen und zwischen 
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Wissenschaftlern und Praktikern gleichermaßen ermöglichen. Dieser ist sowohl für die 
zur Verfügungstellung bereits vorhandenen fachspezifischen Wissens in einer für andere 
Disziplinen nachvollziehbaren Form als auch für die Formulierung von Fragen erforder­
lich, die innerhalb der jeweiligen Einzeldisziplin virulent sind, in den Nachbardisziplinen 
aber vielfach nicht als bedeutsam u nd/oder problematisch erkannt werden. 
Themen, die für den justitiellen Umgang mit Konflikten von zentraler Bedeutung sind 
und insofern einer solchen Information und Diskussion bedürfen, sind vor allem: 
• Die Bedeutung persönlicher (ind ividueller) und sozialer (kultureller) Werte und Nor­
men für die Definition und den Schutz der pers(inlichen und sozialen Identität und
die Bewertung eigenen und fremden Verhaltens unter dem Aspekt intendierter und
faktischer Verhaltenskonsequenzen.
• Die Identifikation kulturspezifischer Moderatoren subjektiver (Rechts-)Sicherheit und
individuellen (System-) Vertrauens.
• Die Identifikation kultureller Universalien und Spezifika in der Wahrnehmung von
Verletzungen distributiver und prozeduraler Gerechtigkeit, von Stressoren, die das
Verhältnis von Rechtsverständnis und Gerechtigkeitserleben und, vermittelt hier­
durch, die Akzeptanz formeller (Rechts-)Normen negativ beeinflussen.
• Kulturspezifische Präferenz und Akzeptanz von Konfliktlösungsstrategien zur Wie­
dergutmachung materieller oder immaterieller Verletzungen und zur Wiederherstel­
lung von Rechtssicherheit und Rechtsgleichheit.
• Formen und Häufigkeit ind ividueller Opferwerdung sowie Muster kulturspezifischer
Streßverarbeitung (Copingmechanismcn und -strategien).
Die Auseinandersetzung mit den sich im Spannungsfeld von Ethnizität und Recht er­
gebenden Problemen läßt sich beispielsweise im strafrechtlichen Kontext nicht auf einen 
der Bereiche Ermittlungstätigkeit, Hauptverhandlung, Untersuchungshaft oder Strafvoll­
zug begrenzen. Vielmehr ist die Kenntnis der zuvor genannten individuellen und sozialen 
Parameter in allen Stadien der (straf-)rechtlichen Regelung interpersonaler Konflikte von 
Bedeutung. Dementsprechend ist auch eine Delegation von Verantwortung im Umgang 
mit den sich aus der Beteiligung ausländischer Konfliktparteien ergebenden Problemen an 
einzelne Funktionsträger oder Instanzen, sei es im Bereich der Polizei, Staatsanwaltschaft, 
des Gerichts, des Strafvollzugs oder auch des Opferschutzes, nicht oder nur mit Ein­
schränkungen möglich. 
2. Interdisziplinäres Symposium
Auf dem Hintergrund dieser Überlegungen wurde im Frühjahr 1 996 bei der Volkswa­
genstiftung ein Antrag auf Sachbeihi lfe zur Durchführung eines interdisziplinären Sym­
posiums im Schwerpunkt »Recht und Verhalten« gestellt. Ziel des beantragten Symposi­
ums war es, ein möglichst breites interdisziplinäres Informations- und Diskussionsforum 
zu schaffen, auf dem Probleme, d ie sich im Spannungsfeld von Ethnizität und Recht erge­
ben, verdeutlicht und - soweit d ies möglich ist - im Hinblick auf mögliche Lösungen 
analysiert werden. 
In Anbetracht der thematischen Breite rechtsrelevanter Konflikte war eine Eingren­
zung der zu diskutierenden Problembereiche und Anwendungsfelder unumgänglich. Mit 
Blick auf verschiedene seinerzeit laufende Forschungsarbeiten bot sich eine strafrechtliche 
Schwerpunktsetzung an, die jedoch nicht zu einem Ausschluß zivil- und verwaltungs­
rechtlicher Aspekte führen sollte. Innerhalb dieses Kontextes war eine Fokussierung auf 
diagnostische und gutachterliche Fragestellungen vorgesehen. Dabei wurde, in Analogie 
zu dem in der psychologischen Diagnostik verwendeten Assessment-Begriff, von einem 
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wcicen Verständnis diagnostischen Handelns ausgegangen. Aus diesem Grund sollte, ne­
ben der im engeren Sinne forensischen Diagnoscik, beispielsweise auch die polizeiliche 
Ermittlungstätigkeit in den chematisch relevanten Ausschnitten berücksichtigt werden. 
Die Diskussion diagnostischer und, darauf aufbauend, gutachterlicher Aufgabenstel­
lungen im Kontext vun Echnizicät und Reche isc in mehrfacher Hinsichc relevant. Erstens 
sind im Bereich der diagnoscischen Urteilsbildung - insofern es sich um transkulturelle 
Diagnostik handele - alle zuvor skizzierten Themen von Bedeutung. Zweitens setzt die 
Behandlung gutachcerlicher Fragestellungen mit unmiccelbarem Bezug zur rechdichen 
Praxis, neben der ßerücksichcigung grundlagenwissenschaftlicher Aspekce, zwingend den 
Versuch eines Theorie-Praxis-Transfer voraus. Hierdurch isc die Gefahr einer ausschließ­
lich •akademischen< Diskussion weicgehend gebannc. Schließlich setzcen fall- und pro­
blcmadäquace Bewertungen im Rahmen (scraf-)rechclicher Entscheidungsfindung die rea­
liscische Einschätzung von Möglichkeiten 11nd Grenzen einer kulturübergreifenden Dia­
gnostik zwingend voraus .  
Das geplante Symposium wurde im Februar 1 997 mit finanzieller Unterstützung der 
Volkswagensciftung in der Werner-Reimers-Stiftung, Bad-Homburg, durchgeführt. An 
ihm nahmen Wissenschaftler und Praktiker aus  Ethnologie, Kommunikationswissenschaf­
cen, Kriminologie, Psychiatrie, Psychologie, Rechtswissenschaften und Soziologie teil. 
Nachfolgend werden die von den Referenten überarbeiteten Beiträge wiedergegeben; sie 
sind teilweise durch Stellungnahmen von Diskutanten ergänzt. Auf eine formale Anglei­
chung der Texte wurde im Hinblick auf die in den beteiligten Disziplinen üblichen, nicht 
immer einheitlichen Darstellungs- und Zitationsformen verzichtet. 
In den beiden folgenden Beiträgen dieses Einführungsteils werden zunächst einige 
grundlegende theoretische und empirische Informationen zum Symposiumsthema vermit­
telt. Hernhard Villmow analysiert die Situation von Ausländern im Strafrechc und geht 
dabei sowohl auf die Täter- als auch die Opferproblematik ein. Anschließend setzt sich 
Klaus Sessar mit dem Begriff der •Ausländerkriminalität< auseinander. 
Der zweite Teil der Beiträge bildet den eigenclichen Schwerpunkc dieser Dokumenta­
tion. In ihm wird auf die forensische Begutachtung nichtdeutscher Personen aus der Sicht 
verschiedener Wissenschaftsdisziplinen eingegangen. Zu Beginn diskuciert Christian Gior­
dano Fragen und Probleme, die bei der Erstellung ethnologischer Gutachcen im Strafver­
fahren zu berücksichcigen sind. Sein Beitrag wird von Peter A. Menzel kritisch kommen­
tiert und ergänzt. Anschließend erläucern Renate Schepker und Mehmet Toker in ihren 
Texten psychiatrische und psychologische Probleme der interkultu rellen Begutachtung. 
Hierbei greifen sie auf zahlreiche Beispiele aus Forschung und Praxis zurück. Den Ab­
schluf� dieses Beitragsblocks bildet Frans Koenraadts Skizze der forensischen Begucach­
tung von Ausländern in den Niederlanden. 
Im dritten Teil dieser Dokumentacion werden Probleme von Assessment und Beguc­
aclnung im Strafverfahren vor allem aus Sicht der Praxis aufgegriffen. In einem gemeinsa­
men Beicrag berichcen zunächst Ute Dank u nd Norbert Schröer über ein Forschungspro­
jekc zur poliz eilichen Ermittlungstätigkeit bei nichtdeutschen Beschuldigten. Ihr Beitrag 
wird von Rainer Strobl kricisch diskuciert. Anschließend geht Klaus Rüther auf eine Reihe 
von Schwierigkeiten ein, mit denen sich ein Strafverteidiger bei seiner Arbeit mit nicht­
deu tschen Mandanten konfrontiere sieht. Elisabeth Hesse verminelt einen Eindruck von 
der Situacion ausländischer Personen in Untersuchungshaft. Im abschließenden Beitrag 
von Ulrich Baltzer werden schließlich einige Probleme der richterlichen Urteilsfindung bei 
Prozcl�beceiligung nichtdeucscher Konfliktparteien chemacisiert. 
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Das Symposium zum Thema >Ethnizität, Konflikt und Recht< war eine Arbeitstagung. 
Bei ihr stand die interdisziplinäre Verständigung zwischen Wissenschaftlern und Prakti­
kern über offene Fragen und Probleme im Vordergrund. Beantwortung und Lösung der 
identifizierten Fragen und Probleme wurden zwar angestrebt, waren jedoch im H inblick 
auf die Vielschichtigkeit der diskutierten Thematik bestenfalls in Ansätzen zu erwarten. 
Nicht zuletzt aus diesem Grund wird auf eine Zusammenfassung und Bewertung der 
Diskussionbeiträge an d ieser Stelle verzichtet. Anliegen der hier vorgestellten Beiträge ist 
es vor allem, d ie von den Teilnehmern4 aufgeworfenen Fragen nach außen zu tragen, in 
der H offnung, hierdurch eine breitere Diskussion der angesprochenen Probleme anzure­
gen, die als Voraussetzung für eine befried igende und der Komplexität der Thematik an­
gemessene Lösung betrachtet wird .  Sofern dies gelingt, ist das vorrangige Ziel des Sym­
posiums erreicht. 
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Ausländer als Täter und Opfer 
Bernhard Villmnw 
1. Ausländer im Blickfeld von Öffentlichkeit und Forschung
Seit mehr als drei  Jahrzehnten beschäftigen sich Öffentlichkeit und kriminologische For­
schung verstärkt mit der Problematik der Ausländerkriminalität. Dieses I nteresse hat al­
lerdings nicht nur zu einer Reihe von differenzierten Fragestellungen, Untersuchungen 
und Erkenntnissen geführt. Wahrnehmbar sind auch allgemeine Spekulationen, Ideologi­
en und gesellschaftliche Ängste, die in häufig emotional geführten Debatten rationale 
Überlegungen und Analysen eher an den Rand drängen. 
Im Verlauf der Jahre haben sich die Entwicklungen und damit die Schwerpunkte der 
Aufmerksamkeit teilweise verlagert: Während es früher hauptsächlich um Ausmaß und 
Struktur des abweichenden Verhaltens von Gastarbeitern ging, stehen heute die Delin­
quenz der jungen Ausländer (»Zweite« und »Dritte« Generation) sowie die Straftaten der 
Asylbewerber im Vordergrund. Intensiv d iskutiert und spekuliert wird seit einigen Jahren 
auch über die Rolle der Ausländer im Bereich der organisierten Kriminalität, während das 
Thema »Ausländer als Opfer« in den 80er Jahren zwar wissenschaftlich erfafü wurde, je­
doch erst in den 90er Jahren seine - verbunden mit dem Begriff „fremdenfeind liche Straf­
taten« - neue Bedeutung bekam. 
In dem vorgegebenen Rahmen ist es nicht möglich, die teilweise sehr unterschiedlichen 
Erkenntnisse sowie die mitunter gegensätzlichen Interpretationen und Auffassungen dif­
ferenziert darzustellen. Es kann sich bei dem folgenden Überblick also nur um eine Zu­
sammenfassung einzelner Aspekte, um einen Einstieg in die Problematik handeln. Speziel­
lere Einblicke und Vertiefungen ergeben sich aus den weiteren Beiträgen und Kommenta­
ren in d iesem Heft. 
2. Die Ausländerkriminalität nach den Daten der Kriminalstatistik
Bei einem Vergleich der Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik im Hinblick auf die 
Kriminalitätsbelastung der Deutschen und Nichtdeutschen erscheint die registrierte Aus­
länderkriminalität überproportional und damit für viele Beobachter beunruhigend hoch. 
Von den im Jahr 1 997 ermittelten 2 .273.560 Tatverdächtigen waren 633.480 nichtdeutsche 
Personen, d.  h. ,  nach den offiziellen Daten stellen 7,J Millionen registrierte Ausländer 
(Anteil an der Gesamtbevölkerung 8,9 %) 27,9 '}";, der Tatverdächtigen (PKS 1 997,
S.  1 03 ) .  Soweit man sich darauf einläßt, die sogenannten Tatverdächtigenbelastungszahlen 
(Tatverdächtige pro 1 00.000 der entsprechenden Bevölkerungsgruppe) zu berechnen, er­
gibt sich, daß die Nichtdeutschen etwa 4 mal so hoch belastet sind im Vergleich zu den 
Deutschen. 
1 n der Kriminologie ist man sich jedoch darüber einig, daß der erste B lick ergänzt
werden muß und entsprechende Aussagen nur dann sinnvoll erscheinen, wenn bei der 
statistischen Analyse verschiedene Verzerrungsfaktoren möglichst umfassend kontrolliert 
worden sind, d. h. eine Vergleichbarkeit der Gruppen hergestellt wird. Hier handelt es 
sich u. a. um folgende Aspekte (siehe z. B .  Heinz, 1 995, S. 1 05 f.; Ahlf, 1 993, S. 1 33 f.; vgl. 
auch PKS 1 997, S .  1 03): 
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Es gibt ausländerspezifische Straftaten (Verstöße gegen das Ausländer- und Asylver­
fahrensgesetz), bei denen Deurschc kaum auffallen (können). Ohne diese Delikte be­
trug der Tatverd ächtigenanteil Nichtdeutscher knapp 22 % (PKS 1 997, S. 1 03 ) .  
• Die Bevölkerungsstatistik, die für die Berechnung der Belastungszahlen herangezogen 
wird, erfaßt einen Teil der A usländer nicht, nämlich Illegale, Touristen/Durchreisende, 
Stationierungsstreitkräfte etc. Als Tatverdächtige werden Angehörige dieser Gruppen 
jedoch in der Kriminalstatistik registriert. 
lki den Ausländern sind vielfach die jüngeren A ltersbereiche stärker besetzt und auch 
der A nteil der Männer ist überwiegend größer als der der Frauen, so daß bei einem Ge­
samtvergleich die Gruppen, die nach kriminologischen Erfahrungen stärker kriminali­
tätsbelastet erscheinen, bei der ausländischen Bevölkerung überrepräsentiert sind. 
In d iesem sozialstrukturellen Zusammenhang bleibt auch zu berücksichtigen, daß die 
Nichtdeutschen in größerem Umfang den Unterschichten zuzurechnen sind. Ange­
sichts der Erkenntnisse, daß deren Angehörige stärker gefährdet erscheinen, offiziell 
registriert zu werden, muß sich dieser Aspekt zusätzlich auf die Belastungszahlen der 
Ausländer auswirken (vgl. mit neueren Daten zur Schichtstruktur Luff & Gerum, 
1 995, S. 2 1 3  f.; Rebmann 1998,  S. 1 75 ff.). 
Dies gilt auch bezüglich der Tatsache, daß Ausländer überwiegend Großstadtbewoh­
ner sind. In solchen Städten werden generell höhere Belastungszahlen registriert (PKS 
1 997, s. 45).  
ßcrücksichtigt man neben diesen und weiteren noch zu diskutierenden Aspekten, daß 
es sich bei » den A usländern« um ganz unterschiedliche Personen handelt, die aus ver­
schiedenen Nationen und Kulturen kommen und in Verbindung mit oft nicht vergleich­
baren Lebenslagen sehr unterschiedliche Kriminalitätsstrukturen aufweisen (neuere Ana­
lysen unterscheiden bis zu zehn »Hauptgruppen«,  vgl. Schwind, 1 998,  S. 454 f.), wird 
deutlich, daß vergleichenden Feststellungen teilweise aufwendige Umrechnungen voran­
gehen müssen und hierfür die üblichen PKS-Daten und der allgemeine Zugang zu diesen 
Daten nicht ausreichen. 
Insoweit kann es auch nicht überraschen, daß die Zahl der entsprechenden deutschen 
Studien sehr klein ist und eine Reihe von Fragen bisher nicht geklärt werden konnte. So­
weit solche Differenzierungen versucht und einzelne Verzerrungsfaktoren kontrolliert 
wurden (ein Ansatz, der gelegentlich als »Runter-, Um- oder Schönrechnerei« abqualifi­
/.iert wird, vgl. auch Kaiser, 1996, S. 661 , FN 45), ergab sich, daß die Unterschiede in der 
Belastung der ausländischen und deutschen Bevölkerung zumindest deutlich geringer 
wurd en (vgl. Steffen, 1 992, S. 1 86 f.; 1 995, S. 1 46 f.). In wenigen Analysen ist auch der 
(teilweise umstrittene) Versuch unternommen worden, den Schichtfaktor mit Hilfe einer 
fiktiven deutschen Vergleichsgruppe zu berücksichtigen, was erwartungsgemäß zu einer 
weiteren Reduktion der Differenzen führte (vgl. die Angaben bei Heinz, 1 995, S. 1 09). 
Diese Vorgehensweise sollte jedoch nicht Studien ersetzen, die reale, von sozialen Bela­
stungen und defizitären Lebenslagen gleichermaßen geprägte Gruppen einander gegen­
überstellen und vergleichen (vgl. auch Albrecht, 1 993, S. 6). 
Neben der bisher dargestellten Auseinandersetzung über die mehr oder weniger gro-
1\en Unterschiede in den Tatvcrdächtigenquoten wird in den Problemanalysen außerdem 
immer wieder auf die überdurchschnittlichen A nteile bei der Gewaltkriminalität (vgl. dif­
ferenzierend Traulsen, 1 993, S. 295 ff.; Kaiser, 1 996, S. 666) sowie auf die in den letzten 
Jahren teilweise erheblichen Zuwachsraten bei den Nichtdeutschen hingewiesen (vgl. 
Schwind, 1 998, S. 447; Kaiser, 1 996, S. 661 ).  In diesem Zusammenhang ist es sinnvoll, auf 
die Entwicklung bei einzelnen Migrantengruppen kurz einzugehen. 
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J. Wanderungsbewegungen und Tatverdächtigenanteile 
Betrachtet man die PKS-Daten des letzten Jahrzehnts (ohne auf die verschiedenen 
Schwierigkeiten bei der Erfassung zu achten, vgl. dazu PKS 1 997, S. 26, FN 1 bis 6), wird 
in der Tat deutlich, daß die absoluten Zahlen und die Tatverdächtigenanteile der Nicht­
deutschen bis 1993 kontinuierlich angestiegen sind (PKS 1 997, S. 103; vgl. auch Steffen, 
1 995, 137 f . ) .  Der Rückgang danach wird mit den Auswirkungen des neuen Art .  16 a GG 
(Beschränkung des Asylrechts) in Verbindung gebracht; seither ist die Zahl der Asylbe­
werber erheblich kleiner geworden (vgl. dazu Schwind, 1998, S. 479, 486 ) . 
Zwar ist mit dieser Entwicklung auch die entsprechende Zahl der Tatverdächtigen seit 
1 993 deutlich gesunken, doch stellen die Asylbewerber mit 1 9,0 % noch immer die größte 
Teilgruppe unter den Nichtdeutschen (in den alten Bundesländern mit Gesamtberlin), 
wenn man von der heterogen zusammengesetzten Restgruppe der Sonstigen einmal ab­
sieht. Quantitativ bedeutsam sind bei den Asylbewerbern primär leichtere Delikte wie 
einfacher Diebstahl, Straftaten gegen das Ausländer- und Asylverfahrensgesetz sowie Be­
trug und Urku ndenfälschung. Die schwereren Tatbestände spielen demgegenüber eine 
geringere Rolle (PKS 1 997, S. 1 1 6; Pfeif/er, 1 995, S. 6 f .; Steffen, 1 995, S. 1 44 ) . 
Wäh rend es bei dieser Migrantengruppe kaum möglich erscheint, Tatverdächtigen­
belastungszahlen zu berechnen (vgl .  zur Problematik auch Steffen 1 995, 1 4 1 ,  FN 14; in 
Hamburg z . B .  sollen Anfang 1 996 knapp 1 0.000 abgelehnte Asylbewerber im Unter­
grund gelebt haben, was sie in der PKS zur Gruppe der »l llegalen« gehören läßt), wird für 
die Arbeitnehmer (Gastarbeiter), die bei den nichtdeutschen Tatverdächtigen die zweit­
größte Gruppe stellen ( 1 6, 1 % ), diese Vergleichszahl in der P KS veröffentlicht. Danach 
haben sich seit Jahren kaum nennenswerte Veränderungen ergeben; jährlich werden etwa 
4,5 bis 5,0 % der ausländischen Arbeitnehmer polizeilich registriert (PKS 1 997, S. 1 1 9). 
Bei diesem Teil der Nichtdeutschen wird auch davon ausgegangen, daß sie »kaum eine 
höhere Deliktsrate als die deutsche Vergleichspopulation aufweisen« (Kaiser, 1 996, S. 668; 
Schneider, 1 995, S.  203 ) .  Erkennbar ist jedoch, daß bei den Arbeitnehmern teilweise mehr 
als bei anderen ausländischen Gruppen wegen schwerer Personendelikte ermittelt wird 
(PKS 1 997, S.  1 1 7, 1 1 8; Steffen, 1 995, S. 144). 
Während also die Kriminalität der erwachsenen Gastarbeiter relativ gelassen beobach­
tet und analysiert wird, gibt es bezüglich der offiziellen Delinquenzbelastung der nach­
wachsenden Generationen häufiger besorgte Kommentare mit dem Hinweis auf erhebli­
che Konfliktlagen. Zahlreiche Untersuchungen kamen zu dem Ergebnis, daß in den letz­
ten Jahren die ausländischen Kinder, Jugendlichen und Heranwachsenden nach den Daten 
der PKS teilweise deutlich höher belastet erscheinen als die entsprechenden deutschen 
Gruppen (Kaiser, 1 996, S. 662 ff.; Karger & Sutterer, 1 990, S.  380 f.; Schwind, 1 998, 
S .  457; Steffen, 1 995, S. 148 ff.; zu den Unterschieden im Rahmen von Dunkelfelduntersu­
chungen siehe Heitmeyer, 1 995, S. 405; Mansel, 1 990, S.  47 ff.; Überblick bei Rebmann, 
1 998, S. 201 ff.; vgl. auch Pfeif/er u. a., 1 998, S.  81 ff.). 
Während einerseits darüber gestritten wird, inwieweit d iese Kriminalitätszahlen ein 
Beleg sein können für eine mißlungene Integrat ion (zur Diskussion Geißler, 1 995, S.  36; 
Kaiser, 1 996, S. 664 ), liegt andererseits Übereinstimmung vor hinsichtlich der Einschät­
zung der sozialen Belastungen, die von den jungen Ausländern bewältigt werden müssen. 
Zwar sind im Laufe der Jahre durchaus Verbesserungen erkennbar geworden (vgl . Mehr­
länder u. a., 1 996), doch setzen der geringere Ausbildungsstand sowie die niedrigere be­
rufliche Qualifikation d ie ausländischen Arbeitnehmer und die nachwachsenden Genera­
tionen in erhöhtem Maß den Folgeerscheinungen wirrschaftlicher Krisen aus (vgl. Aus­
länd erbeauft ragte, 1 997, S. 50 ff.). Im November 1 996 lag z . B .  die allgemeine Arbeitslo-
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senquote in Hamburg bei 1 1 ,8 'Yo , d iejenige der Ausländer bei 2 1 ,2 %.  Betrachtet man die
unter 25jährigen, ergibt s ich ein allgemeiner Prozentsatz von 1 3,3 %,  bei den jungen 
Ausländern in Hamburg-Altona soll jedoch zu diesem Zeitpunkt bereits jeder Dritte ar­
beitslos gewesen sein (Arbeitsamt Hamburg, Nov. 1 996; vgl. auch Der Spiegel, 1 997, 1 6, 
S. 87 ff.). Neuere Untersuchungen zeigen, daß trotz einer verbesserten Schulbildung 
Schwierigkeiten beim Berufseinmündungsprozeß vorliegen, denn 30 % derjenigen, die 
einen Schulabschluß erreicht hatten, konnten dennoch keine Berufsausbildung aufnehmen 
(Mehrländer u. a., 1 996, S .  427 f.; Ausländerbeauftragte, 1 997, S. 29). 
Angesichts solcher und anderer sozialer Benachteiligungen und Mangellagen, d ie 
vielfach verbunden sind mit internen familiären (Kultur-)Konflikten und daraus resultie­
ren<len Sozialisations- und Kontrolldefiziten, erscheint es für viele Beobachter erwar­
tungsgemäß, wenn bei den jungen Ausländern eine höhere Delinquenzbelastung, insbe­
sondere auch bei der Gewaltkriminalität, wahrgenommen wird (Sessar, 1 993 b, S .  201 ;  
!'feiffer u.  a . ,  1 998, S. 1 02 f.; Walter, 1 993, S .  355). Ebenso plausibel dürfte aber auch d ie 
Annahme sein, »daß junge Deutsche in derselben sozialen Schicht und unter denselben 
sozialen Bedingungen für Kriminalität genauso anfällig sind wie ausländische Jugendli­
che« (Kürzinger, 1 996, S .  233; vgl . auch Luff & Gerum, 1 995, S. 2 1 4  ).
Einzelne Autoren stellen neuerdings eine Verbindung her zwischen großstädtischen 
Jugend banden und Organisierter Kriminalität (Schwind, 1 998, S. 576). Nach Rolinski gibt 
es in Berlin eine türkische Jugendgruppe, die »inzwischen in die organisierte Hehlerei und 
organ isierte Prostitution eingestiegen ist« ( 1 995, S .  354; vgl. auch Der Spiegel, 1 997, 1 6, 
S. 93 ). I n  d iesem Zusammenhang wird auch die Befürchtung geäußert, verstärkte negative 
sozialstrukturelle Entwicklungen könnten solche und schwerere Formen der Ausländer­
kriminalität begünstigen. Ob bereits jetzt von einer bedeutsamen Rolle der Nichtdeut­
schen im Bereich der Organisierten Kriminalität auszugehen ist, ist für die Vertreter der 
Kontrollinstanzen keine Frage. In neueren Lageberichten wird immer wieder darauf hin­
gewiesen, daß zwischen 1 99 1  und 1 995 insgesamt 2.355 einschlägige Ermittlungsverfahren 
durchgeführt und 1 995 7.922 Tatverdächtige mit 87 verschiedenen Nationalitäten regi­
striert worden seien, davon lediglich 36,4 % die deutsche Staatsangehörigkeit besessen 
hätten (Koch u. a., 1 997, S .  4; Nehm, 1 996, S. 5 1 5; Zachert, 1 995, S .  695). Nach Angaben 
der Bundesregierung liegen die Schwerpunkte der ausländischen Beteiligten hauptsächlich 
im Bereich der Rauschgift- und Eigentumskriminalität (Deutscher Bundestag 1 996, 1 1 1 12).  
I n  den Beiträgen der wissenschaftlichen Seite wird zur Organisierten Kriminalität 
überwiegend etwas zurückhaltender Stellung genommen, weil gegenwärtig das Wissen 
über d iesen Bereich »weder systematisch noch im einzelnen substantiell gesichert er­
scheint« (Kerner, 1 995, S. 41 ). Daß d iese Vorsicht zumindest teilweise berechtigt sein 
dürfte, ergibt sich m.E. auch aus einem Interview, in dem der Leiter der Abteilung »Orga­
nisierte Kriminalität/Finanzermittlungen« im Landeskriminalamt Berlin u .  a. darstellt: 
»Das Problem der Organisierten Kriminalität sei nur statistisch in der Ausländerecke. 
Die deutschen Täter seien wesentlich geschickter, bei ihnen werde schon lange nicht 
mehr gestochen und geschossen. Während die russischen uncl andere ausländische 
Täter mit ihren >Steinzeitmethoden< die Aufmerksamkeit der Offentlichkeit auf sich 
zögen und die Polizei beschäftigten, entwickle sich in  deren Windschatten die orga­
nisierte Kriminalität deutscher Kreise ganz prächtig.« (Auszug aus der FAZ vom 
24. 1 2 .  1 996).
Damit sind (auch) Sichtbarkeits- und Kontrollaspekte angesprochen, die vielfach mit 
dem Bild der Ausländerkriminalität verbunden werden und deshalb im Rahmen von Ver­
fahrens- und Entscheidungsfragen noch kurz erörtert werden sollen. 
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4. Reduktion des Tatvorwurfs durch die Strafjustiz ? 
Frühere Untersuchungen haben gezeigt, daß zwar einerseits eine relativ große Zahl von 
Ausländern als Tatverdächtige in der PKS registriert wird, andererseits die WJ.hrschein­
lichkeit, verurteilt zu werden, bei den Nichtdeutschen erheblich geringer erscheint als bei 
den Deutschen (R eichertz, 1 994, S .  6 1 2 ;  Mansel, 1989, S .  1 55 ff.; Geißler & Marissen, 
1 990, S. 673 ff.). Die Erklärungsversuche für d ieses reduzierte Verurteilungsrisiko beruhen 
allerd ings auf sehr unterschiedlichen Konzepten. Während der selektive Ansatz von einer 
erhöhten Kontroll- und Anzeigebereitschaft bei der Bevölkerung und der Polizei ausgeht, 
was später zu einer »Entdramatisierung« durch die Staatsanwaltschaft führe (§§ 1 70 II ,  
S. 1 5 3  ff .  StPO) (Mansel, 1 989; vgl .  d ie Übersichten bei Reichertz, 1 994, S .  6 1 2  ff.; Vill­
mow, 1 989, S .  36 ff.), verweist der Ansatz der Polizeipraxis auf besondere Probleme bei 
den Ermittlungen, d ie den Nachweis der Straftaten z. T. erheblich erschweren würden, 
mit der Folge, daß häufiger einzustellen oder freizusprechen sei (Übersicht bei Sielaff, 
1 989 ,  S.  1 3 0  ff.; Reichertz, 1 994, S .  6 14; Pick, 1 994, S. 6 1 8  ff.). 
Die empirische Überprüfung der unterschiedlichen Fragestellungen ist noch nicht ab­
geschlossen. Es fehlen nicht nur für verschiedene Bereiche einschlägige Forschungen, 
sond ern auch die bisher erarbeiteten Ergebnisse erscheinen widersprüchlich, z. B.  was die 
Anzeigebereitschaft der Bevölkerung betrifft. Teilweise gibt es zwar, z. B .  hinsichtlich der 
Entscheidungen nach §§ 1 70 II und S. 1 53 ff. StPO, wesentliche Erkenntnisse aus umfang­
reichen früheren Studien, doch sind diese inzwischen nahezu zwei Jahrzehnte alt 
(Autorengruppe Ausländerforschung 198 1 ,  97, S. 99; Blankenburg, Sessar & Steffen, 1978, 
S .  207 f.), so daß man wohl fragen muß, ob sie die deutlich veränderte Kriminalitäts- und 
Kontroll-Landschaft der 90er Jahre noch adäquat abbilden können. N euere Analysen des 
unterschiedlichen Verurteilungsrisikos deuten im übrigen darauf hin, daß möglicherweise 
die  bisherigen Differenzen in einzelnen Bundesländern geringer werden bzw. entfallen, so  
daß  sich u. U. d ie gesamte Problematik in einem neuen Licht darstellt (vgl. dazu Steffen, 
1 995, S.  1 50 ff., allerdings mit zutreffendem Hinweis auf d ie methodischen Fragwürdig­
keiten einer Verbindung von PKS und Verurteiltenstatistik; zu neueren differenzierten 
Berechnungen und Ergebnissen für den Zeitraum bis 1 995, bezogen auf bundesdeutsche 
Daten, siehe Rebmann, 1 998, S. 2 1 4  ff.). 
5. Vik timisierung von Ausländern
Nach Jahren des fast vollständigen Desinteresses an der Frage der Viktimisierung von 
Ausländern gibt es nunmehr einige neuere Studien und Beiträge zum Thema Nichtdeut­
sche als Opfer (zum in- und ausländischen Forschungsstand siehe Strobl, 1 998, S.  34 ff.). 
Die empirischen Daten, die hier zur Verfügung stehen, beziehen sich allerdings fast 
durc hweg nur auf einen begrenzten regionalen oder personalen Bereich. Die eigentlich 
notwendigen und erwartbaren Daten aus den neueren großen Opferbefragungen fehlen, 
und wer sich um die bundesweiten amtlichen Angaben zur Nationalität der Geschädigten 
in der PKS bemüht, sucht vergebens. Steffen stellt deshalb zu Recht fest, dag der ein­
schlägige Erkenntnis- und Forschungsstand »nur als unbefriedigend bezeichnet werden 
kann« (1 996, S .  248).  
Die vorliegenden neueren Arbeiten basieren auf jeweils sehr unterschiedlichen Kon­
zepten. So stellt Sessar (1 993 a, S. 1 1 1  ff.) in seiner Sekundäranalyse unter Abkehr vom 
rein strafrechtlichen Bezugsrahmen den Aspekt der strukturellen Gewalt und die damit 
verbundenen Viktimisierungen in den Vordergrund (kritisch dazu Kaiser, 1 996, S. 684). 
Auch Strobl (1 998, S. 1 3 1 )  geht bei der Befragung von 51 türkischen Probanden von 
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»einer relativ weiten Fassung des  Opferbegriffs« aus, um die sozialen Konsequenzen von 
Opfererfahrungen bei einer Minderheit zu erfassen. 
Ausmaß und Struktur der sogenannten Straftaten mit fremdenfeindlichem Hinter­
grund lassen sich den Verfassungsschutzberichten entnehmen. Es handelt sich hier um 
Delikte 
»die in der Zielrichtung gegen Personen begangen werden, denen der Täter aus intole­
ranter Haltung heraus aufgrund ihrer Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse, Haut­
farbe, Religion, Weltanschauung, Herkunft oder aufgrund ihres äußeren Erschei­
nungsbildes ein Bleibe- oder Aufenthaltsrecht in seiner Wohnumgebung oder in der 
gesamten Bundesrepublik Deutschland bestreitet. Es handelt sich insbesondere um 
Straftaten gegen Asylbewerber und sonstige Ausländer, deutsehstämmige Aussiedler 
oder Deutsche, die aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes für Ausländer gehalten 
werden und/oder Straftaten gegen deren Besitz sowie Objekte oder Einrichtungen, 
die damit im Zusammenhang stehen« (Kommission Staatsschutz, zit. nach Luff & 
Gerum, 1 995, S. 37). 
Die Definition zeigt, daß damit nur ein kleinerer Teil der Viktimisierungen von Aus­
ländern erfaßt wird und hier auch Deutsche bzw. deutschstämmige Aussiedler als Opfer 
registriert werden können. Erkennbar ist auch, daß der Begriff erhebliche Bewertungs­
spielräume zuläßt, s o  daß die statistischen Daten nur eine sehr eingeschränkte Aussage­
kraft aufweisen (vgl. dazu insbesondere Kubink, 1 997 mit empirischen Nachweisen). Seit 
dem Höhepunkt im Jahr 1 993 mit 6 .72 1  entsprechenden Straftaten sind die Zahlen Jahr 
für Jahr deutlich zurückgegangen. Für das Jahr 1 995 werden 2 .468 Delikte angegeben, 
1 996 sollen noch insgesamt 2.232 einschlägige Geschehnisse erfaßt worden sein. D ieser 
rückläufige Trend zeigt sich auch bei der Gewaltkriminalität: 1 993 waren es 1 .609, 1 995 
noch 540 Taten (8 versuchte Tötungsdelikte, 37 Brandanschläge, 372 Körperverletzungen, 
20 Landfriedensbrüche und 1 03 Sachbeschädigungen mit Gewaltanwendung) (Bundes­
min isterium des Innern 1 996, 1 05; Woche im Bundestag 1 4/ 1996 und 3/1 997). 
Angesichts der vielfältigen Selektionsaspekte, die bei registrierten Straftaten zu be­
rücksichtigen sind, entsteht die Frage, ob auch aus der ausländischen Opferperspektive 
relativ selten ausländerfeindlich motivierte Übergriffe wahrgenommen werden. Eine Ende 
1 995 im Auftrag des Bundesministeriums für Arbeit und Sozialordnung durchgeführte 
repräsentative Studie erfaßte bei über 4 .000 türkischen, ehern. jugoslawischen, italieni­
schen und griechischen Arbeitnehmern deren gegenwärtige Lebenslage und ging auch auf 
die alltäglichen Erfahrungen mit Ausländerfeindlichkeit und Diskriminierung ein. Bezo­
gen auf die letzten 12 Monate und fünf Konfliktsituationen meinten 73,4 % der Befrag­
ten, sie hätten keine negativen Erfahrungen gemacht. Bei dem restlichen Viertel sah die 
Opferperspektive in einem engeren strafrechtlichen Bereich wie folgt aus (Mehrfach­
nennungen): 2 1 ,2 % wurden beleidigt, 1 7,3 % wurden angepöbelt, 6, 1 % fühlten sich be­
droht, 1 ,9 'X, wurden geschlagen und 1 ,5 'Yo verletzt. Eine differenziertere Analyse zeigte,
Jaß d ie jungen türkischen Männer in besonderer Weise gefährdet erscheinen; hier lag die 
Zahl der Übergriffe deutlich höher als bei den anderen Gruppen (Mehrländer u.  a . ,  1 996, 
S .  320 ff.). Auf die Problematik der möglichen Täter-Opfer-Identitäten wurde in d iesem 
Zusammenhang aber nicht eingegangen (vgl. hierzu - allerdings ohne Ausländerbezug -
Sessar, 1 995, S. 1 65). Die zusätzlichen Untersuchungen in den neuen Bundesländern las­
sen im übrigen erkennen, daß die dort lebenden Vietnamesen noch häufiger als d ie Aus­
länder im Westen durch verbale Attacken viktimisiert wurden. Obwohl damit in der Be­
fragung nur einige wenige strafrechtlich relevante Geschehnisse erfaßt wurden, signalisie­
ren nach Ansicht der Autoren bereits d iese Ergebnisse »eine erhebliche Beeinträchtigung 
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der Lebensqu:tlität von Ausländern durch ausländerfeindlich mouv1erte Übergriffe« 
(Mehrländer u .  a., 1 996, S. 447). 
Die gegenwärtig umfangreichste Studie, die sich schwerpunktmäßig mit den Auslän­
dern als Opfer befaßte, überprüfte die Opferverteilung bei der allgemeinen Kriminalität 
in Bayern, wobei der Gewaltbereich mit zusätzlichen Schritten untersucht wurde (Luff & 
Gerum, 1 995). Aus der Fülle der Daten können hier nur einige ausgewählte Ergebnisse 
zusammengefaßt werden: Im Rahmen einer repräsentativen PKS-Stichprobe wurden für 
das Jahr 1 992 über 1 . 800 Straftaten mit eindeutigen Tatverdächtigen- und Opferangaben 
einbezogen. Danach ergab sich für die Ausländer (bei den Tatverdächtigen eine Quote 
von 34,9 % und) bei den Opfern eine Quote von 1 1, 1  %, so daß im H inblick auf ihren 
B evölkerungsanteil bei den (registrierten) Opfern nur von einer leichten Überhöhung ge­
sprochen werden kann. Innerhalb der ausländischen Opfergruppe waren 2 1 ,4 % weiblich, 
während bei den Deutschen der Anteil der Frauen bei 38,8 % lag (Steffen, 1 996, S. 253 f.). 
Erwartungsgemäß waren d ie meisten deutschen und ausländischen Geschädigten Opfer 
eines Diebstahls geworden, danach folgten die Roheitsdelikte Raub und Körperverletzung 
(Luff & Gerum, 1 995, S. 54; zu Opferraten bei jungen Ausländern vgl. Pfeiffer u. a„ 1 998,
S.  63 ff.). 
Soweit Angaben zur Täter-Opfer-Konfrontation gemacht werden konnten, ergab sich 
folgendes Bild: Etwa jedes 6 .  deutsche Opfer wurde durch einen ausländischen Tatver­
dächtigen verletzt. Bei den ausländischen Opfern ging es in einem Drittel der Fälle um 
einen Tatverdächtigen gleicher Nation, bei einem Fünftel um einen Tatverdächtigen aus 
einem anderen Land, nahezu jeder zweite Täter war hier jedoch ein Deutscher (Steffen, 
1 996, S .  261 ) . Die Autoren vermuten, daß sich die Lebenslage der Nichtdeutschen nicht 
nur bei der Kriminalität und Kriminalisierung, sondern auch bei der Viktimisierung und 
Anzeigebereitschaft auswirkt. So wurde z. B.  erkennbar, daß I l legale, Touristen/Durch­
reisende und teilweise auch Asylbewerber eine eher geringe Anzeigequote aufwiesen (vgl. 
dazu auch Kaiser, 1 996, S. 684), was aber vermutlich keinen generellen Rückschluß auf 
eine geringe Viktimisierung zuläßt. Umgekehrt scheint die Anzeigebereitschaft derjenigen 
sozial vergleichbarer Deutscher zu entsprechen, wenn d ie Lebenslage der Ausländer 
rechtlich abgesicherter und wirtschaftlich stabiler erscheint, z .  B. bei den Arbeitnehmern
(Steffen, 1 996, S .  2 72 f„ 2 8 1  f.). 
Zu Recht verweist Steffen (a.a.O.) in diesem Zusammenhang auf vermutlich erhebliche 
»ausländerspezifische Dunkelfelder«. Damit geht es aber auch um d ie (allseits bekannte) 
begrenzte Aussagekraft offizieller Täter- und Opferdaten. Sollten in d iesem Bereich tat­
sächlich zusätzliche Erkenntnisse erwünscht sein, muß die Integration der Ausländer of­
fensichtlich auch in der Dunkelfeldforschung gefördert werden. Die voraussehbaren me­
thodischen Probleme sollten für die Kriminologen kein Hindernis, sondern eine Heraus­
forderung sein. 
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Der Begriff der »Ausländerkriminalität« 
im öffentlichen Diskurs 
Klaus Sessar 
Die folgenden Bemerkungen beziehen sich, in Ergänzung (nicht Kommentierung) des Re­
ferats von Villmow (in d iesem Heft), auf den Begriff der »Ausländerkriminalität« und sei­
ner fragwürdigen Verwendung, wobei mir die ersten Zeilen eines Gedichts von Goethe ein­
fallen: »Im Wort liegt Gewalt, wie im Ei die Gestalt«. Ich fürchte, daß sie einschlägig sind . 
In der Biographie des amerikanischen Schriftstellers Gare Vidal »Palimpsest« heißt es 
bezogen auf d ie 70er Jahre nämlich, » law and order« seien in den USA Codewörter für 
»get the niggers« gewesen ( 1 996), und auch in kriminologischeren Zusammenhängen kann 
man lesen, daß »crime« unter weißen Amerikanern ein Codewort für » Rasse« gewesen sei 
(Skogan & Maxfield, 1 981 , S. 56). Unser Begriff der Ausländerkriminalität scheint mir
ganz ähnlich einer Signalsprache anzugehören; er soll offenbar etwas signalisieren, was 
über den Gegenstand, den zu bezeichnen er vorgibt, hinausweist, auf eine zweite Bedeu­
tungsebene hin. Auf diesem Niveau operiert er ohne Faktenhintergrund und steht dort 
für neue Inhalte und Bedeutungen zur Verfügung, etwa für Vorurteile. Während z. B. der 
Begriff der »Ausländerfeindlichkeit« die Feindlichkeit gegenüber Ausländern meine, be­
deutet » Ausländerkriminalität« nicht d ie Kriminalität an, sondern von Ausländern (In der 
Diskussion, 1 993, S. 7). 
Verräterisch ist aber nicht nur solch eine Sprache, sondern auch die Pauschalierung der 
verwendeten Begriffe. Das beginnt schon beim Ausländer: Wer ist das ? Die Polizeiliche 
Kriminalstatistik von 1 997 führt Tatverdächtige aus 1 40 Ländern auf (Tabelle 62), deren 
einzige Gemeinsamkeit der Nichtbesitz eines deutschen Passes ist. Vielleicht deshalb ver­
wendet d ie Polizeistatistik seit jeher zurückhaltend den Begriff des »Nichtdeutschen« ,  
spricht d ie Beauftragte der  Bundesregierung für die Belange der  Ausländer zunehmend 
von »Migranten«, manchmal sogar von Personen »mit ausländischem Paß« (Bericht der 
Beauftragten, 1 995, S .  1 1 ;  S. 1 2 7  ff.), was alles nur schwer durchsetzbar ist, weil d iese 
Worte bewußt unpolitisch klingen sollen, aber deswegen emotional nur schwer besetzt 
werden können, wofür offenbar Bedarf besteht. Der »Ausländer«begriff eignet sich hier­
für besser, da er die Nichtzugehörigkeit, das Fremde zu assoziieren erlaubt und Grenz­
ziehungen zwischen uns und den anderen leichter ermöglicht (Ausländerhaß und Frem­
denhaß werden ja oft und nicht immer gedankenlos gleichgesetzt). Dazu kommt, daß er es 
uns erspart, solche Nationalitäten oder ethnischen Gruppierungen beim Namen zu nen­
nen, die wir ganz besonders wenig leiden können bzw. d ie wir eigentlich nur meinen, 
wenn wir abwehrend von »Ausländern« sprechen; Amerikaner gehören wohl nicht dazu, 
vorausgesetzt, sie sind weiß. 
Vielleicht wäre es da besser, der behaupteten Gefährdung durch ausländische Straftä­
ter im Wege vermehrter Einbürgerungen zu begegnen, denn dann wechselten sie in der 
Polizeistatistik aus der Ausländerkriminalität in die Deutschenkriminalität über1 ; konkret 
Diesen Begriff gibt es interessanterweise noch weniger als den der Erwachsenenkriminalität im 
Unterschied zur Jugendkriminalität oder der Männerkriminalität im Unterschied zur Frauenkri­
minalität. Zu diesbezüglichen Konstruktionen einer Kriminalität der sozial Schwachen vgl. Scssar, 
1993, S. 1 88 .  
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wand erten sie von Tabelle 50 zu Tabelle 40 .  Wir würden damit freil ich e i n  Kontrastbild 
verlieren, denn Kriminalität ist ein legitimatorischer Aufhänger, der nachgereichte Grund 
für viele un serer Abneigungen, weshalb auch der andere Vorschlag, auf eine gesonderte 
Registrierung nichtdeutscher Tatverdächtiger zu verzichten (so offenbar auch Walter & 
Pitsela ,  1 993, S. 6), im Augenblick noch keine Chance hat (ebenfalls ablehnend Kaiser, 
1 996, S .  650 f.). Wie immer, d iese Ein lage sollte auch nur zeigen, wie sehr politische Ent­
scheidun gen, nämlich die zwar in der letzten Zeit etwas liberalere, insgesamt aber rigide 
gcbliebene Einbürgerungspolitik gleichzeitig über die statistische Verteilung der Krimi­
nal ität auf In- und Ausländer entscheidet, was (so kompliziert ist das Leben manchmal) 
auch umgekehrt für die ca. 200.000 Ausländer mit deutschem Paß, also die ü berwiegende 
Zahl der Aussied ler, gilt2• Dies bedeutet gleichzeitig, daß derartige statistische Differen­
zierungen nach deutschen und ausländischen Straftätern keinerlei wissenschaftlichen Zu­
gang erlauben; Ausländerkriminalität ist eine politische Kategorie. 
Und dann: Was ist Kriminalität? Ausländer werden durch die alleinige Tatsache, daß 
sic plötzlich unangemeldet vor u ns stehen, kriminalisiert (§ 92 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. § 58 
Abs. 1 Nr. 1 oder 2 Aus!G). Und wenn sie ausnahmsweise bleiben dürfen, bis ü ber ihren 
Asyl:intrag entschieden ist,  werden sie kriminalisiert, falls sie den ihnen zugewiesenen Be­
reich verlassen (§ 85 Nr. 2 i .V.m. § 56 Abs. 1 oder 2 Asy!VfG). Es handelt sich dabei nicht 
nur u m  Ordnu ngsverstöße und damit farbloses Verwaltungsunrecht, sondern auch u m  
sogenanntes Kriminalunrecht, also mit ethischem Unwertgehalt ausgestattet; s o  viel ist 
uns die Abwehr von nich t  genehmen und daher nicht genehmigten Ausländern wert. Nur: 
Was machen wir mit den M illionen von Ausländern der Europäischen Union, d ie keine 
Genehmigung brauchen? Viele von ihnen stammen gar nicht einmal aus Europa, sondern 
aus längst zusammengebrochenen Staatenverbänden oder kolonialen Systemen u nd gehö­
ren jetzt oder demnächst zu uns. An die irgendwann einmal kommende Ost-Erweiterung 
der EU traut man sich gar nicht erst zu denken. 
Im übrigen weisen viele der Ausländergruppen sehr unterschiedliche Oeliktsprofile 
auf, wie sich aus Tabelle 1 ergibt, in der die 10 Ausländergruppen mit den höchsten Tat­
verdächtigenanteilen den deutschen Tatverdächtigen gegenübergestellt sind (Auswertung 
der Tabelle 62 der Polizeilichen Kriminal statistik 1 995, für Vergleichszwecke ohne Ver­
stöße gegen Ausländergesetze)3. Aus ihnen ergibt sich, daß schwere Gewaltdelikte, gemes­
sen an der deutschen Wohnbevölkerung, vor allem bei Türken, Jugoslawen und Marok­
kanern, Diebstahlsdclikte vor allem bei Polen und Rumänen überrepräsentiert s ind.  Dies 
sieht nach ausländerspezifischen Differenzierungen aus, die für die Vermutung ethnischer 
Besond erheiten herangezogen werden könnten. Eher ist es  wohl so, daß Ausländer mit 
Zu unterscheiden ist zwischen Anspruchsei nbürgerungen und Ermessenseinbürgerungen. Zu er­
steren gehörten bis zum 1 .  7. 1 99) überwiegend Aussiedler, seitdem auch junge Ausländer und 
Ausländer mit langem Aufenthalt (§§ 85, 86 AuslG.), zu letzteren alle anderen Ausländer. 1 996 
gab es 2(,5.226 Anspruchseinbürgerungen, darunter 48 .752 gemäß §§ 85, 86 AuslG, sowie 
)7.604 Ermessenseinbürgerungen. Man kann also sagen, daß 86.356 Einbürgerungen auf Nicht­
aussiedler entfielen; 1 992 waren dies noch 37.042 (Statistisches Jahrbuch, 1 994, S. 73; 1 998, S. 67). 
Zu weiteren Nationalitäten vgl. Sessar 1 993, S. 1 95 ff. Hinzuzufügen ist, daß die von Ausländern 
veru rsachten Schäden, soweit sie meßbar sind, im Durchschnitt geringer ausfallen als die von 
Deutschen verursachten Schäden (Pfe•ffer, 1 995, S. 6 f.). 
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unterschiedlichem kulturellen Hintergrund auf die im Laufe der Zeit am eigenen Leib er­
fahrene »Unwillkommenheit« in unserer Gesellschaft unterschiedlich reagieren4 • 
Tabelle 1 Verteilung ausgewählter Deliktsgruppen auf deutsche und nichtdeutsche Tat-
verdächtige - Polizeiliche Kriminalstatistik 1995, Tabelle 62 (ohne Verstöße 
gegen Ausländergesetze) 
Deutsch- Bosnien- Gric- Italien Jugo- Kroa- Marok- Polen Rumä- Türkei Vict-
land Hcr7.c- chcn- slawicn ticn ko nicn nam 
gowina land 
cinLichcr 27.5 33.4 24.3 24. I 30.6 30.0 24 .2 49.0 37 .4 1 7.R 2 1 .4 
Dichstahl 
schwerer 5.0 5. 7  J.9 4.6 (,,4 5. 1 R.7 12.0 J J .9 6.3 2.0 
Diebstahl:: 
Wohnungs- 0.9 1 .4 0.6 0.8 2 . 1  1 .2 0.2 O.R 2.9 0.7 0.4 
cinbrnch 
Bctnq.( 1 4 . 1  9.8 1 5.0 1 4 .4 CJ.-1 1 2 . 1  5.7 5.7 8.0 9.6 3 1 .0 
Untreue 
U.schl.ii.;ung 
Leistungs- 3.6 5.7 3.6 4 . 1  1,5 4.2 6.R 5.7 7.2 4.0 5.0 
crsd1lcich. 
Urkunden- 1 .6 10.8 2 . 1  1.5 7.4 7.6 J . 1  5.3 1 6.0 2.4 9.7 
Lilschuni.: 
Sachbcschä- 6.2 J O  3.6 J.7 2.9 3.8 J.5 2. 1 1 .6 4.2 1 .8 
digLmi.; 
Gcwahkri- 5.4 7.2 7.9 r,.R iu, 6.7 1 1 .7 ).7 3 . 1  1 2.5 6.4 
minalität::·�-�-
Drogcnhan- 1 .9 0.7 2.6 J.7 1 .4 2.0 9.2 0.4 0. 1 4 . 1  O.J 
dcl 
sonstii.;c )3. 8 22.2 36.3 )4.) 24.4 27.8 26.8 1 5.2 9.7 38. 1 2 1 .7 
Krimin;ilität 
Summe 1 00.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 100.0 1 00.0 100.0 100.0 
,,. ohne Wohnungseinbruch; ,,.,,. ohne Leistungserschleichung; ,,. ,,.,,. vorsätzliche Tötung einschl. Kör­
perverletzung mit Todesfolge, Vergewaltigung, Raub, gefährl., schwere Körperverletzung, erpresse­
rischer Menschenraub, Geiselnahme, Angriff auf Luftverkehr (PKS-Schlüsselnr. 8920) 
Im wesentlichen ist es aber das Problem der Integration. Wer auf Ausländerkriminali­
tät als einer analytisch verwendbaren Kategorie besteht, müßte nachzuweisen versuchen, 
daß es die Ausländereigenschaft ist, die zur Kriminalität führt, und nicht solche Bedin­
gungen, die auch bei Nichtausländern, also bei uns, zur Kriminalität führen würden. Dies 
ist ja längst deutlich geworden, daß d iese Bedingungen ungleich verteilt sind (ausführlich 
Villmow, 1 993), so daß ihre Kontrollierung nötig wird . Beim wichtigsten Variablenbe­
reich stoßen wir dabei auf äußerste Schwierigkeiten: bei der sozialen Situation, zu der Bil­
dungszugänge, Beruf, Einkommen, Wohnverhältnisse, Sprachkenntnisse, usw. gehören, 
aber auch die soziale Akzeptanz durch die nähere Umgebung und die Integrationsbereit­
schaft durch die weitere, einschließlich politische Umgebung (übrigens auch durch die 
4 Bei Eigentumsdelikten (etwa von Polen, eine Zeitlang auch von Rumänen) kommt eine, wie man 
sie nennen könnte, Tagesausflugs-Kriminalität hinzu, d. h., man kommt in Bussen über d ie Gren­
ze oder fliegt ein, um Fischzüge etwa durch die Warenhäuser zu unternehmen und am Abend 
oder am nächsten Tag wieder zu verschwinden. 
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l megrationsbercitschafr der Ausländer selbst, d ie  allerdings bei der zweiten und erst recht 
d ritten Generation groß ist). Gesetzt, es gelänge eine solche Parallelisierung deutscher und 
ausländischer Bevölkerungsgruppen (also angenähert gleiche soziodemographische Vertei­
lung, Einkommen, Wohnverhältnisse, soziale Akzeptanz, usw.), und es würde sich her­
ausstellen, daß letztere immer noch, sagen wir, gewalttätiger sind als erstere, dann u nd nur 
dann hätten wir in der Tat Ausländerkriminalität einer Art vor uns, die d ie Verwendung 
dieses Begriffs rechtfertigen würde, so daß kulturelle Bedingungen zu untersuchen wären; 
sonst haben wir es, wie bei Deutschen auch, mit Jugend-, Männer-, Unterschicht-, Groß­
stadtkriminalität usw. zu tu n (Steffen et al., 1 992, S. 1 5 ; Sessar, 1 993, S. 1 93).  Ich gehe da­
von aus, daß bei einer Gl eichverteilung besagter Merkmale auch die Kriminalität gleich 
verteilt wäre bzw. es wären verbleibende Schiefvertei lungen auf unterschiedliche Alltags­
routinen, Lebensstile oder Gelegenheitsstru kturen zurückzuführen, was dann allerdings 
auch auf die Deutschen zuträfe. Hinweise für diese These gibt es in der Beobachtung, daß 
die Gastarbeiterkri minalität (genauer: die Kriminalität beschäftigter Nichtdeutscher) in 
den letzten 12 Jahren in den Statistiken nur  wenig gestiegen ist (TVZ5 1 985: 4.453, 1 997: 
4 .987; Polizeiliche Kriminalstatistik, 1 997, S. 1 1 9), so daß man zunehmend von einer 
Wende von der Gastarbeiterkriminalität zur Zuwand ererkriminalität spricht (Steffen et 
al., 1 992, S .  1 84; Kaiser, 1 996, S .  65 1 ,  spricht hingegen von einer Ausdehnung der Gastar­
beiterkriminal ität auf die Ausländerkriminalität) und inzwischen die Vermutung wagt, 
daß .� ich die Kriminalitätsbelastung der in Deutschland ansässigen, bereits zur Wohnbe­
völkerung zählenden Nichtdeu tschen »nicht nennenswert von derjenigen der Deutschen 
unterscheidet« (Bericht der Beauftragten, 1 995, S. 22. Ähnlich Kaiser, 1 996, S .  668). frei­
lich gilt di es nicht notwendig für deren Kinder. 
Unberücksichtigt blieben bisher Sond erformen ausländischer Kriminalität, d ie mit der 
Öffnung der Grenzen, einem wachsenden Wohlstandsgefälle von Nord nach Süd und von 
West nach Ost sowie, damit zusammenhängend, mit zunehmenden, politisch und öko­
nomisch bed ingten Migrationsströmen zu tun haben. Man redet in solchen Zusammen­
hängen von Aus länd erextremismus, ausländischen kriminellen Vereinigungen und inter­
nationaler Organisierter Kriminalität (Kaiser, 1 996 , S.  669 ff.). Sieht man einmal von der 
begrenzten Bedeutung der Austragung nationalistischer oder fundamentalistischer Ge­
waltkonflikte zwischen rivalisierenden Gruppen auf deutschem Boden ab, dann stehen im 
Mittelpunkt der Drogen-, Waffen-, Frauen- und Kinderhandel, Au toverschiebungen, 
Schutzgelderpressungen u.  d gl. Dies alles gehört der zunehmenden Internationalisierung 
und Transnationalisierung einer ökonomisch operierenden Kriminalität an, deren Struk­
turen in auffallender Parallele zur zusammenwachsenden Weltökonomie stehen (Globali­
sierung). Mehr noch: Sie sind zuneh mend Teil davon. Hierauf kann in diesem Zusam­
menhang nicht eingegangen werden. 
Wir sind also beim Thema der Integration angelangt. Die hier vertretene und sich aus 
der theoretischen Kriminologie ebenso wie dem gesunden Menschenverstand speisende 
These ist, daß soziale Integration eine kriminalpräventive Funktion hat. Wir kennen dies 
aus der Ju gendkriminologie, wo soziale Einbindungen in Elternhaus, Freizeit- und Aus­
bildu ngsfelder sowie in Lebensplanungen zur Normanpassung und dadurch zu einem 
allmählichen Nachlassen überschießender ju gendlicher Auf- und Straffälligkeiten beitra­
gen. Auf der Makroebene geht es dann um die politische, rechtliche und soziale Integra­
tion der Ausländer. Hiergegen wehren wir uns noch immer mit Händen und Füßen, und 
5 Tatverdädnigenbelastungszahl: Zahl der Verdächtigen pro 1 00.000 der jeweiligen Bcvölkerungs­
grnppe, im konkreten Fall der nichtdeutschen Beschäftigten. 
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d ies bei ca. 7 M io. Ausländern (»deswegen«,  wird es vielleicht manchmal heißen), von de­
nen 38% länger als 1 5  Jahre bei uns leben (diese Quote beträgt bei Griechen 58%, bei Ita­
lienern 60% und bei Spaniern 78%), bei einem wachsenden ausländischen Geburtenanteil
von 9% im Jahre 1 989 auf 1 3 %  im Jahre 1 994 (Bericht der Beauftragten, 1 995, S.  1 5  ff.,
1 1 8 f.) und einem kaum mehr bestrittenen hohen und regelmäßigen Zuwandcrerbedarf,
u. a. zum Zwecke der Kompensation der degressiven deutschen Geburtenraten. Es gehört 
zu den Bewußtseinstrübungen des politischen Diskurses, daß man d ie Integration ab­
wehrt, wo immer man kann, und sich gleichzeitig über eine Kriminalität beschwert, die 
man zu einem wichtigen Teil eben d ieser Abwehr verdankt. Die Integration wird insoweit 
mit Gründen verhindert, die durch Integration entfielen. Das, was für das (Scraf-)Rechc 
als typisch gilt, nämlich kontrafakcischc Verhalcenserwartu ngen (luhmann, 1 986, S.  22), 
die also beibehalten werden, selbst wenn sie nicht erfül l t  werden können, findet man auch 
hier: Es wird vom nicht integrierten Ausländer das Verhalten des intq�rierten In länders 
verlangt - wie sollte das funktionieren ? 
Die Vorenthaltung der Integration mit Gründen, d ie  auf Dauer nicht durchzuhalten 
sind - z. B.  daß die kulturelle und ethnische Homogenität der Oeucschen gefäh rdet sei6: 
Sie gibt es nicht (vgl . Oberndörfer, 1 994, S. 1 39); oder daß Deutschland kein Einwan­
dererland sei: Es ist es (vgl. Cohn-Bendit & Schmid, 1992; Leggewie, 1 994, S.  2 1 3; Bericht 
der Beauftragten, 1 995, S. 92) -, möchte ich mit dem zugegeben unscharfen Begriff der
strukturellen Gewalt in Verbindung bringen. Sie bedeutet im vorliegenden Zusammen­
hang die vermeidbare, manchmal gewollte Zurücksetzung von Ausländern in politischer, 
sozialer und rechtlicher Hi nsicht mit der Konsequenz politischer, sozialer und rechtlicher 
Diskrimi nieru ng. Es ist d ies eine indirekte, apersonale Gewalt, doch oft mir erheblichen 
personalen Kon sequenzen. Diese materialisieren sich in der subjektiven Befindl ichkeit der 
am meisten betroffenen Ausländergruppen, z. B.  in der Angsc vor den Deutschen (4 1 % 
der Türken, 24 % der Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien, 23% der Griechen und
1 9% der Italiener und Spanier bezeichneten 1 994 die Ausländerfei ndlichkeit als ihre 
größte Sorge, meist noch vor der Sorge vor finanziellen Problemen oder wegen der Tren­
nung von der Heimat; Marplan, 1 994); sie zeigen sich in typischen, sich psychosomatisch
äußernden Migrationskrankheiten, soweit sie über die normalen Streßsymptome infolge 
der abverlangten Anpassungsleistungen hinausgehen; in auf sie gerichteten Straftaten7; 
oder - jetzt wird es kritisch - in von ihnen begangenen Straftaten. Kriminalität wäre, so­
weit sie das auch bei Deucschen Übliche überschreitet, als Reaktion zu verstehen (zum 
Ganzen Sessar, 1 993, S.  1 1 2 ff.). Ganz bewußt überspitze und auf Widerspruch aus: Sage 
mir, wie Du zu A usländern stehst (wie Deine Ausländerpolitik ihnen gegenüber aussieht), 
und ich sage Dir, wie kriminell sie sind. Die Provokation liegt in der Umkehrung konser­
vaciver Kausalan nahmen, denn übl icherweise werden Einstel lungen Ausländern gegen­
über eher mir d eren Verhalten erkläre. 
Diese wenigen Bemerkungen haben zum alleinigen Ziel, den Begriff der Ausländer­
kriminalität nicht länger gedankenlos hinzunehmen, sondern ihn auf seine Hinter- und 
6 Wolfgang Schäublc: "Wir schöpfen unsere Identität nicht aus dem Bekenntnis zu einer Idee, son­
dern aus der Zugehörigkeit w einem bestimmten Volk«,  zitiert nach Knight!Kowalsky 1 99 1 ,  
S. 1 3 1 .  Inwieweit sich "Volk« nur unter den Bedingungen d e r  Ausgrenzung konstruieren läßt, 
zeigen vereinzelte Beiträge bei Graczyk, 1 996. 
7 Gemeint sind hier keineswegs nur explizit fremdenfei ndlich motivierte Straftaten, sondern auch 
und vor allem solche, die die gesellschaftlich und rechtlich ausgelöste oder aufrechterhaltene so­
ziale Schwächung der Ausländer legitimierend ausnutzen (zum Ganzen Scssar 1 993 a; Willems, 
Würtz {,· Eckert, 1 994; Luff & Gcrum, 1 995). 
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Untergründe zu befragen. Die traditionellen Deutungsmuster sind kognitiv unterkomplex 
(nicht selten auch in der Kriminologie) oder interessengeleitet. Hand in Hand mit der 
Gefahr faktischer Ausgrenzung geht die sprachliche Ausgrenzung, wenn zwei unwirkli­
che, zumindest der Sinngebung trotzende Begriffe - A usländer und Kriminalität - zu ei­
ner neuen Wirklichkeit - A usländerkriminalität - verschmolzen werden. 
Unmerklich wird die Ausgrenzung durch diese virtuelle Wirklichkeit vorbereitet und 
legitimiert. Ein feines Gebinde. 
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II . Aspekte der forensischen B egutachtung
Ethnologie 
Ethnologische Gutachten im Strafverfahren: 
Konstruktion, Manipulation und Anerkennung von Differenz 
Christian Giordano 
1. Einleitung
Wenn die inzwischen berühmt gewordene Annahme von Clifford Geertz stimmt, daß der 
Mensch ein Wesen ist, das in selbstgesponnenen Bedeutu ngsgeweben verstrickt ist, wobei 
dieses Gewebe sinnbildlich für >Kultur< steht (Geertz, 1 987, S. 1 9), dann stellen sich der 
Ethnologie vor allem folgende zwei Aufgaben: 
1 .  Unser Fach befaßt sich vornehmlich mit dem Herausarbeiten von Bedeutungsstruk­
turen, die den >subjektiv gemeinten Sinn< (Weber, 1 956, 1 ,  S. 1 )  und damit die Vorausset­
zung eines jeglichen sozialen Handelns konstituieren. Es geht also darum, die Kultur ei­
ner meist >fremden< Gesellschaft zu verstehen, wobei >Verstehen< nicht mit dem Herder­
schen >Einfü hlen< oder gar mit dessen modernerer Version, der sogenannten •Empathie<, 
zu verwechseln ist. Ethnologisches Verstehen ist vielmehr in eine wissenschaftliche Tradi­
tion eingebettet, d ie von Dilthey über Weber bis Schütz und deren Schülern reicht. 
2. Im Sinne d ieser Tradition beruht Verstehen zweifelsohne auf d irekter Erfahrung, ist
jedoch ohne wissenschaftliche Konzeptualisierung undenkbar. Der französische Soziolo­
ge Raymond Aron hat also Recht, wenn er schreibt: 
»il nous faut expliquer !es phenomenes par des propositions confirmees par 
l 'experience pour avoir le sentiment de les comprendre. La comprehension est donc 
mediate, eile passe par l' intermediaire des concepts ou des relations« (Aron, 1 967, 
S. 504). 
Diese Annahme wird auch durch Geertz in der folgenden Passage bestätigt: 
•Unsere Aufgabe ist (es,) ... ein analytisches Begriffssystem zu entwickeln, das geeig­
net ist, die typischen Eigenschaften dieser (Vorstellungs-)Strukturen ... gegenüber an­
deren Determinanten menschlichen Verhaltens herauszustellen< (Geertz, 1987, S. 39). 
Welche Relevanz besitzen nun diese zwei Prinzipien ethnologischer Forschung und Re­
flexion im Hinblick auf die Herstellung eines Gutachtens im Strafverfahren? 
Man kann zunächst festhalten, daß ein Gutachter, der nach der ·kulturellen Logik< ei­
ner Handlung sucht, d ie im westeu ropäischen Kontext, nicht aber in der >fremden< Her­
kunftsgesellschaft des Angeklagten als eindeutige Straftat gilt, sich bemüht, die Sinnhaf­
tigkeit des gesetzwidrigen Verhaltens zu demonstrieren. In der Regel führt daher das 
Verstehen eines solchen Handelns dazu, seine •Normalität< zu enthüllen, >ohne daß seine 
Besonderheit dabei zu kurz käme< (Geertz, 1987, S. 21). Das folgende Beispiel soll diese 
Überlegung verdeutlichen: Ein junger sizilianischer Migrant, der mit seiner minderjähri­
gen Freundin in ein Zimmer der Gaststätte seines Onkels >flieht<, kann sich nach deut­
schem Recht u. U. strafbar machen, wie dies in einem von mir begutachteten Fall tatsäch­
lich geschah. Die Anklage lautete folgendermaßen: 
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> Der Angeschuldigte wird „. beschuldigt, . . .  eine unverehelichte Frau unter 1 8  Jahren 
mit ihrem Willen, jedoch ohne Einwilligung ihrer Eltern entführt zu haben, um sie zu 
auf�erehelichen sexuellen Handlungen zu bringen und durch die gleiche Handlung ei­
ne r�rau mit Gewalt zum außerehelichen Beischlaf mit ihm genötigt zu haben< .. .  
Laut Staatsanwaltschaft war die  Tat des jungen Sizilianers als 
•ein Verbrechen der Vergewaltigung, rechtlich zusammen treffend mit einem Vergehen
der Entführung mit Willen der Entführten in Tatmehrheit mit einem Vergehen der 
Nötigung emm. §§ 240 Abs. 1, 2 3 8  Abs. 1 ,  236, 1 77 Abs. 1, 5 3 ,  52 StGB· 
strafbar. 
Eine solche Form der •gemeinsamen Flucht< gil t jedoch bis heute in Sizilien als eine 
institutionalisierte, legitime und daher >normale< Strategie, um die Familien vor >vollende­
te Tatsachen< zu stellen und somit eine unerwünschte Heirat zu forcieren. Das Heirats­
verbot geht meistens von einer der Elternparteien aus, die das Paar entweder als zu jung 
oder als wirtschaftlich zu abhängig oder als sozial zu asymmetrisch betrachtet. Die 
,fuitina<, die in der Regel vom kü nftigen Ehemann mit der Komplizenschaft eines Ver­
wandten organisiert wird, steht in engem Zusammenhang mit dem noch immer aktuellen 
Ehrenkodex der Insel. Die Entführung beinhaltet den Verlust der sexuellen Reinheit und 
der Viq�inität der Entführten, die somit auch die Reputation ihrer ganzen Familie gefähr­
det. Die darauffolgende Hochzeit stellt die einzige Handlung dar, die dieses Defizit kom­
pensieren kann. Der ,fuitina< folgt deshalb in der Regel die >nozze riparatrici<. Der Be­
schuldigte hat also nach der >kulturellen Logik< des sizil ianischen Ehrenkodex gehandelt: 
Sein Verhalten beruhte auf einer vorläufigen Entehrung seiner Partnerin und der darauf­
folgenden Wiederherstellung ihrer Ehre. 
Die Betonung der >Normali tät< einer Handlung bedeutet selbstverständlich nicht, daß 
der Gutachter sich mit dem Angeklagten identifiziert bzw. sein Verhalten rechtfertigt 
oder gar billigt. Der Ethnologe kann die •kulturelle Logik< eines Mafia-Mordes durchaus 
verstehen, ohne dabei zum Mafia-Komplizen oder zu einem Anhänger der >ehrenwerten 
Gesellschaft< zu werden. Wie Weber schrieb: >Man kann Cäsar verstehen ohne Cäsar zu 
sein< (Weber, 1 968, S. 98). 
Ebenso selbstverständlich ist es, daß nicht jede mutmaßliche bzw. reelle Straftat eines 
>kulturell Fremden< tatsächlich eine eigene > kulturelle Logik< besitzt. Vor kurzem habe ich 
die Begutachtung in einem Strafprozeß abgelehnt, weil mir der >kulturelle Hintergrund< 
des angeschuldigten Verhaltens sehr unwahrscheinlich erschien. Es handelte sich um ein 
Gerichtsverfahren gegen einen bosnischen M igranten, der laut mehreren Zeugenaussagen 
seine in derselben Wohnung lebende Nichte, die Tochter seiner inzwischen von ihm ge­
trennten Frau, die zur Tatzeit mit einem italienischen Einwanderer zusammenlebte, 
mehrmals vergewaltigt haben soll. Herr K. bestritt kategorisch, die Tat begangen zu ha­
ben, worauf die Verteidigung die These des >kulturell bedingten< Komplotts konstruiene. 
Von willfährigen Zeugen geholfen, hätten also Tante und Nichte die Geschichte der Ver­
gewaltigungen erfu nden, um aus unerklärlichen und undefinierten Rachemotiven die Re­
putation von Herrn K. zu zerstören und ihn vor Gericht zu stellen. Auf die Frage, was ich 
von der Sache halten würde, antwortete ich, daß es m. E. keinerlei Elemente gibt, die auf 
die >kulturelle Logik• des erwähnten Komplotts hinweisen. Ich hielt es im Gegenteil für 
möglich, daß Herr K. sich eine >transversale Rache< ausgedacht hatte, um das >schamlose< 
Verhalten seiner Frau zu sanktionieren. Man muß bedenken, daß im Balkan- sowie Mit­
telmeerraum Ehre keine ausschließlich individuelle, sondern stets auch eine kollektive und 
zwar eine familien- bzw. verwandtschaftsspezifische Angelegenheit ist.  Die >transversale 
Rache< stellt im Rahmen moderner Formen des balkanischen und mediterranen Ehrenko-
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dex, wie auch neue Praktiken im mafiosen Kontext sowie manche Ereignisse im Jugosla­
wienkrieg belegen, zunehmend eine Strategie dar, d ie sich nach dem Prinzip der indirek­
ten Zielscheibe richtet. Indem Herr K. also seine Nichte entehrt, degradiert er in sozialer 
Hinsicht die ganze Verwandtschaftsgruppe der eigenen Ehefrau und trifft somit haupt­
sächlich seine >Untreue• Gattin. Zugleich entgeht er dem Affront, wahrt sein Gesicht und 
stellt seine Ehre sowohl gegenüber der Herkunftsgemeinschaft als auch gegenüber seiner 
direkten Umwelt wieder her. Auch sein Zurückweisen der Beschuldigungen ist aus ethno­
logischer Sicht verständlich, denn Herr K. lebt als Migrant in einer du rch ßilateralität der 
Referenzen geprägten >Zwischenwelt<, die sich du rch eine konfliktuclle Ambivalenz zwi­
schen staatlicher Legalität und sozio-kultureller Legitimität auszeichnet. 
Bereits diese Ausführungen zeigen, daß der Ethnologe als Gutachter bei Strafverfahren 
auf Konzeptualisierungen angewiesen ist, die zur Interpretation der Tatbestände geeignet 
sind. Ich werde diesen Punkt, der, wie bereits gesagt, auch von Geertz hervorgehoben 
wird,  nicht weiter ausführen, denn es ist offensichtlich, Jaß >emische< bzw. >autochthone< 
Kategorien auf keinen Fall das analytische Begriffssystem ersetzen können. 
Würde der Ethnologe nach diesen Ausführungen jedoch die Schlußfolgerung ziehen, 
daß er aufgrund seiner Ausbildung die kultu relle Logik einer Straftat problemlos erken­
nen kann, dann könnte man ihm berechtigterweise entweder ßlauäugigkeit oder gar Un­
redlichkeit vorwerfen. Die ethnologische Expertise stel lt vielmehr eine sehr problemati­
sche Angelegenheit dar, die viele Schattenseiten und Tücken besitzt. Um d iesen Aspekt zu 
verdeutlichen, werde ich mich im folgenden mit drei solchen zweifelhaften - und m. E.
besond ers relevanten - Momenten befassen. 
2. Der Ethnologe und die wissenschaftliche Konstruktion des »Fremden« und des
» Eigenen«.
Spätestens seit den >selbstreflexiven< und >dekonstruktivistischen< Strömungen in unserem 
Fach wissen wir, daß der Ethnologe, wenn er nicht gerade mit audiovisuellen Mitteln ar­
beitet, Schriften produziert, in denen er im Feld erhobene oder aus der Literatur gewon­
nene ethnographische Tatbestände präsentiert und interpretiert. Obwohl der Ethnologe, 
um die bekannte Dichotomie von Barthes zu verwenden, eher als ein >ecrivant< als ein 
•ecrivain< angesehen werden darf, sind seine Arbeiten und daher auch seine Gutachten
d u rch rhetorische Leistungen und Kunstgriffe gekennzeichnet. Rhetorik ist dabei auch 
eine Technik, um Daten und Argumente glaubhaft zu machen und demzufolge ein Publi­
kum von Hörern bzw. Lesern zu überzeugen. Ohne hier die Meinung von Descartes tei­
len zu wollen, nach der Rhetorik mit wissenschaftlicher Strenge unvereinbar ist, möchte 
ich doch darauf h inweisen, daß eine solche Technik der Überzeugung, auch wenn sie sich 
inzwischen als unvermeidliche Komponente einer jeden Schrift herausgestellt hat, Texte 
>ideologieverdächtig< macht. 
Dieser >Ideologieverdacht< kann bei ethnologischen Skripten vor allem im Hinblick auf 
die rhetorisch u ntermauerte Konstruktion von Differenz ausgesprochen werden. Um d ie­
se Überlegung zu veranschaulichen, möchte ich nochmals auf die fü r d ie ethno­
anthropologischen Gutachten im Strafverfahren so zentrale Problematik der Ehre zu­
rückgreifen. 
Fast alle Ethnologen, die in Süd- und Südosteuropa, in Nordafrika und im Vorderen 
Orient gearbeitet haben, sind der Faszination des Ehren komplexes erlegen. Ihre Vorliebe 
fü r dieses Thema geht mit der Annahme einher, daß diese Räume eine Anhäufung von 
>honor and shame societies< sind (Peristiany, 1 965; Herzfeld, 1 980). In den letzten Jahren 
wurde d iese Tendenz, mediterrane und balkanische Gesellschaften als die >honor and 
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.�harne societies< schlechthin zu präsentieren, allerdings zunehmend in Frage gestellt und 
nachdrücklich kritisiert (Herzfeld, 1 984, S. 439 ff.; Herzfeld, 1 987, S. 7 ff.) .  Durch ihre 
>selbstreflexiven< Bemühungen hat die Ethnologie auch die inzwischen klassisch gewor­
denen Studien zu den Kulturen und Gesellschaften des Mittelmeer- und Balkanraumes 
unter die Lupe genommen und einige Annahmen, die früher als abgesichert u nd selbst­
verständlich galten, mit hermeneutisch orientierten Textanalysen überprüft und proble­
matisiert. Hi nsichtlich der Ehrthematik wurden somit einige Vorbehalte formuliert, die in 
di esem Rahmen kurz erwähnt werden sollen: Herzfeld wirft vor allem den Forschern an­
gelsächsischer Provenienz, die sich intensiv mit dem Ehrkomplex in mediterranen und 
balkanischen Gesellschaften befaßt haben, eine ethnozentrische, von gravierenden hetero­
philen bzw. heterophoben Stereotypen belastete Sichtweise vor (Herzfeld, 1 984, S.  440; 
Herzfeld, 1 987, S. 9 f.). 
Die Auseinandersetzung mit der mediterranen und balkanischen Ehre erweist sich für 
diese Ethno-Anthropologen letztlich als eine verhängnisvolle Falle, denn sie projizieren 
ihre Ängste vor und ihre Sehnsüchte nach einer archaischen Welt, die ihnen stets als ambi­
valentes Sinnbild erscheint, auf die >fremde< Realität, mit der sie konfrontiert sind. Mit 
Hilfe von geschickten rhetorischen Mitteln werden somit mediterrane und balkanische 
Gesellschaften künstlich und willkürlich >archaisiert<. Man gewinnt den Eindruck, sie sei­
en ein Relikt vergangener Epochen, das zwar durch gewaltsame und blutrünstige Barba­
rei, jedoch auch durch kompromißlose Solidarität zwischen den Menschen, urtümliche 
Reinheit der Sitten und schließlich durch eine urwüchsige Einfachheit der Lebensweisen 
und Sozialbeziehungen charakterisiert ist. Es zeigt sich also, daß die •Archaisierung• medi­
terraner und balkanischer Gesellschaften durch die angelsächsischen Ethno-Anthro­
pologen zugleich immer auch eine >Exotisierung< dieser Kulturen beinhaltet. Dabei wird 
versucht, ein möglichst >fremdes< Bild zu vermitteln, so daß der Mittelmeer- u nd Balkan­
raum als uneuropäisch und als Appendix der >Wildnis< in ihrer positiven wie auch negati­
ven Ausprägung erscheint. 
In diesem Zusammenhang fügt Herzfeld hinzu, daß die nationalen Ethnologien d ieses 
Raumes, die zwar >Ehre und Scham< nicht völlig verleugnen, diese jedoch nicht als die 
zentralsten Elemente des mediterranen und balkanischen Wertsystems betrachten, in 
wohltuendem Kontrast zu den Berichten der Reisenden und Forscher aus Nordeuropa 
und den Vereinigten Staaten stehen, denn die autochthonen Folkloristen versuchen, der 
expliziten bzw. impliziten >Exotisierung< Widerstand zu leisten (Herzfeld, 1 987, S. 64). 
Im Gegensatz zu Herzfeld bin ich aber der Meinung, daß auch die mediterranen und bal­
kanischen Nationalethnologen mit Hilfe rhetorischer Instrumente eine Konstruktion, und 
zwar die Erfindung des >Eigenen<, vornehmen. So wird die Bedeutung von Ehre und 
Scham heruntergespielt, um die eigene >Nation< als >tugendhaft<, d. h. als >zivilisiert< und 
daher häufig als >europäisch< bzw. >europawürdig< zu präsentieren. Man darf nicht verges­
sen, daß die Folkloristen dieses Raumes >Identitätsmanager< sind, die das Image ihrer in 
der Regel >verspäteten Nation< pflegen und sich um die Ebenbürtigkeit ihrer Kultur mit 
derjenigen der Referenzgesellschaften (Frankreich, Deutschland, England usw.) bemühen. 
Obwohl ich die Thematik von Ehre und Scham nicht auf einen >ethno-anthropologischen 
Roman< reduzieren möchte - denn der mediterrane und balkanische Ehrenkodex stellt 
zweifelsohne immer noch ein gewichtiges kognitives Instrument und ein wesentliches 
Element des •Wissens< und >Wissen Könnens< dieser Gesellschaften dar - muß ich mit 
Nachdruck betonen, daß der ethnologische Gutachter die ethnographischen Daten einer 
Monographie nicht einfach blindlings hinnehmen kann und darf. In  einer kritiklosen 
Übernahme ethnographischer Materialien birgt sich nämlich immer auch die Gefahr des 
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statischen •Essentialismus<, wonach sich der Ehrenkodex auch im Migrationskontext ein­
fach tel quel reproduziert, so daß die Fiktion der •ewigen<, sich nach einem •zeitlosen< 
Normensystem richtenden •Ehrenleute< entsteht. Wir wissen jedoch, daß die Migrationssi­
tuation die Ehrvorstellungen der Zugewanderten aus dem Mittelmeer- und dem Balkan­
raum stark beeinflulk So läßt sich beispielsweise eine Radikalisierung der Gewalt feststel­
len, denn Handlungen wie z. B. >transversale Racheakte< gegen Kinder der feindlichen 
Gruppierung, die nach dem Ehrenkodex der Herkunftsgemeinschaft verboten sind, treten 
im Migrationskontext als vermutlich legitime Praktiken auf. Es ist aber auch wichtig, dar­
auf hinzuweisen, da!! der mediterrane und balkanische Ehrenkomplex in den Residenzge­
sellschaften von der organisierten Kriminalität instrumentalisiert wird, um die wirklichen 
Motive ihrer Tätigkeiten zu tarnen und ihnen somit eine •kulturelle Logik< zu verleihen. 
Hiermit kommen wir zum zweiten problematischen Aspekt der ethnologischen Begutach­
tung im Strafverfahren. 
J. Die Manipulation des Ethnologen durch die Beschuldigten 
Man geht oft davon aus, daß Migranten generell den •fremden< U mständen in der Resi­
denzgesellschaft ausgeliefert seien. Diese Annahme bildet den Kern der >miserabilisti­
schen< Haltung vieler Sozialwissenschaftler und Sozialarbeiter, welche die ausländischen 
Mitbürger somit im Endeffekt als hilflose >passive Opfer< bzw. als sozial und kulturell 
>behinderte Personen< betrachten. Arbeitsmigranten, aus welchem Land auch immer sie 
kommen mögen, sind m. E. dagegen rational denkende Akteure, die anhand > intelligenter< 
Strategien ihre sozio-kulturelle Mangellage zu überwinden suchen. Durch die 
•miserabilistische< Perspektive verblendet, hat man allzuoft ignoriert, daß Migranten ihre
Lebenswelt in der Residenzgesellschaft sinnvoll  gestalten. Sie konstruieren ebenso wie 
andere sozial Handelnde ihre soziale Wirklichkeit, indem sie spezifische Formen von 
•savoir faire< entwerfen und vollziehen. Dies gilt selbstverständlich auch für ihr Verhalten 
bei Strafprozessen. 
Es handelt sich dabei meistens um subtile >Bewältigungsstrategien<, die auch der Ver­
teidigungsanwalt nicht kennt, die sich jedoch für den Verhandlungsverlauf als tückisch 
erweisen können. Die Handelnden sind nämlich durchaus in der Lage, plausible und ko­
härente >Inszenierungen< vorzunehmen, um das Urteil zu verzögern bzw. zu beeinflussen. 
So wohnte ich in Frankfurt einem Strafprozeß bei, in dem es der Beschuldigten, einer ma­
rokkanischen Mutter, die wegen Kindesmil!handlung angeklagt wurde, gelang, die Ver­
handlung tagelang zu verschieben. Diese Verzögerungsstrategie, die eigentlich vom feh­
lenden Vertrauen Frau B's gegenüber der deutschen Justiz diktiert wurde, bestand darin, 
den Dolmetscher mehrmals auswechseln zu lassen. Gleich zu Beginn der Verhandlung 
verkündete sie, daß sie, obwohl der tunesische Dolmetscher mir gerade das Gegenteil be­
stätigt hatte, als Berberin der arabischen Sprache nicht mächtig sei und daher einen berbe­
rischen Übersetzer verlange. Nachdem das Gericht mit einiger Mühe eine Person mit den 
entsprechenden Sprachkompetenzen gefunden hatte, erklärte die Angeklagte, daß sie die 
aus dem Hohen Atlas stammende Dolmetscherin nicht verstehen könne, weil sie selbst aus 
dem Rif-Gebirge stamme, wo tatsächlich eine andere und zugleich äußerst seltene Varian­
te des Berberischen gesprochen wird. Das Gericht war nunmehr gezwungen, einen ande­
ren Übersetzer zu suchen, der erst durch die Hilfe der marokkanischen Botschaft und 
nach einer längeren Recherche im ganzen Bundesgebiet gefunden werden konnte. Erst 
nach diesen Präliminarien konnte die eigentliche Verhandlung beginnen. 
Interessanter und für den ethnologischen Sachverständigen auch weitaus beunruhigen­
der ist jedoch der folgende Fall: Frau S., eine in der Schweiz lebende Albanerin, wird von 
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ihrem Mann in flagranti beim Ehebruch ertappt. Dem Geliebten gelingt es, das Schlaf­
zimmer der Eheleute durch das Fenster zu verlassen, worauf der Betrogene, ebenfalls ein 
Albaner, die Verfolgung aufnimmt und den Liebhaber mit drei Revolverschüssen tötet. 
Z u r  gleichen Zeit flüchtet Frau S.  zu ihrem in der Nachbarschaft wohnenden Vater, um 
sich angeblich der Rache des Gatten zu entziehen. 
Die ganze Handlungsserie scheint also nach einem altbewährten >Drehbuch< zu ver­
laufen, das nach den Regeln des •Kanun<, dem gewohnheitsrechclich garantierten Nor­
mcnsystem des albanischen Berglandes, geschrieben wurde. Allerdings handelte es sich bei 
diesem Fall vermutlich um eine geschickte > Inszenierung<, in der die kulturelle Spezifität 
betont wurde, um die tatsächlichen Motive der Tötung zu verschleiern und somit eine 
Reduktion der Strafe zu erreichen. Die beiden Männer gehören nämlich zu rivalisierenden 
albanischen Drogenhändlerbanden u nd es gibt I ndizien dafür, daß der Gatte seine Frau 
animiert haue, mit Herrn B. sexuelle Beziehungen aufzunehmen, um ihn dann in eine 
Falle locken und ihn unter dem Vorwand des Ehebruchs töten zu können. Die Richter 
befanden allerdings, ohne auf eine ethnologische Expertise zu rekurrieren, daß es sich um 
ein Ehrendelikt handelte: Der Ehemann wurde demzufolge nach schweizerischem Rechts­
empfinden nicht wegen Mordes, sondern nur wegen vorsätzlicher Tötung verurteilt. 
Dieser lehrreiche Fall zeigt, daß der Ethnologe sein •Wissen< - anders als noch immer 
allzuoft angenommen wird - keinesfalls als sein Monopol betrachten darf. Inzwischen 
•wissen< nämlich auch die Beschuldigten, daß und was die Experten >wissen<. Die >fremde<
Kultur kann somit zur strategischen Ressource werden, auf die zwar die ausländischen 
Mitbürger in der Residenz- aber nicht immer in der Herkunftsgesellschaft zurückgreifen 
können. So ist es möglich, daß ein Süditaliener, der in ein Ehrendelikt verwickelt ist, eine 
ungleiche Behandlung bekommt, je nachdem ob er in Italien oder in Deutschland prozes­
siert wird. Gleichzeitig sind deutsche Staatsbürger in ihrer Heimat von dem Einsatz 
·kultureller< Ressourcen ausgeschlossen. Die Angeklagten können somit Selbstdarstellun­
gen inszenieren, die mit der im Gutachten aufgeführten >kulturellen Logik< übereinstim­
men, obwohl sich die Straftat nach einer nicht •kulturspezifischen•, sondern lediglich 
•kriminellen Logik< richtet. Selbstverständlich wäre hier auch zu klären, ob und inwieweit
diese zwei Formen von •Handlungslogik< sich überlappen und miteinander verbunden 
sind. Jedenfalls muß der Ethnologe damit rechnen, daß seine Expertise instrumentalisiert 
wird. Durch diese Instrumentalisierung wird wiederum der Anspruch und das Ziel ethno­
logischer Gutachten - nämlich zu einem •gerechten< Urteilsspruch zu verhelfen - grund­
legend unterwandert. 
4.  Der Ethnologe und das Dilemma der Anerkennung von kultureller Differenz 
Die Anerkennung von kultureller Differenz bereitet dem Ethnologen eine ganze Reihe 
von Problemen, die auch wissenschaftstheoretischer Art sind. So muß vorerst auf die ver­
hängnisvolle Gefahr eines differentialistischen Relativismus hingewiesen werden. Damit 
meine ich eine besonders in der Kulturanthropologie weit verbreitete Doktrin, die sozio­
kulturelle Unterschiede betont und positiv konnotiert. Die Gemeinsamkeiten, d. h. die 
transkulturellen Konstanten, werden dagegen entweder systematisch heruntergespielt 
oder als verfälschende Konstruktion der Forscher bzw. als negative Konsequenzen von 
Globalisierungs- und Homogenisierungsprozessen in der Weltgesellschaft gedeutet. 
Diese Apotheose der Differenz besitzt häufig die Tendenz, jegliche Handlung, die als 
•andersartig< eingestuft werden kann, mit dem Argument ihrer Kulturspezifität zu legiti­
mieren. Gleich, ob es sich um weibliche Infibulationspraktiken bei afrikanischen Immi­
granten in Frankreich, rituellen Kannibalismus in Neu Guinea, mafiose Delikte in Südita-
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lien, blutige Magie-Zeremonien in Mittelamerika, Menschenverbrennu ngen in Indien oder 
Blutrache in Albanien handelt, werden alle diese Phänomene, die im krassen Widerspruch 
zu u n seren rechtlichen und sozialmoralischen Vorstellungen stehen, im Namen der gehei­
ligten Kulturunterschiede gerechtfertigt u nd nicht selten sogar gebilligt. 
Zudem u nterstützt der differentialistische Relativismus logischerweise auch jegliche 
Form von Partikularismus: schismatische Lokalismen, Separatismen, H.egionalismen und 
nicht zuletzt d ie aktuellen Ethno-Nationalismen, die auf •primordialistische< Mythen der 
ethnischen bzw. völkischen >Reinheit<, >Ursprünglichkeit<, >Authentizität< etc. beruhen, 
werden von Ethnologen nicht selten wohlwollend oder gar mit verklärtem Blick betrach­
tet, gerade weil solche Erscheinungen die Unterschiede und nicht die Gemeinsamkeiten 
mit großem Nachdruck unterstreichen. Auch jene, von vielen Kultu ranthropologen sehr 
geschätzten Initiativen, d ie eine radikale Politik der Sonderrechte und der >cultural citi­
zenship< für Minderheiten u nd bedrohte Völker vertreten, sind durch diese problemati­
schen Tendenzen des differentialistischen Relativismus in unterschiedlichem Maße bela­
stet. 
Schliefüich muß man auch fragen, inwieweit nicht die gesamte Diskussion um die mul­
tikulturelle Gesellschaft vom differentialistischen Relativismus geprägt ist: Ich kann mich 
des Eindrucks nicht erwehren, daf� die Schwäche sämtlicher Konzepte des >Multikultura­
lismus< gerade in der Betonung von Unterschieden und Spezifitäten liegt. 
Charles Taylor hat in seinem brillianten Essay >Multiculturalism and the Politics of 
Recognition< deutlich erkannt, daß wir, sollte der differentialistischc Relativismus gesell­
schaftlich wirksam werden, auf einige für uns inzwischen selbstverständlich gewordenen 
Errungenschaften der Rcchtsstaatlichkcic verzichten müßten (Taylor, 1 992, S.  38 ff.). Ein 
großes Problem stellt dabei die Unvereinbarkeit zwischen der offiziellen Anerkennung 
kultureller Gruppenspczifitäten einerseits und der Rechtsgleichheit unter den Individuen 
andererseits dar. Wenn man im Rahmen eines Rechtsstaates d ie Polygamie für Afrikaner, 
aber nicht fü r christliche Eu ropäer zuläßt, dann wird das Prinzip der Gleichbehandlung 
aller Staatsbürger aufgehoben. Es entständen somit Sonderrechte mit Sondergerichtsbar­
keiten, die den Kern des institutionellen Flächenstaates in entscheidender Weise verändern 
würden: Der neue Staatstypus hätte eher Ähnlichkeiten mit dem durch die Vielfalt von 
Privilegien, Immu nitäten und unabhängigen Lokalgewalten gekennzeichneten Personen­
verbandstaat mittelalterlicher Prägung. Was die Vertreter des differential istischen Relati­
vismus bzw. die Verfechter der •cultural citizenship< - wie etwa der Kulturanthropologe 
Renato Rosaldo (Rosaldo, 1 994, S. 402 ff.) - stets übersehen, ist die Tatsache, daß wir mit 
d er Betonung von Unterschieden und folglich der wahllosen Anerkennung von Differen­
zen sehr schnell vor einer >kultu rellen Ständcgesellschaft< stehen würden. Ich wage zu be­
zweifeln, daß ein solches Szenario für einen seriösen und vernünftigen Kulturanthropolo­
gen erstrebenswert und annehmbar sein kann. 
Der Ethnologe als Sachverständige kann somit bewußt oder unbewußt Komplize einer 
Politik der Differenz und der Anerkennung kultureller Kollektivrechte werden, die mit 
unserer auf Individual-, sprich Menschenrechten, beruhenden Ordnung kaum kompatibel 
wäre. Hiermit hätten wir es mit einem >kultu rellen Fundamentalismus< zu tun, dessen 
Implikationen von Todorov in seinem letzten Buch •L'hommc depayse< scharfsinnig aus­
gearbeitet worden sind (Todorov, 1 996, S. 2 1 7  ff.). 
Das Beispiel der Eheauflösu ngsstrategien in Ehre- und Schamgcscllschaftcn einerseits 
und in Ländern mit westeuropäischer Rechtstradition andererseits scheint mir sehr auf­
schlußreich, um die Inkompatibil ität von Normen zu illustrieren. 
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Ehre- und Schamgesellschaften sind durch einen ständigen >Kampf um Anerkennung• 
(Hegel, 1 986, Bd. 3,  S.  145 f.) gekennzeichnet, dessen Folge die Aufteilung in Personen 
und Gruppen >erster< und •zweiter< Kategorie beinhaltet: >Ehrbare< und >Schamlose<, 
• Kontrollierende< und >Kontrollierte<, Männer und Frauen usw. In diesem Sinne stell t  Eh­
re - im Gegensatz zu Würde - kein •universelles Potential< dar, das allen Menschen ge­
meinsam ist (Taylor, 1 992, S. 37 ff.),  sondern ein Siebungskriterium. Durch Ehre wird d ie 
Reputation eines jeglichen Gesellschaftsmitglieds tagtäglich neu definiert; Würde soll da­
i;egen jedermanns Achtung sichern, denn alle Menschen verdienen, gleichermaßen re­
spektiert zu werden. Ehre als normatives Prinzip läßt d ie ungleiche Behandlung, die 
rechtsprechende sowie sanktionierende Selbsthilfe oder gar die privilegierte Sonderge­
richtsbarkeit zu; Würde versucht andererseits, den Kampf um Anerkennung überflüssig 
zu machen und kann lediglich auf dem Grundsatz der Rechtsgleichheit beruhen. Im Rah­
men dieser Bipolarität zwischen Ehre und Würde als konträren gesellschaftlichen Ord­
nungsmustern lassen sich d ie  Eheauflösungsstrategien einordnen: Verstoßu n g  und Besei­
tigung als Grund pfeiler der zwar kulturell legitimierten, jedoch privaten Selbstjustiz von 
Gatten gegenüber Ehefrauen gehören zur >Logik der Ehre<; Scheidung als partnerschaftli­
che und gleichberechtigte Kündigung einer Allianz hängt hingegen zwangsläufig mit der 
> Logik der Würde< zusammen. 
Wenn nun diese inkompatiblen Ordnungsprinzipien durch reelle Kontaktsituationen 
zusammentreffen, dann sind Konflikte kaum vermeidbar. So prallen z. B. in den westeu­
ropäischen Einwanderungsgesellschaften unterschiedliche oder gar gegensätzliche Kol­
lektivvorstellungen nicht nur, aber auch über die Institution der Ehe sowie deren Auflö­
sung immer häufiger aufeinander, wenn Arbeitsmigranten bzw. Flüchtlinge aus Ehre- und 
Schamgesellschaften mir einem Rechtssystem, das sich auf die >Logik der Würde< stützt, 
ko nfrontiert werden. Dieser Sachverhalt zeigt uns aber, wie wichtig es ist, das Dilemma 
zwischen den bestehenden Individualrechten und der Anerkennung von >culrural rights< 
mit H ilfe von empirisch praktikablen MaHnahmen und nicht von abstrakten und realitäts­
fremden Entwürfen wie dem >Verfassungspatriotismus•, dem > Kommunitarismus• und der 
>cultural citizenship< zu lösen. Mit der überzeugenden Antwort auf dieses Dilemma steht 
und fällt das gesamte Konzept der >multikulturellen Gesellschaft< und d eshalb auch die 
Rolle des Ethnologen als Experte in Strafprozessen. 
5. Abschließende Bemerkungen
Dieser Beitrag soll nicht den Eindruck erwecken, daß der erweiterte Kultu rbegriff als d ie  
zentrale Kategorie der Ethnologie seine theoretische Gültigkeit und praktische B rauch­
barkeit verloren hätte. Der Ethnologe kann und muß weiterhin mit dem Kulturkonzept 
operieren. Er darf allerdings die Gefahren nicht verheimlichen oder bagatell isieren, die mit 
einer Überbetonung des >Ku lturellen< und hiermit auch mit der unü berlegten >Kultural i­
sierung< von Straftaten verbunden sind; eine unbeschränkte Hervorhebung ku lturell ge­
prägter Denk- und Handlungsmuster >fremder< Akteure bringt auch schwerwiegende 
Konsequenzen wie etwa die trügerische Konstruktion >zeitloser< und >unüberwindbarer< 
ethno-kultureller Unterschiede, Mißbräuche und Manipu lationen unter dem Vorwand 
kultureller Faktoren u nd nicht zuletzt die Verbreitung relativistischer Diskurse mit sich. 
Kultur stellt zweifelsohne das Zeugnis menschlicher Kreativität und einen Grundpfeiler 
gesellschaftlicher Lebensfähigkeit dar; Kulturalismus als verwissenschaftlichte und intel­
lektualisierte Übertreibung des >Ku lturellen< wäre dagegen nicht nur für die Rechtsp raxis 
und speziell für die Urteilsfindung bei Strafverfahren von ausländischen M itbü rgern irre­
führend und schädlich. Eine ernste Diskussion um die ,falsche< und >richtige< Gutachter-
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tätigkeit des Ethnologen steht aber in den Anfängen und muß daher erst kritisch weiter­
entwickelt werden (Wicker, 1 996, S. 1 1 8 ff. ) .
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Ethnologische Begutachtung im Strafverfahren: 
Anmerkungen zum Beitrag von Christian Giordano 
Peter A. M enzel 
Die Replik zu dem Beitrag »Ethnologische Gutachten im Strafverfahren« von Giordano 
beruht auf Erfahrungen in der Sozialarbeit mit Migranten, der Erstellung forensischer 
Gutachten aus ethnologischer Perspektive und einer seit nun ca. eineinhalb Jahren andau­
ernden Feldforschung, die sich mit Kommunikationsproblemen von Ausländern im 
Rechtswesen beschäftigt (vgl. Menzel, 1 996). 
Vor diesem Hintergrund möchte ich versuchen, die in Giordanos Beitrag hervorgeho­
benen •drei zweifelhaften Momente« zu relativieren, da sie ansonsten den Ethnologen 
über ein gebührliches Maß hinaus auf eine selbstverordnete zögernde Attitüde fixieren 
(vgl . a. Jensen, 1 9 83).  
In der  Tat extrapolieren Juristen der facheigentümlichen »Konstruktion des fremden« 
von Kulturwissenschaftlern häufig verzerrte Bilder, wie es im Beispiel des »nur  wegen 
vorsätzlicher Tötung«-Verurteilten zu kritisieren ist. Jedoch sind für diese »Fehlurteile« 
Ethnologen verantwortlich, weil sie unzureichend am gesellschaftspolitischen Alltagsge­
schehen aus ihrer wissenschaftlichen Perspektive teilnehmen. 
Wir müssen uns der gesellschaftlichen Realität stellen, wie in den Vereinigten Staaten 
die •applied anthropology« (z. B. Podolefsky & Brown, 1 989) oder die »intercultural 
communication« (z. B.  Dodd, 1995; Kim, 1 987) es längst getan haben. Ich bin der Mei­
nung, es kann von uns verlangt werden, daß wir sozialpolitische Verantwortung über­
nehmen. Wir sollten » ... das Problem der Darstellung des fremden für Hiesige von der 
Ebene der Rekonstruktion ganzer Diskursformationen herunter(zu)holen und es als ein 
gesellschaftliches Arbeitsproblem bestimmter Personen(gruppen) an einem überschauba­
ren empirischen Feld (zu) konkretisieren . . .  « (Wolf[, 1 995, S. 1 55). 
Es gilt somit, dem Laienpublikum die Abbildung einer Wirklichkeit anzubieten, die es 
in unserem kritischen Fachverständnis eigentlich nicht gibt. 
Wir können unsere konstruktivistischen Produkte, die Interpretation von I nterpreta­
tionen auf einen »approximativen Rest« dekonstruieren. Denn schließlich gibt es gute 
Monographien. Auch wir arbeiten mit Texten, verknüpfen von anderen erhobene Daten 
mit unseren eigenen Ideen und glauben »irgendwie« an ihren produktiven Beitrag zur 
Aufklärung oder wie es bei Geertz heißt an »die Erweiterung des menschlichen Diskurs­
universums« (Geertz, 1 995, S. 20). 
Der Ethnograph verfügt über induktiv erworbenes Erfahrungswissen, wenn er das 
»Weltbild eines Dorfes« entwirft. Die erhobenen Primärdaten repräsentieren zwar nicht 
im statistischen Sinne die Durchschnittspopulation, aber sie bieten dennoch einen Deu­
tungsvorschlag für •Normalität« - wenn auch nur in Anführungszeichen. Wissenschafts­
theoretisch formuliert bieten sie Repräsentanz, d.  h. sie erfassen typische Fälle oder Mu­
sterläufigkeiten (Lamnek, 1 989, S. 381 ). 
Somit verfügen wir über mehr als nur einen manchmal selbstquälerischen, manchmal 
selbstverliebten, intellektuell anregenden Erkenntnisskeptizismus, wir bieten mehr als nur 
•Projektionen« oder ethnologische Poesie (vgl. a. Elwert, 1 989; Sehlee, 1993, S. 444; Stag!, 
1 985, S. 98). 
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Kommen wir zum zweiten problematischen Aspekt der Begutachtung, der »Manipula­
tion des Ethnologen durch die Beschuldigten« .  
Selbstverständlich darf man d iese Gefahr nicht leugnen, jedoch i s t  darauf hinzuweisen, 
daß Ethnologen als Sachverständige inklusive der erwähnten Unzulänglichkeiten »das 
kleinere Übel« gegenüber »selbsternannten« Kulturexperten beim Prozedere der Be­
weiserhebung darstellen. 
Ich betone dies, weil die Gerichte, denen die Sachkenntnis für kulturelle Differenzen 
fehlt, sich häufig geradezu verzweifelt an die Dolmetscher als vermeintliche Kulturexper­
ten wenden und von ihnen Aufklärung erbitten. Man fordert sie auf, bei ihren Auskünften 
»neutral« zu bleiben. Die Befolgung dieser Abstinenz käme einem Aufgeben der eigenen 
kulturellen Identität nahe und kann deswegen nicht eingehalten werden, wie wir bereits 
analog bei der Schilderung der »autochthonen Folkloristen« feststellen konnten. 
Der Ethnograph hingegen kann immerhin nachprüfen, ob ein Individuum sich gemäß 
der kulturellen Binnenstrukturen verhält, ob sein Verhalten von seinen Mitmenschen er­
wünscht, gebil l igt, » gerade noch so« geduldet oder als krank bzw. kriminell bezeichnet 
wird (z. B. Devereux, 1 979). Dazu braucht er auch keine Exploration mit dem Probanden 
durchzuführen, bleibt somit weit außerhalb einer beeinflussenden Intimsphäre, in der 
Loyalitäten aufgrund persönlicher Beziehungen zwischen Ethnograph und Informant er­
wartet werden. Er kann, in der Sprache der Juristen, »nach Aktenlage entscheiden«. 
Ebenso ist ein Ethnograph aufgrund seiner spezifischen methodischen Herangehens­
weise (der teilnehmenden Beobachtung, d ie ihn zusätzlich zur Kulturdistanz befähigt) der 
ideale und kompetente Experte für d ie Darstellung komplexer kultureller Vorgänge. Er ist 
Teil des Systems, ohne von diesem durch eine Primärsozialisation kognitiv und emotional 
»determiniert« zu sein. Der Ethnograph erfaßt d ie Werte und Wertorientierungen einer 
Kultur, erkennt ihre verhaltenssteuernde Kraft, eignet sich d ie daraus entstehenden mate­
riellen und mentalen Objektivationen an, um dann aus der B innenperspektive die Kultur 
zu »erklären« .  Er muß jedoch nicht den drängenden Kräften der Werte und Normen die­
ser Kultur nachgeben und sein Verhalten nach ihnen ausrichten. In  d iesem Sinne ist er 
objektiv und nicht leicht manipulierbar. 
Dies führt uns zur dritten Schwierigkeit, des Mißbrauchs der kulturellen Differenz. 
Aus meinen empirischen Daten kann ich nicht entnehmen, daß im Gerichtssaal ein 
Kampf um die Priorität universaler oder partikularistischer Rechtsauffassungen stattfin­
det. 
Ganz im Gegenteil wird, zumindest im süddeutschen Raum, kaum auf sachkundige 
Hi lfe von ethnologischer Seite zurückgegriffen. Die weitaus größte Mehrzahl der von mir 
befragten Juristen sieht überhaupt keine Notwendigkeit, » ku lturelle Hintergründe« zu 
berücksichtigen. Ein Richter faßt d iese Einstellung in der folgenden Alltagstheorie zu­
sammen: »Eine Vergewaltigung in Senegal ist genauso eine Vergewaltigung wie in  
Deutschland ! « .  
Hier muß ich als Ethnologe widersprechen. 
Bei der Auffassung des Richters handelt es sich um eine kulturspezifische Wahrneh­
mung, um ein Stereotyp, um eine falsche Prämisse, mit der er an d ie Aufklärung eines 
Verbrechens herangeht. H ier muß der Ethnologe korrigierend eingreifen, ohne den Blick 
auf den Ausgang, auf die Konsequenzen zu werfen. Erstens verlangt d ies sein berufliches 
Ethos und zweitens der aufklärerische Impetus der Ethnologie. Und drittens schließlich, 
falls ethische Bedenken ihn quälen, beruhigt das Argument, daß nicht er den Urteils­
spruch fällt, sondern das Gericht. So wie jeder Sachverständige, ist der Ethnologe nur ein 
» Helfer« des Gerichts und sollte seine Einflußnahme nicht überschätzen. 
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Zudem soll er die exotisch anmutenden Verhaltensweisen nicht »verklären«, sondern 
nur erklären. An d ieser Stelle ist es notwendig, auf die prinzipielle Unterscheidung zwi­
schen den Begriffen » Verstehen« und »Verständnis« hinzuweisen. Wir bemühen uns, eine 
Kultur zu verstehen, indem wir all das verbinden, was man wissen oder glauben muß, u m  
i n  einer von den Mitgliedern d ieser Gesellschaft akzeptierten Weise zu funktionieren (vgl. 
Goodenough, 1 957, S .  1 67). Wir können dann auch eine Kultur erklären, wenn wir fol­
gende Definition von Erklären und Verstehen annehmen: >»Erklären< ist die Verknüpfung 
von •Tatsachen< mittels unserer Regelmäßigkeitsannahmen. > Verstehen< die Rekonstrukti­
on, wie ein anderer >Tatsachen< mittels seiner Regelmäßigkeitsannahmen verknüpft oder 
verknüpft hat, um ein Problem zu lösen« (Eibl, 1 976, S. 60). 
Somit erklärt ein Ethnologe die funktionell interdependenten Vorgänge in einem Sy­
stem, ebenso wie ein klinischer Psychologe d ie affektiven und kognitiven Voraussetzun­
gen einer Persönlichkeit darstellt, die zu einem bestimmten Verhalten geführt haben. 
Ebensowenig wie der Psychologe den Tathergang billigt, muß der Ethnologe die kultur­
immanente Logik positiv bewerten. Er muß kein Verständnis für Wertorientierungen auf­
bringen oder dem Gericht suggerieren, die er nicht teilt. Er sollte sie wie eine » neutrale 
Formel« aufzeichnen und sich nicht zu einer Apologie verführen lassen. 
Wenn eine Gefahr darin gesehen wird, daß die Berücksichtigung kulturspezifischer 
Verhaltensmuster dazu mißbraucht werden kann, eine generelle Exkulpierung kultur­
fremder Täter zu bewirken, fokussiert dies doch nur eine Seite ethnologischer Erkenntnis. 
Auf der anderen Seite vereinnahmen die Strafverfolgungsbehörden unsere Kenntnisse, um 
z. ß. Informationen über Kommunikations- und  Abhängigkeitsverhältnisse in Kulturen
mit starken Autoritäts- und Hierarchiestrukturen zu erhalten. So fragen mich Staatsan­
wälte und Polizisten immer wieder: »Wie kommen wir an den Chef, den Patron, den Pa­
ten heran, Herr Menzel ?« .  
A usblick: 
Wenn ich selbst die Ethnologie als sinnvolle Ergänzung im Begutachtungsverfahren ver­
teic.lige, so will ich dennoch auch einige Bedenken anführen (vgl. a. jensen, 1 983). 
Es kann nicht geleugnet werden, daß strukturelle Machtverhältnisse bestehen. Deswe­
gen soll der Gutachter parteiübergreifend sachkundig über ein spezifisches Gebiet Aus­
kunft geben (vgl. Frieling, 1 992). Dies kann dem Ethnologen gelingen, solange er nur von 
anonymen Kulturträgern spricht, über ihre Lebenswelt referiert. Wenn er sich aber einen 
Menschen in vivo vorstellt, einen dieser Kulturträger, über den er eine Expertise anfertigt, 
so bnn ihm » mulmig« werden, und er lehnt den Auftrag möglicherweise ab. Er fragt sich, 
ob nicht gerade bei diesem Angehörigen der Kultur »alles anders gelaufen ist« und bei 
seinen Ausführungen die »Besonderheit dabei zu kurz käme« (Geertz, 1 995). Die Ausfüh­
rungen mögen zwar dem Gericht einen weiteren Horizont der Kultur eröffnen, aber sie 
vertiefen deswegen nicht zwangsläufig das Verstehen der Handlungen gerade dieser Per­
son. Im Gegenteil, im normativen Denken geübte Juristen suchen nach Eindeutigkeiten 
und überhören gerne die einschränkenden Warnungen des Sachverständigen. Einmal an­
gebotene kulturelle Kategorisierungen, und mögen sie als noch so vorläufige Arbeitshy­
pothesen bezeichnet werden, bleiben beim Laien unerschütterlich haften, sie beginnen ein 
Eigenleben zu führen. Hier muß sich der Ethnologe fragen, in welche Richtung seine 
Ausführungen die Gedankengänge der Juristen manövrieren. Seine Arbeit ist nun nicht 
mehr objektiv, sondern sie hat Konsequenzen für die Betroffenen. Denn Juristen 
»verknüpfen« die neuen Erkenntnisse über d ie Kultur mit dem spezifischen Fall. Sie 
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»bauen das ind ividuelle Schicksal ein«. Und dies kann zu seinem Vorteil oder zu seinem 
Nachteil sein, aber niemals ohne Konsequenzen. 
Bedenkenswert ist die Frage, ob der Ethnologe als Kenner gesellschaftlicher Strukturen 
Auskunft geben soll, ohne über professionelle Kenntnisse des Einzelschicksals zu verfü­
gen ? 
H ierzu ist festzuhalten, daß es kein Fehlverhalten ohne kulturellen Hintergrund gibt, 
so wie es kein unauffälliges Verhalten ohne kulturellen Hintergrund geben kann 
(Devereux, 1 974}. Wir müssen uns fragen, auf welchem Punkt des Kontinuums zwischen 
relativistischem und universalistischem Verständnis ein spezifisch menschliches Verhalten 
anzusiedeln ist. Inwieweit stammen die Handlungsmaximen, nach denen sich ein Mensch 
richtet, noch aus seiner primären Enkulturation und wie stark sind sie von der gegenwär­
tigen Residenzkultur beeinflußt worden ? Umgangssprachlich formuliert fragen wir sozu­
sagen nach einer »kultu rellen Meßlatte«, die an ein inkriminiertes Verhalten anzulegen ist. 
Die Ethnologie erfährt durch ihre Untersuchungsobjekte respektive Dialogpartner in  
der Regel e in  Bi ld  von einer Kultur, wie es  d ie  Angehörigen »gerne hätten«.  S ie  schildern 
ihre Lebenswelt, als ob sie normen- und regelkonform wäre. Sie enählen, »was man tun 
soll« und »was man lassen soll« und vermitteln so das Gefüge eines intakten sozialen Or­
ganismus. Wir erfahren eher die Wünsche nach einer idealen Welt als die realen Zustände. 
In jeder Kultur kommen jedoch Krankheit, Kriminalität, Widersprüche und andere 
Anomien vor, d. h. die »kulturelle Logik« wird durch unbekannte oder besser unbere­
chenbare Einflüsse gestört. Zwar wird es dem Ethnographen auch gelingen, einige dieser 
Anomalien zu erfahren, aber in der Regel wird er in diesem Bereich große Wissensdefizite 
hinnehmen müssen. D. h„ seine Darstellung einer Kultur wird in der Regel von einer Fik­
tion getragen, die lautet: »So sollte es sein !« .  
Dies entspricht der  Diktion des  Soziologen und nicht des  klinischen Psychologen oder 
d es Kriminologen, die sich mit den Ausnahmen, mit den Regelverletzungen, mit den ein­
zelnen Devianten beschäftigen. Der Soziologe bzw. Ethnologe versucht, eine funktionie­
rende Gruppe darzustellen und wird wenig Energie auf die störenden Elemente verwen­
den. Diese störenden Elemente in Gestalt erkrankter oder kriminell gewordener Individu­
en stehen jedoch zur Begutachtung an. Ihre idiosynkratische Motivlage muß der Richter 
zum Ausgangspunkt seiner Überlegungen machen, nicht d ie » Normalität« einer in takten 
Gruppenstruktur. H ierzu wird dann eher der Experte für das individuelle Erleben gefragt, 
und nicht für das kollektiv Erwünschte. 
Konkret ist nach der »subjektiven Kultur« (Triandis, 1 972) zu fragen, nach dem sub­
jektiven Erleben eines Geschehens. 
H ier kann nur eine komplementäre Herangehensweise (Devereux, 1 978; vgl. a. Fabri­
cius & Pfefferer, 1987, S. 638 ff.) an Tathergang und Täterpersönlichkeit ausreichend Auf­
schluß geben. Konkret müssen die kulturellen Muster der Herkunftskultur (ebenso wie 
das Persönlichkeitsbild des Täters) aufgearbeitet werden. 
Deshalb muß meiner Meinung nach bei der Begutachtung von fremdkulturellen Per­
sonen ein wissenschaftstheoretischer Standpunkt eingenommen werden, der vom »Leiden 
des Subjekts« (vgl. Bosse, 1 979) ausgeht. Die persönliche Lebens- und Migrationsge­
schichte des Ind ividuums muß in die Darstellung der Kultur mit einfließen. Gesellschaft­
liches und Individuelles müssen einander ergänzen, um ein Gesamtbild des zu begutach­
tenden Falles zu erstellen. Kultur darf nicht als statische Größe einfließen, ebensowenig 
wie das klinisch-psychologische B ild des fremdkulturellen Täters mit d iagnostischen 
Mitteln aus der Residenzkultur erhoben werden kann (vgl. hierzu auch die Beiträge von 
Schepker und Toker}. Die Kultur schafft den Menschen, und der Mensch schafft die Kul-
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tur. Es besteht eine Wechselbeziehung zwischen beiden, die dynamischen Kulturwandel­
kräften unterliegt. Das Verhalten muß auf dem Hintergrund der Kultur gesehen werden, 
ohne die ind ividuell zur Verfügung stehenden Freiheitsgrade zu vernachlässigen. Wir sind 
nicht geprägt durch unsere Kultur, sondern nur sozialisiert. 
Um angemessen auf die Herausforderungen zu reagieren, die das Nebeneinanderbeste­
hen unterschiedlicher kultureller Lebensentwürfe hervorrufen, müssen Fragen nach der 
In tegration in die Herkunftskultur, der Fähigkeit zur angemessenen kognitiven Bewälti­
gung gesellschaftlicher Anforderungen, der emotionalen Befindlichkeit in der eigenen 
ethnischen Referenzgruppe usw. gestellt werden. Insbesondere ist zu klären, wie hoch der 
Akkulturationsgrad in d ie Residenzkultur ist, d. h., daß handlungsleitende »Zwischen­
kulturen« oder Subkulturen bei der Würdigung spezifischer Verhaltensweisen zu berück­
sichtigen sind. 
Zur Integration dieser Daten sind selbstverständlich zusätzliche berufliche Qualifika­
tionen bzw. die interdisziplinäre Zusammenarbeit mit handlungsorientierten Wissenschaf­
ten erforderl ich. 
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Psychiatrie 
Psychiatrische Aspekte der Begutachtung 
im interkulturellen Kontext 
Renate Schepkcr 
1 .  Einleitung 
Begutachtungsaufträge über nichtdeutsche Angeklagte sind keine Rarität mehr und in un­
serer eigenen Praxis - einer kinder- und jugendpsychiatrischen Universitätsklinik - stark 
angestiegen, zum Teil mit dem expliziten Auftrag, kulturelle Hintergründe zu erhellen: 
1 979-1 993 : 9 % aller jugendforensischen Begutachtungen ( 1 4-2 1 J.) Nichtdeutsche 
199 1-1995 : 27 % 
1 996: 3 1 % .  
Damit liegen die Beauftragungen u nserer Klinik i m  Landesdurchschnitt bezogen auf 
den Anteil ausländischer Verurteilter nach JGG (laut MAGS NRW 1 995 für 1 993: 25 % 
aller Urteile). 
Das bedeutet, daß die Gerichte Gebrauch von Begutachtungsmöglichkeiten machen, 
wenn entsprechende Qualifikationen vorhanden sind (Die Institution verfügte 1 996 über 
einen Diplompsychologen türkischer, eine Ärztin griechischer, eine Ärztin tschechischer 
und slowenischer, einen Arzt spanischer, eine Ärztin italienischer Sprachkompetenz so­
wie eine ehemalige Psychologin polnischer Sprachkompetenz.). 
Der Gebrauch von Dolmetschern in der Intimität psychiatrischer Explorationen ist 
hochproblematisch, erst recht unter forensischen Gesichtspunkten, und bisher sehr wenig 
problematisiert worden (Horn, 1 995; Toker in d iesem Heft). Die notwendige hohe Kom­
petenz der wenigen verfügbaren psychologisch-psychiatrischen Sachverständigen ist der 
am häufigsten genannte Grund für den seltenen Gebrauch von Begutachtungen (Schepker, 
1 997 b), die in der Jugendgerichtsbarkeit noch seltener als im Erwachsenenstrafrecht er­
folgen. Psychiatrisch-gutachterliche Kompetenzen, die über Sprachkompetenz hinausge­
hen, wurden in den Richtlinien zur psychiatrischen Diagnostik der Amerikanischen 
Psychiatrischen Fachgesellschaft (APA) - dem DSM IV (Diagnostisches und Statistisches 
Manual psychiatrischer Störungen, 4. Revision) - 1 994 erstmals für Angehörige anderer 
Kulturkreise ausgearbeitet. Damit benötigte die Entwicklung in der Psychiatrie bis in die 
90er Jahre des Migrationszeitalters, um nach vereinzelten Mitteilungen den Umgang mit 
Kulturd ifferenzen in die diagnostischen Standardvorgaben aufzunehmen und zu verdeut­
lichen, daß Verhalten in einem Kulturkreis als normal, in anderen als krankhaft definiert 
werden kann, z. B .  Hexenbeschwörung in Afrika, Zwiesprache mit Verstorbenen in Asi­
en, u nd daß bei Migranten stets der Kontext des Verhaltens für die psychiatrische Diagno­
se mitzuberücksichtigen ist. Das DSM IV sieht ein Unterkapitel »Kulturelle Merkmale« 
zu jeder Störung vor und enthält einen »Leitfaden zur Beurteilung kultureller Einflußfak­
toren« (Anhang F). 
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2 .  Kulturelle l dentität der Person 
Kulturelle Identität soll hier heißen: eine Selbstverortung bezogen auf d ie Lebensweisen 
der biographischen und aktuellen Umgebung. Dies ist nicht statisch zu sehen und hat kei­
ne Ausschließlichkeit, sondern beinhaltet im Sinne von »Stabilität« auch »Belastbarkeit«. 
Bis vor kurzem bestand die Annahme, jugendliche müßten sich »Zwischen zwei Kulturen 
entscheiden«. Dies ist eine überholte, westliche »Akkulturationshypothese« der Majorität 
- denn auch für deutsche jugendliche trifft schon lange nicht mehr zu, daß diese sich nur 
in einer (Sub-)Kultur aufhalten würden oder müßten (Matt, 1995). 
Nicht unbedingt ist davon auszugehen, daß irgendeine kulturelle Identität auf jeden 
Fall vorhanden sei: 
Ein als lernbehindert geltender Jugendlicher, seit 5 Jahren mit der Familie in Deutsch­
land, erklärt, er sei Libanese, widerspricht aber auch nicht, wenn er als Türke be­
zeichnet wird. Den religiösen Hintergrund seiner Familie schildert er als »mittel­
islam« .  Zeitungen lesen könne er nicht, denn er habe bisher kaum Schulen besucht, 
seine Schwestern könnten wohl den Koran lesen. Mit der Mutter rede er arabisch oder 
auch deutsch . Einen Paß habe er nicht, da die deutschen Behörden ihm diesen verwei­
gern. - Erst im Gespräch mit der Mutter stellt sich heraus, daß unser jugendlicher 
staatenloser Kurde ist, der im Libanon geboren wurde, aber wegen der nichtvorhan­
denen libanesischen Staatsangehörigkeit kein Recht auf Beschulung hatte. Wegen der 
Verfolgungssituation und der Not, Zugang zu Luftschutzkellern zu erhalten, habe 
man in  der Familie mit den jüngeren Kinder nicht mehr kurdisch geredet, sondern 
arabisch, und vieles, das als »typisch kurdisch« habe gelten können, abgelegt. 
Demnach ist wichtig zu eruieren, ob der zu Begutachtende in seiner Biographie überhaupt 
eine Chance hatte, kulturelle Identität zu entwickeln. Bei jugendlichen und bei Angehöri­
gen der Unterschicht kann man diese überdies kaum durch direkte Befragung validieren. 
Hinweise l iefern Freizeitgewohnheiten und das direkte Lebens- und Wohnumfeld.  Weite­
re Kriterien sind Sprachkompetenz, das Wissen über Märchen, Lieder, Trad itionen, Reli­
gion, Politik der Herkunftskultur, das eigene Leben von kulturellen und religiösen Vor­
gaben. Nach Horn ( 1 995) ist eine solche Einschätzung bei Asylbewerbern und erst kürz­
lich migrierten Menschen besonders schwierig, da diese noch in Übergängen leben und 
über wenig objektive Möglichkeiten für kulturelles Leben verfügen. Gelegentlich be­
kommt man eine Konstruktion über die Wirrungen der bisherigen Wanderungen und 
Prägungen präsentiert, d ie p latzhaltend für den Mangel an kultureller Eigenidentität sein 
kann, aber auch zum Selbstschutz eingesetzt werden mag, im gutachterlichen Kontext oft 
nicht zu klären, da gelegentlich politische, aufenthaltsrechtliche Erwägungen mit der Prä­
sentation der Lebensgeschichte verknüpft sind. 
Neben der möglichen eigenen oder familiären kulturellen Identität gibt es auch zuge­
schriebene Identitäten, mit denen sich vor allem jugendliche identifizieren. Mecheril 
( 1 995) führt dazu aus, daß soziale Identität auch durch Interaktionen der Deutschen mit 
den »Anderen Deutschen« (=Deutschen anderen Aussehens) definiert wird. 
Nikolay aus Kirgistan berichtete: Als es noch die SU gab, war er Sowjetbürger und 
sprach russisch. Als Kirgistan gegründet wurde, sprach er kein kirgisisch und war als 
Nachkomme der deutschen Minderheit also Deutscher. Als die Familie nach 
Deutschland spätaussiedelte, galt er hier fortan als Russe, da er kein Deutsch könne -
Russe sei  er aber nie gewesen. Dennoch, gefragt, welcher Kultur er sich zugehörig 
fühle, sagt er » Rußland« - damit wie im Wortgebrauch der Umgebung die frühere SU 
meinend.  
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Migranten können damit mehrere » Identitätskerne« haben: sowohl aus der Herkunftskul­
tur der Eltern, der Übernahme von kulturell Vorfindlichem im Aufnahmeland als auch 
Zuschreibungen seitens Dritter. Portera ( 1 995) hat - das können wir aus unseren eigenen 
Studien bestätigen - als prognostisch am günstigsten d ie »stabile bikulturelle Identität« 
bei Jugendlichen beschrieben, das beinhaltet u .  a. die Fähigkeit des »Code-Switching« je 
nach Gesprächspartner, so daß wenig kulturelle Mißverständnisse entstehen. Ist jedoch 
keiner der » Identitätskerne« stabil, das heißt besteht ein Mangel an kultureller Identität 
und fehlt Verwurzelung in jedweder Kultur, kann diesem Sympromcharakter im Sinne 
mangelnder Bindungsfähigkeit zukommen. Dies kann dann einen Risikofaktor für Dis­
sozialität darstellen, im Sinne von Versuchen, sich mit Hi lfe von Besitz oder durch Zuge­
hörigkeit zu einer Bande Identität zu verleihen. 
J. Kulturelle Erklärungen für die Probleme des Individuums 
D ies meint im gutachterlichen Kontext, dissoziale Handlungen unter anderem aus einer 
kulturell abzuleitenden Motivlage zu beschreiben. Einige Beispiele: 
In den bäuerlichen Strukturen, aus denen zwei Drittel der Eltern der jetzt Jugendlichen 
türkischer Herkunft stammen, wiegt Diebstahl schwerer als Körperverletzung und 
kommt nur in Mangelsituationen vor, welches als Ausdruck mangelnder elterlicher Ver­
sorgung gilt. Eltern reagieren auf Eigentumsdelikte in unseren Augen oft »Unpädago­
gisch« mit Taschengelderhöhungen und vermehrter Zuwendung, was das Verhalten stabi­
lisieren oder auch aufheben mag. 
Für dissoziale Handlungen junger Männer aus der Türkei gebrauchen Eltern gelegent­
lich das Erklärungsmodell »pubertärer Heißblütigkeit« aufgrund starker, unbefriedigter 
sexueller Bedürfnisse. Bei mehreren von uns begutachteten jungen Männern hatten d ie 
Familien eine Lösung in der Verheiratung gesucht, obwohl diese aufgrund der Stel lung in  
der Geschwisterreihe u .  a. noch nicht angestanden hätte. 
Zafer1 , ein von uns begutachteter Angeklagter, war zur Verhandlung gerade von der 
Eheschließung im Heimatdorf der Eltern zurück und zeigte stolz seine nach dörfli­
chem Ritus hennagefärbten roten Hände - das werde alles jetzt sicher nicht mehr 
vorkommen, schließlich habe d ie Eheschließung auch seinen Bruder geheilt. Seine 
Argumentation hatte etwas kulturell Bestechendes und bot einen zusätzlichen Anhalt 
für die generell günstige Prognose, wobei es nötig war, der Überzeugung der Jugend­
gerichtshilfe und des Richters entgegen d iese Heirat als kulturelle Ressource, nicht als 
zusätzliches Handicap zu bewerten. 
Kulturtypische Erklärungen für psychiatrische Störungen im engeren Sinne sind weit ver­
breitet, und sie sollten den Untersuchern bekannt sein. Schon eine Banalität ist es, daß 
Wahninhalte kulturtypisch geformt sind. Özek ( 1 996) fand in einer Nachuntersuchung 
von in der BRD als schizophren d iagnostizierten Patienten 34, die nicht an einer Schizo­
phrenie, sondern an einer, teilweise paranoid gefärbten, Major Depression litten. Typische 
Fehler der Untersucher können dabei eine Einordnung kulturtypischer Versuche der 
Krankheitserklärung (Böser B lick, Gefallener Nabel) und der Krankheitsbewältigung 
(Amulette, Sprüche) als wahnhaft gewesen sein. Unter forensischen Gesichtspunkten hätte 
die Diagnose einer Schizophrenie zum Deliktzeitpunkt womöglich weitreichendere Kon­
sequenzen als die einer Depression, weniger unter dem Gesichtspunkt der Schuldfähigkeit 
als der Prognose (vgl. Rasch, 1 986). Erfahrungen mit volksmedizinischen Heilmethoden 
Namen und andere Informationen, die die Identifizierung einer Person gestatten würden, wurden 
verändert. 
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lassen darüber hinaus Aussagen über die kulturelle Eingebettetheit und d ie psychosoziale 
U mgcbung des Patienten bzw. seiner Herkunftsfamilie zu. Dabei muß der Gebrauch 
volksmedizinischer Methoden ein Bemühen um gute westliche Medizin nicht ausschlie­
f\cn - eine solche Ausschließlichkeit entspräche eher westlicher Denkweise. Da d ie zu 
Untersuchenden wissen, daß einheimische Ärzte zumeist Hocabesuche oder Amulette für 
unwirksam halten und belächeln, berichten sie das nicht von sich aus, sondern man muß 
naiv und unvoreingenommen danach fragen (vgl. Rohner et al., 1 993). 
lsmail, einer Vergewaltigung angeklagt, intelligent, erfolgreich in der Schule, mit her­
vorragenden Deucschkenntnissen und guten Umgangsformen, war beim Arbeitgeber 
des Vaters Auszubildender und gewerkschaftlicher Jugendsprecher. In der monokul­
turell türkischen Nachbarschaft zeigte er klare Regelakzeptanz: kein Stehlen, keine 
Mädchen, kein Rauchen vor Älteren. Aber wenn er mit Kollegen zusammen sei, gebe 
es »keine Regeln für ihn«. Das hieß: Autos stehlen, Einbrüche wie ein lndianerspiel. 
Er benahm sich so, wie er es aus amerikanischen Filmen kannte. Die Frauen seiner 
Familie lebten zurückgezogen in der Kolonie und hatten die dörfliche Lebensweise 
perpetuiert. Die Männer hatten Besseres zu tun, als wie im anatolischen Dorf auf das 
Benehmen der Jugendlichen in der Öffentlichkeit zu achten; die deutsche Öffentlich­
keit tat d ies ebensowenig. 
Wenn das originäre Netzwerk selbst dysfunktional ist, versch lechtert sich d ie Prognose. 
Dann wirken Risiko- und protektive Faktoren in allen Kulturen ähnlich. Schon Rutter 
und Ciller erklärten ( 1 983) mit Blick auf die ethnic minorities in England: Es gebe keinen 
vernünftigen Grund anzunehmen, die Hauptfaktoren, die mit Kriminalität bei Weißen 
korrelieren, träfen auf Minderheiten nicht zu. Da aber beispielsweise ein »Family adversi­
ty indcx« von 3 und mehr Punkten (d. h .  die Familie erfüllt mindestens 3 der 6 Kriterien: 
Vater ungelernt, Vater kriminell, Mutter depressiv, chronischer Streit der Eltern, beengte 
Wohnverhältnisse, Geschwister in öffentlicher Erziehung; Blanz et al., 1 99 1 )  von sehr 
vielen Familien in der Migration erfüllt wird, verwundert es eher, daß die Delinquenzra­
ten nicht weitaus höher liegen. Es ist gegebenenfalls eine andere Gewichtung der Faktoren 
anzunehmen. 
4. Kulturelle Aspekte der Beziehung zum Untersuchenden 
Die Beschreibung der Beziehung unter Ku lturaspekten gibt jenseits der üblichen Bezie­
hungsdiagnostik, etwa in Kategorien von Übertragung und Gegenübertragung, Hinweise 
auf inner- und transkulturelle Interaktionsformen der jeweiligen Persönlichkeit: Wie wird 
während der Explorationen Blickkontakt aufgenommen, wie offen wirkt der Proband, 
mit welcher Anrede tritt er auf? Nach DSM IV ist die Beziehungsbeschreibung ein An­
haltspunkt für d ie Validität des diagnostischen Urteils: Wie gut funktionierte d ie Ver­
ständigung? Das heißt: Wie verläßlich wurden die Angaben des Probanden verstanden, 
wie groß war die mögliche Offenheit? 
Nach einer Inhaltsanalyse von Rüth-Behr ( 1984) an kinderpsychiatrischen Begutach­
tungen und nach einer neueren Untersuchung von Rode und legnaro ( 1 994) tun sich 
Gutachter in foro mit Einlassungen zur Beziehung sehr schwer. Es besteht Angst vor Be­
fangenheitsanträgen, eine Furcht, mit der Schilderung eigener Gegenübertragungsreaktio­
nen als unwissenschaftlich kritisierbar zu sein (Rüth-Behr, 1 984), und die Annahme einer 
Unzulässigkeit im juristischen Rahmen (Rode & legnaro, 1 994). Verkomplizierend wirkt 
hier der Rollenkonflikt des psychiatrischen Sachverständigen: Eine forensische Begutach­
tung verfolgt auch im JGG explizit keine therapeutischen Intentionen und kann sogar 
psychisch abträgliche bis schädliche Effekte haben (Schepker et al., 1 989; Schepker, 
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1997 a). Dies widerspricht der übrigen ärztlichen Berufsidentität und vergrößert d ie  oh­
nehin bei Kontakten mit Menschen anderer Kulturen aufkommenden Fremdheitsgefühle, 
die häufig als »unprofessioneller Bias« abgewehrt werden (vgl. Eberding & Schepker, 
1 995). 
In unserer Gutachter-Befragung (Schepker et al., 1989) wurde deutlich, wie kränkend 
für bemühte Sachverständige eine durchgehend mißtrauisch-ablehnende Haltung der 
Probanden wirkt, die bei nichtdeutschen Beschuld igten Gründe außerhalb der Begutach­
tungssituation haben kann, wie eine drohende Abschiebung. Horn (1 995) plädiert sehr 
stark dafür, Unsicherheiten in der Diagnose von nichtdeutschen Angeklagten, die aus 
Unklarheiten in der explorativen Beziehung oder aus Informationsdefiziten des Sachver­
ständigen stammen, ausdrücklich zu benennen. Von Sachverständigen, die sich oft mit 
dem Anliegen der Gerichte identifizieren, die Aussagen mit »an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit« und von »wissenschaftlicher Objektivität« erwarten, erfordert dies 
eine neue, souveräne Haltung - die Sachverständigen in Begutachtungen jedoch generell 
gut anstände. 
Über das DSM IV hinaus müßte bei forensischen Begutachtungen somit die Beschrei­
bung der Beziehung um eine systemische Perspektive erweitert werden: die des Kontextes 
der Begutachtung. 
5. jenseits des DSM I V
So gut es als Standardvorgabe ist, ist das DSM I V  doch explizit theoriclos. Damit ist im 
Anschluß an dessen Vorgaben wichtig, noch etwas zu theoretischen Einstellungen von 
Psychiatern zur Delinquenz nichtdeutscher Angeklagter auszuführen. 
Während in der kriminologischen Literatur und im Diskurs von Kriminalsoziologie, 
Bewährungshilfe und Jugendgerichtshilfe Labeling-Ansätze weit verbreitet sind, haben 
d iese im medizinischen Bereich z. B.  nie einen großen Stellenwert erhalten, da  notwendi­
gerweise von Psychiatern immer ein multifaktorielles Denken (in biologischen, psycho­
logischen und psychosozialen Dimensionen) gefordert wurde und seit Uexküll ( 1 936) 
auch theoretisch grundgelegt ist (zum jugendpsychiatrischen Krankheitsbegriff vgl. Rem­
schmidt, 1 988) .  Von daher dominiert ein Mehrebenen-Erklärungsansatz, und rein »krimi­
nalbiologische« Begutachtungen im Sinne eines theoretisch überkommenen, organisch 
determinierten psychiatrischen Krankheitsverständnisses sind nach heutigen Kriterien 
unwissenschaftlich, finden sich aber gerade in der forensischen Psychiatrie angeblich noch 
häufig (Rode & Legnaro, 1994). In einer individuellen Begutachtung interessiert nicht die 
Frage, wie Kriminalität gesellschaftlich erklärt wird, sondern es wird eine Aussage zur 
ind ividuellen Persönlichkeit erwartet, im Jugendgerichtsverfahren regelhaft auch ein 
Mal�nahmenvorschlag. Hierbei ist es notwendig, die Rolle Jer Psychiatrie als Erfah­
rungswissenschaft zu reflektieren. In der Jugendpsychiatrie wird die Diagnose »Störung 
des Sozialverhaltens«,  oft Vorstufe staatlich verfolgter Delinquenz, aufrechterhalten, ob­
wohl dies immer wieder Angriffspunkt für Vorwürfe diskriminierender Etikettierung ist. 
Die Diagnose ermöglicht rechtzeitige sekundärpräventive therapeutische Angebote im 
Medizinkontext. Gleichzeitig versagt die institutionelle Jugendpsychiatrie bei psychisch 
kranken jungen Straftätern, für die das Setting einer üblichen Therapiestation ungeeignet 
ist. Allgemeinpsychiatrische Anstalten und insbesondere forensisch-psychiatrische Insti­
tutionen mit ihrer ausgrenzenden und sichernden, jedoch auch therapeutischen Rolle zei­
gen gegenüber psychisch kranken jungen Straftätern die »schlechtesten Seiten beider Sy­
steme«, die des Strafvollzugs und die der Psychiatrie (Schetky & Benedek, 1 980). In ver­
schärfter Form gilt d ies noch für nichtdeutsche Angeklagte: zu wenig muttersprachliche 
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Beratungsangebote, zu wenig interkulturell erfahrene Therapeuten. Therapeutische Erfah­
rungen existieren in der Literatur kaum; entsprechend dürftig müssen demzufolge die 
prognostischen Einschätzungen und Maßnahmenvorschläge ausfallen. 
Hinsichtlich der theoretischen Haltungen zur individuellen Pathogenese können 
Psychiater auf eine Vielfalt von Auffassungen zur Wirkung von Migration und Kultur­
vielfalt zurückgreifen. Die Psychiatrie als Wissenschaft hat dabei allgemein eine Entwick­
lung wie Jie Kriminologie vollzogen: d. h. von einer Unterbewertung von Kulturdiffe­
renz (Beta-Bias nach Fi�ek & Schepker, 1997) zu deren Überbetonung (Alpha-Bias nach 
fi�ek & Schepker, 1997). Theoretische und empirische Erkenntnisse der Psychiatrie zur 
Bedingtheit von Delinquenz im Zusammenhang mit ethnischer Zugehörigkeit sind prak­
tisch inexistent, will man versuchen, die gefundenen statistischen Unterschiede zwischen 
verschiedenen Ethnicn aufzuklären (Rutter & Giller, 1984, S. 161). In der Theorie der 
psychiatrischen Krankheitsgenese werden Migration und Ausländerstatus unter den all­
gemeinen psychosozialen Faktoren immer wieder als ein möglicher Bedingungsfaktor 
herausgestellt - zum Teil mit deterministischem Unterton (Remschmidt & Walter, 1990; 
Zimmermann, 1995). Die »Migrations-Streßhypothese« ist mittlerweile von einigen Auto­
ren abgemildert worden dahingehend, da!� Migrationsfaktoren ein Einfluß weniger auf die 
Entstehung als auf den Verlauf psychiatrischer Erkrankungen zugemessen wird (für viele: 
Zeiler, 1995). Jedoch ließ sich z. B. für jugendliche türkischer Herkunft ein Zusammen­
hang von Befindlichkeit, klassischen Risikofaktoren und Kontrollüberzeugungen nicht 
nachweisen (Schepker, 1995 ), ebensowenig sind klassische Annahmen über gesetzmäßige, 
kulturell unterlegte Pubertätskonflikte in Migrantenfamilien mit unterschiedlichen, aber 
»typischen« Reaktionsweisen von Jungen und Mädchen noch haltbar (Schepker & Eber­
ding, 1996). Bei einer Gruppe von forensisch begutachteten Jugendlichen aus der Türkei 
(Schepker et al., 1995) war eine kumulierte Vielzahl schicksalhafter Risiken festzustellen, 
die dann jedoch auch ohne Bemühen des Migrantenstatus zureichen konnten, die delin­
quente Entwicklung zu erklären. Hierzu gehören nach Farrington (1995) als unabhängige 
Prädiktorcn nach wie vor antisoziales Verhalten in der frühen Kindheit, Impulsivität, 
niedrige Intelligenz bzw. ausbleibender Schulerfolg, Kriminalität in der Herkunftsfamilie, 
chronische Armut und eine wenig förderliche, emotional responsive und beaufsichtigend­
strukturierende Erziehungshaltung der Eltern. Die theoretische Interpretation für diese 
Risikokonstellation ist kontrovers. farrington (1995) befürwortet die eines kontinuierli­
chen Verlaufs. Dieser werde in die gleiche Richtung verstärkt durch Schichtvariablen 
(unmittelbare Befriedigung und Vorrang des materiellen vor langfristigen Zielen), Ange­
wiesensein auf Stimuli außerhalb der Familie (und oft mangelnde Verfügbarkeit von Be­
friedigungserlebnissen durch Schule und Arbeit) und fehlende Inhibitoren, wie Empathie­
fohigkeit und internalisierte Moralvorstellungen. 
Der Theorie des unausweichlichen Kulturkonfliktes (z.B. Kohte-Meyer, 1993; Kritik 
bei Auernheimer, 1980) wohnen im forensischen Kontext darüber hinaus Gefahren inne, 
könnte sie doch herhalten für die Begründung von prinzipieller Ausweisung und Rück­
führung ins Heimatland. 
Es darf hier nicht ausgelassen werden, daß Erfahrungen von ethnischer Diskriminie­
rung in unserer Kultur selbstverständlich die Rolle einer Mediatorvariablen bei psychi­
scher Erkrankung und Delinquenz zukommen kann (vgl. Zeiler & Zarifoglu, 1994). An­
dererseits kann auch im Sinne einer »Gegenideologie« antisoziales Verhalten durch Dis­
kriminierungen legitimiert werden, wie Tertilt (1996) über die »Turkish power boys« in 
Frankfurt schreibe: Durch »Turkish power« versuchten diese Jugendlichen, den Akt der 
erlebten Marginalisierung durch die Gesellschaft aufzuheben durch Terrorisieren der glei-
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chen Gesellschaft. »Power« bedeutete in diesem Fall, zahlenmäßig stärker als die Gegner 
zu sein, den vermeintlich Deutschen Jacken und Schuhe abzunehmen, sie zu verprügeln 
und das Erbeutete dann zu tragen. Der erklärte Gewinn dieser Aktionen war nicht d ie 
Beute, sondern d ie Beschämung und Erniedrigung der Opfer. Aus psychiatrischer Sicht 
handelt es sich hier um einen »psychosozialen Abwehrmechanismus« ,  diagnostisch um 
gestörtes Sozialverhalten, und solchen Aktivitäten kommt trotz der erklärten Haltung der 
jugendlichen keine politische Relevanz zu (Seidel-Pielen, 1993 ). 
Für prognostische Einschätzungen empfiehlt sich auf dem H intergrund aller bisher 
vorliegenden empirischen Erkenntnisse das Bild, daß Migration »Wie eine Zerstreuungs­
linse« wirken kann - im Sinne einer enormen Diversifizierung von Identitäts- und Bewäl­
tigungsformen bei jugendlichen, was einen ganz individuellen Zugang ohne Weglassen, 
aber auch ohne Überbetonen des Migrationsschicksals und der ethnischen Zugehörigkeit 
bedeutet: »für das Soziokulturelle offen sein, aber das Individuelle nicht vergessen« (Gü�', 
1991 ) . Letztlich ist ein begutachtender Psychiater immer gefordert, zur Krankheitswertig­
keit und zur Prognose von d issozialem Verhalten, und zwar zu einem bestimmten Zeit­
punkt im Leben eines bestimmten Individuums, Stellung zu nehmen. Dies kann nur ge­
schehen, wenn eine Begegnung mit d iesem Individuum in seiner historischen Geworden­
heit und aktuellen Befind lichkeit hergestellt werden kann. In d iesem Sinne gelten viele der 
hier aufgeführten Prinzipien für das gutachterliche Herangehen ebenso für die Begegnung 
mit Probanden aus sozialen Randgruppen der autochthonen Gesellschaft, d. h. die Be­
schäftigung mit interkulturellen Fragestellungen wirkt im Sinne eines »Lernens durch 
Kulturkontakt« qualifizierend für die Begutachtungspraxis insgesamt. 
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Psychologie 
Begutachtung von Migranten: Psychologische Perspektive 
Mehmet Toker 
Zur Fragestellung der psychologischen Begutachtung von Migranten wäre es sicherlich 
sehr hilfreich, könnten Psychologen in Deutschland auf wissenschaftliche Erkenntnisse 
der ku ltu rvergleichenden Psychologie zurückgreifen. Doch ist diese Wissenschaftsdiszi­
plin in Deutschland (Ausländeranteil an der Wohnbevölkerung 9 % ! )  kaum entwickelt. 
So müssen fremdsprachige Quellen herangezogen werden, wobei die Übertragbarkeit auf 
die deutschen Verhältnisse sehr eingeschränkt ist. 
Amerikanische Studien zu ethnischen Minderheiten behandeln Bevölkerungsgruppen, 
die sich zumeist als zeitlich unbefristete Einwanderer verstehen und sich im Aufnahme­
land langfristig niederlassen möchten. Im Gegensatz hierzu definieren sich Migranten aus 
der Türkei in Deutschland auch nach über 30 Jahren Aufenthaltsdauer oder in der zweiten 
Generation als zeitlich befristete Arbeitsmigranten mit klaren Rückkehrabsichten in die 
Türkei (realiter werden diese Pläne aber oft nicht umgesetzt). So besteht bei sehr vielen 
d ieser Familien weiterhin eine Orientierung am »Heimatland«, doch gleichzeitig waren 
und sind Sozialisationsinstanzen des Aufnahmelandes wirksam, die eine gleichzeitige Ori­
entierung an dessen Normen und Werten erfordern. Deswegen sind auch wissenschaftli­
che Untersuchungen in der Türkei (ungeachtet der Tatsache, daß wissenschaftliche Er­
kenntnisse in der Türkei dahingehend zu prüfen wären, inwieweit unkritisch westliche 
Theorie- und Method ikkonzepte einfach übernommen wurden ohne ihre Gültigkeit für 
die eigenen kulturellen Begebenheiten zu berücksichtigen 1) nicht per se als gültig für die 
hiesige Migrantenpopulation zu übernehmen. 
Der Sachverständige befindet sich im Begutachtungsprozeß also in einer schwierigen 
Situation, da er kaum auf migrationspsychologische Studien zurückgreifen kann. Ferner 
ist er auf der Basis dieses ungesicherten Kenntnisstandes jeweils gezwungen zu entschei­
den, inwieweit die seinen Beurteilungen zugrundeliegenden Konzepte universelle Gültig­
keit haben, und inwieweit migrations- und kulturtypische Aspekte berücksichtigt werden 
müssen. Dies gilt auch unabhängig davon, inwieweit er selber über einen bikulturellen 
Hintergrund verfügt. 
Am Beispiel der Begutachtung von Migranten aus der Türkei zur Frage der Anwen­
dung des Jugendstrafrechts auf Heranwachsende gemäß § 105 JGG sollen diese Probleme 
im folgenden dargestellt werden. Auf die generellen Schwierigkeiten der Begutachtung im 
interkulturellen Kontext (autochthoner Sachverständiger und  Proband anderer Ethnic) 
wird nicht Bezug genommen. 
Nach § 105 JGG ist bei einem Heranwachsenden Jugendstrafrecht anzuwenden, wenn 
»l .  die Gesamtwürdigung der Persönlichkeit des Täters bei Berücksichtigung auch der 
Umweltbedingungen ergibt, daß er zur Zeit der Tat nach seiner sittlichen und geistigen 
Entwicklung noch einem jugendlichen gleichstand, oder 2. es sich nach der A rt, den Um­
ständen und den Beweggründen der Tat um eine Jugendverfehlung handelt. " 
1 Siehe hierzu auch Kagltftbaf � 1 996. 
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In  der Rechtslehre und Rechtspraxis ist dieser Paragraph nicht u nu mstritten. Nach 
Nasch ( 1 986) ist diese Bestimmung, die immer häufiger, insbesondere bei schwereren Tat­
beständen, Anwendung findet, in ihrer Zielsetzung und hinsichtlich daraus ableitbarer 
Konsequenzen für den Jugendstrafvollzug unklar, für den Sachverständigen ergeben sich 
dazu Schwierigkeiten in der Definition und Anwendung von Kriterien in der Reifebeur­
teilung. Auch Lempp ( 1 983) weist auf den hohen Ermessensspielraum des Sachverständi­
gen hin, da d ie Reifebeurteilung sich nicht auf »einen mit objektivem Maßstab zu erhe­
benden Befund stützt.« 
Die "Marburger Richtlinien« von 1 953 und Villinger (1 955) versuchten, über d ie Be­
stimmung von Kriterien der Reifebeurteilung Heranwachsender d iesen Ermessensspiel­
raum der Sachverständigen zu begrenzen. Diese Kriterien dürften allerdings in  einigen 
Punkten inzwischen überholt sein, darüber hinaus wird zu recht kritisiert, daß sie nur un­
genau operationalisiert sind und Standardisierungen an Heranwachsenden zur Überprü­
fung der Anwendbarkeit fehlen.2 
Esser et al. ( 1 99 1 )  haben versucht, in Anlehnung an die Marbu rger Richtlinien eine 
derartige Operationalisierung zur Beurteilung der sittlichen Reife zu erstellen. Sie führen 
10 Reifekriterien auf, die auf einer Skala von 1 -4 (kindlich, jugendlich, heranwachsend, 
erwachsen) für den jeweiligen Probanden beurteilt werden sollen. 
Die Operationalisierungen dieser 10 ltems sind allerdings sehr normativ, wobei d ie 
einzelnen Reifegraduntertcilungen inhaltlich weder abgeleitet noch begründet werden. So 
gilt einerseits hier weiterhin Lempps frühere Kritik an den Marburger Richtlinien, diese 
seien zu sehr moralisch wertend und pädagogisch orientiert. Andererseits muß darauf 
verwiesen werden, daß derartige Reifenormen sozioökonomische und ethnisch-kulturelle 
Besonderheiten von bestimmten Probandengruppen nicht genügend berücksichtigen und 
dadurch d iskriminierende Effekte haben können. So ist unter den heutigen Arbeitsmarkt­
bedingungen für jugendliche und Heranwachsende nicht unbedingt zu erwarten, daß die 
sittliche Reife mit der Berufswahl und ihrer Einbettung in einen persönlichen Sinnzu­
sammenhang einhergehen muß. 
Wer Anlagenelektroniker werden möchte, aber nur eine Stelle als Maurer zugewiesen 
bekommt, was er als „notwendiges Übel« akzeptiert, muß dadurch nicht reifungsver­
zögert sein3, sondern dies könnte auch als eine sehr erwachsene, weil den Realitäten 
angepalhe Verhaltensweise gewertet werden. 
Lempp ( 1 9 83) schlägt vor, daß bei der Reifebeurteilung die »Stellung des Heranwachsen­
den zur Pubertät, das heißt seine Einstellung zu seinem Elternhaus« (S. 220) geprüft wer­
den sollte. Dabei sollen bei der Würdigung der Persönlichkeit - in die die Analyse des 
Tatmotivs und die Erhellung der Tatsituation einzugehen hätten - auch d ie Umwelt- und 
Lebensbedingungen des Heranwachsenden, »Unter denen er aufgewachsen ist u nd die für 
die  Möglichkeit seiner Sozialisation maßgebend waren, genau daraufhin geprüft werden 
( ... ), wie weit sie einer normalen und zeitgerechten Reifeentwicklung und damit auch einer 
Entwicklung zur sozialen Selbständigkeit förderlich oder hinderlich gewesen sind.« 
(S. 222) 
Ein Verständnis von sittlicher Reifung als allmähliche Loslösung vom Elternhaus und 
Verselbständigung findet sich auch bei Esser et al. Demnach sei es Kennzeichen eines 
kindlichen Reifegrades, wenn die Eltern-Kind-Beziehung sehr eng sei und d ie Konzepte 
und Werthaltungen der Eltern nicht hinterfragt würden. Kennzeichen von jugendlichen 
Esser et al., 1991 .  
Siehe Reifekriterien 1 .  und 4 .  bei Esser et  al., 1 991 .  
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sei, wenn Konzepte und Werte der Eltern allmählich hinterfragt würden, Konflikte im 
Bestreben nach mehr Autonomie entstünden. Heranwachsende hätten sich weitgehend 
von den Eltern abgelöst, d ie Orientierung bei Plänen und Entscheidungen erfolge zuneh­
mend an eigenen Werten ausgerichtet. Bei Erwachsenen schließlich sei die Ablösung voll­
zogen und elterliche Einflüsse spielten keine Rolle mehr.4 
Die allmähliche Ablösung vom Elternhaus ist für Lempp ein zentrales Kriterium, kann 
aber ebenso nicht als universelles Prinzip für alle ethnisch-kul turellen Gruppen gleicher­
maßen gelten, was am Beispiel von Familien aus der Türkei verdeutlicht werden soll. 
Familienforscher in  der Türkei5 beschreiben übereinstimmend die traditionelle türki­
sche Familie dörflichen Ursprungs - die meisten M igrantenfamilien in Deutschland wären 
von der Sozialisation der Eltern her d ieser Gruppe zuzuordnen - als streng hierarchisch 
organisiert, wobei die H ierarchie sowohl geschlechts- als auch generationenabhängig be­
stimmt ist. Es wäre eine auf den ersten Blick patriarchalische Familienform, wobei den­
noch der Mutter eine zentrale Position zukommt. Die Generationengrenzen sind klar, die 
Aufgabenverteilung ist geschlechtsspezifisch geordnet. Den Söhnen kommt eine besonde­
re Rolle zu, als in ihnen die künftigen Versorger der um die Mutter gruppierten Familie 
gesehen wird.6 Die Familie selbst ist zudem in ein enges soziales Netz eingebunden mit 
starker sozialer Kontrolle über die Konzepte von Ehre (namus und �ref) und gegenseiti­
ger Unterstützung in  der Gemeinschaft. Für Individuation ist in einer solchen Familien­
form wenig Platz, der Kohäsionsgrad ist allgemein hoch. Von den Kindern wird Unter­
ordnung unter die Autorität erwartet. Erziehungsziele sind Gehorsam, Konformität und 
Loyalität. Autonomie, Initiative, Aktivität und Neugier sind unerwünscht. 
H iervon u nterschieden wird d ie städtische Familienform. Dort ist eine weniger hierar­
chische Struktur zu beobachten und mit mehr Freiraum für individuelle Entwicklung. 
Hingegen ist die Kohäsion auch in der städtischen Familie stark ausgeprägt. 
Der gesellschaftliche Wandel in  der Türkei mit hoher Binnenmigration in d ie Städte 
schaffte schließlich eine neue im Verstädterungsprozeß befindliche Familienform dörfli­
chen Ursprungs, die traditionelle Werte hochhält, aber städtisch modernen Lebensformen 
unterworfen ist. 
Einen ähnlichen Wandel haben auch die meisten der nach Deutschland migrierten 
Familien erfahren. H ier sind häufig (groß-)familiäre Strukturen anzutreffen, wo sich die 
nachwachsende Generation sowohl im Rahmen der oben beschriebenen Geschlechts- als 
auch Generationenhierarchie unterzuordnen hat. Die hohe Anpassung an und die hohe 
Loyalität gegenüber der Herkunftsfamilie ist hilfreich für das Leben in der fremde, wo 
d ie ethnische Ausgrenzung seitens der Majoritätsethnie und ihrer Institutionen Wettbe­
werbsnachteile für das einzelne Individuum mit sich bringen würde, die durch einen hö­
heren familiären Zusammenhalt ausgeglichen werden können. Ausdruck findet d ies z. B .  
im Grad der  Familienkohäsion, wie s i e  von Olson ( 1 985)7 beschrieben wurde.
Nach Olson lassen sich Familiensysteme hinsichtlich ihrer Kohäsion auf einer 4 -srufi­
gen Skala einordnen. Für amerikanische (aber auch westeuropäische) Familien werden 
mittlere Kohäsionsgrade (verbunden, getrennt) als funktional erachtet, die beiden Ex­
trempositionen (losgelöst, verstrickt) wären hauptsächlich bei Familien anzutreffen, wo 
pathogene Auffälligkeiten bei einzelnen Familienmitgliedern beobachtet würden. 
4 Esser et al., 1 99 1 ,  Reifekriterium 2. 
5 Fi1ek, 1 982, 1 993, 1 995;  Kagtt>tbag 1 996; Ero/, 1 992.
6 Oftmals wird dies als symbiotische Mutter-Kind-Beziehung oder als pathologische Parenrifizie­
rung mißgedeutet. 
7 Zusammenfassende Übersicht bei Thomas, 1 988. 
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N u n  fanden sich i n  Untersuchungen i n  der Türkei sehr hohe Kohäsionsgrade bis hin 
zur Verstrickung, ohne daß dies unbedingt auf Dysfunktionalität in den Familien hinwei­
sen mußte. Diese Ergebnisse replizierten wir in einer Feldstudie in Essen mit 77 Familien 
aus der Türkei8, wobei sich 1 1  % der funktionalen Familien mit adoleszenten Kindern im 
verstrickten, 66 'Yo im kohäsiven Bereich fanden. 
Dies bedeutet, daß die Loslösung vom Elternhaus nicht unbedingt für die sittliche 
Reife der H eranwachsenden und Erwachsenen aus der Türkei sprechen muß - es sei denn, 
wir wollten unterstellen, daß die Mehrheit der türkischen Bevölkerung über 1 8  Jahre in 
der Pubertät steckengeblieben wäre. Im Gegenteil, die Loslösung vom Elternhaus könnte 
geradezu als pubertärer Protest gewertet werden, als Indikator für die sittliche Unreife. 
Die respektvolle Unterordnung gegenüber der Autorität der Älteren der Familie (i.e.L. 
des eigenen Vaters oder der Mutter, es können aber auch Großeltern oder ältere Ge­
schwister des Vaters sein) ist also auch dann, wenn das Individuum über eigene materielle 
Ressourcen verfügt, ein Zeichen für eine erwachsene Integration in bestehende Bezie­
hungs- und Rollenmuster. 
Übertragen auf ein weiteres Reifekriterium, nämlich das der moralischen Entwicklung 
(sensu Kohlberg)9 wäre zu erwarten, daß in den meisten Fällen das Individuum wegen sei­
ner starken Einbindung in das familiär-soziale System kaum das Niveau des postkonven­
tionellen und prinzipiengeleiteten Handelns erreicht. In einer Zusammenstellung interkul­
tureller Stud ien zeigt sich dies bestätigt. Von den 6 Kohlbergschen Stufen fanden sich nur 
die Stufen 2-4 in  allen untersuchten Kulturkreisen. Prinzipienorientierte Stufen fanden 
sich in Kibuzzim, in Deutschland und Indien. Selbst die türkische Stadtbevölkerung er­
reichte dieses Niveau jedoch nicht. Die durchschnittliche türkische Dorfbevölkerung er­
reicht nicht einmal das konventionelle Niveau, sondern bleibt auf der Stufe 2 (individuell 
instrumentelle Ziele und Austausch) stehen. 
Ein interkultureller Vergleich des Moralischen Reifewerts (moral maturity score) er­
gibt, daß selbst 22-24jährige Erwachsene, die in Städten in der Türkei ansässig sind, einen 
durchschnittlichen Reifewert haben, der noch unter dem der 1 6-18jährigen deutschen 
jugendlichen liegt. 
Wenn davon ausgegangen würde, daß der inneren Loslösung vom Elternhaus und 
dem moralischen Reifegrad aus entwicklungspsychologischer Sicht eine universelle Gül­
tigkeit zukommt, müßte demnach fast allen Heranwachsenden aus der Türkei eine sittli­
che Reiferetardierung vor Gericht attestiert werden. 
Die Umweltbedingungen, unter denen der migrierte jugendliche aufwuchs, würden 
trotz der Vorgabe des Gesetzgebers dann nicht berücksichtigt sein. Denn der Heranwach­
sende ist ja in der Regel seit der Vorschulzeit in Deutschland ansässig und war bisher an­
deren Sozialisationsbedingungen ausgesetzt als die Gleichaltrigen im Herkunftsland der 
Eltern. Gleichzeitig unterscheidet er sich aber auch von gleichaltrigen Deutschen. Die Le­
benssituation von Kindern und jugendlichen Migranten ist gekennzeichnet durch z. T. 
widersprüchliche Werte- und Normorientierungen. Einerseits besteht eine Einbindung in 
ethnisch-kulturell definierbare Systemstrukturen des Herkunftslandes der Eltern (von 
großfamiliärer Einbettung bis Koranschule und türkischem Satelliten-Fernsehprogramm), 
andererseits verbringt das Kind den Großteil seines Taglebens in einer deutschen Umwelt 
mit entsprechenden Norm- und Wertvorgaben (wie Kindergarten, Schule, Sportverein). 
8 Projekt »Familiäre Bewä!tigungsstrategien« im DFG-Schwerpunktprogramm Faber (Projektlei­
tung: PD Dr. R. Schepker, Essen). 
9 Siehe Darstellung bei Eckensberger, 1 993. 
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Ein 1 3 ;6 jähriger Proband mit einem Gesamt-Score von 42 würde nach d iesem Verfah­
ren hinsichtlich der allgemeinen intellektuellen Befähigung in der Türkei als durchschnitt­
lich (IQ=I OO), in der BRD jedoch als lernbehindert (IQ<85) eingestuft werden. Mit 
34 Punkten wäre er in der Türkei als knapp durchschnittlich (IQ=90), in Deutschland als 
geistig behindert (IQ<70) eingestuft. 1 6  
Es bleibt festzuhalten, daß selbst relativ sprachfreie Verfahren in der forensischen Be­
gutachtung letztlich keine validen Aussagen zur kognitiven Entwicklung liefern können. 
Ein türkischer Jugendlicher könnte sowohl mit den deutschen Normen klassifiziert wer­
den (Begründung: Sozialisation in Deutschland über Kindergarten, Schule, Fernsehen ... ), 
als auch über türkische Normen (Begründung: familiärer Erziehungsstil, elterliche Förde­
rung, Spielmaterial . . .  ) - was aber zu grundsätzlich unterschiedlichen Resultaten führen 
kann .  
Zusammenfassung: 
Die Konzepte der sittlichen, moralischen und geistigen Reife sind aus kulturvergleichen­
der Sicht weder klar definiert, noch sind sie universell gültig. Was in dem einen Kultur­
kreis als » reif« definiert wird, kann in einem anderen Kulturkreis sehr kindisch anmuten. 
Es wäre für gerichtliche Fragestellungen notwendig, daß diese Reifefaktoren aus entwick­
lungspsychologischer Sicht a) definiert b) operationalisiert werden, und zwar in einer 
Form, daß wenn sie schon nicht allgemein anwendbar sind, zumindest gültig sind für die 
vor deutschen Gerichten angeklagten Jugendlichen und Heranwachsenden - auch d ie, die 
aus sozioökonomisch und ethnisch-kulturell zu unterscheidenden Subpopulationen 
stammen. Die bisherigen Versuche einer psychometrischen Erfassung dieser vagen Kon­
zepte i st für Migrantenpopulationen nicht gelungen. Testpsychologische Verfahren sind 
an Migrantenstichproben nicht normiert und es bleibt höchst zweifelhaft, inwieweit deut­
sche Normen als Bezugsgrößen herangezogen werden dürfen. 
Der psychologische Sachverständige befindet sich in einem ethischen Dilemma: Falls er 
jugendliche und Heranwachsende, die einer ethnischen Minderheit in Deutschland ange­
hören, nach Gesichtspunkten beurteilt, die wissenschaftlich betrachtet erst einmal nur 
Gültigkeit besitzen für die deutsche Population, gerät er in die Gefahr einer negativen 
Diskriminierung. Wenn er Normen der Herkunftsländer benutzt, dann besteht die Gefahr 
einer positiven Diskriminierung, da die untersuchten Probanden schließlich in Deutsch­
land leben und hiesige Normvorgaben der Majoritätsethnie handlungsanleitend für alle 
sind. 
Es mag zwar sein, daß die »diskriminierende« Feststel lung einer Reifungsretardierung 
weniger strafverschärfende Konsequenzen nach sich zieht. Allerdings besteht dieses Di­
lemma der interkulturellen Diagnostik auch bei der psychologischen Schuldfähigkeitsbe­
gutachtung nach §§ 2012 1 StGB, wo eine aus ethnozentristischer Sicht resultierende Fehl­
einschätzung des Sachverständigen viel gravierendere Auswirkungen haben kann. 
B is d ie Wissenschaft den Anforderungen der Praxis nicht genüge getan hat, bleibt au­
tochthonen wie bikulturellen psychologischen Sachverständigen also wohl in den meisten 
Fällen nur übrig, wie Horn schreibt: »dem Gericht die Schwierigkeiten darzulegen und sie 
einer Ermessensentscheidung zu überlassen«. Dies bedeutet aber rekursiv, daß dem psy­
chologischen Sachverständigen ebenfalls sehr viel Ermessensspielraum zuwächst. Es wird 
16 Liinderspezifische Unterschiede der Normen werden in der Literatur vielfach benannt, so z. B .  
aus Hongkong, wo d ie  ermittelten Durchschnittswerte höher lagen als d ie  in Westeuropa, oder 
;1Uch aus den USA, wo lokale Unterschiede festgestellt wurden, z. T. unabhängig von der ethni­
schen Zugehörigkeit. Ein Grund für diese Unterschiede ist noch nicht gefunden. 
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von seiner interkulturellen Erfahrung, seiner selbst- und wissenschaftskritischen Reflexi­
on abhängen, mit welcher Konnotation er die Lebensumstände, in denen der Proband 
ausländischer Herkunft aufwuchs, dem Gericht darlegt, damit das Gericht dann »nur 
noch« relativ unabhängig vom Gutachter eine Ermessensentscheidung trifft. 
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Praxisbericht Niederlande 
Ausländische Verdächtige in der forensischen Begutachtung 
in den Niederlanden 
Frans Koenraadt 
In diesem Beitrag wird ein Überblick über die niederländische forensisch-psychiatrische 
un<l psychologische Begutachtungspraxis gegeben. Dabei wird der Begutachtung von 
ausländischen Beschuldigten besondere Aufmerksamkeit geschenkt. 
/. Einige Merkmale der niederländischen forensischen Psychiatrie und Psychologie
1 .  Unabhängige und unparteiliche Experten. Anders als in manchen Ländern wohl üblich, 
nimmt der niederländische forensisch-psychiatrische oder psychologische Experte eine 
unabhängige Stellung im Strafprozeß ein. Der Sachverständige begutachtet weder im 
Dienste der Staatsanwaltschaft, noch arbeitet er für den Angeklagten oder dessen Vertei­
diger (Beyaert, 1 982). 
Die forensisch-psychiatrische und psychologische Begutachtung soll unabhängig von 
den Parteien im Strafverfahren erfolgen. Das Gutachten ist für den Richter bestimmt. 
Hierbei soll auch die Position des Dolmetschers unabhängig und unparteilich sein. Der 
Dolmetscher ist dabei nicht als Kultur-Experte einzuschalten. Wenn es spezifische Fragen 
über kulturelle Gewohnheiten gibt, müssen diese vielmehr von hauptamtlichen Kultur­
Experten beantwortet werden. 
2 . Zurechnungsfähigkeit. Die Zuschreibung von Zurechnungsfähigkeit ist ein qualitati­
ves Phänomen. So steht dem Experten nicht nur eine Alternativwahl zwischen zurech­
nungsfähig und unzurechnungsfähig zur Verfügung, sondern die ganze Skala zwischen 
diesen beiden Extremen. Sie ermöglicht dem Richter ein nuanciertes Zurechnen und da­
durch weiterhin eine nuancierte Aussage über die Schuldfähigkeit (Kelk, 1 990). 
3 . Relative Milde des strafrechtlichen Klimas. Neben der Arbeit der forensischen
Psychiatrie und der Bewährungshilfe haben auch andere Faktoren die relative Milde des 
niederländischen Strafjustizsystems bewirkt (Downes, 1 988; ]anse de fange, 199 1 ) .  Ich 
möchte kurz die besondere Position der Niederlande im internationalen Rahmen betrach­
ten: 
Bestimmte Merkmale des niederländischen Versorgungsstaates haben das Strafrechts­
system beeinflußt. Dies gilt nicht nur für die Denkweise der Juristen, sondern auch für d ie 
Möglichkeiten der Strafrechtspraxis. So stehen viele Einrichtungen und Möglichkeiten im 
sozialen Bereich zur Verfügung, die sich um das Wohl der Probanden bemühen. Die Mas­
senmedien spielen eine relativ wichtige Rolle bei der Durchbrechung der Isolation von 
Minderheiten. Sie haben die Aufmerksamkeit auf den Strafvollzug als »soziales Problem« 
gelenkt. 
Neben d iesen allgemeinen Faktoren, die das niederländische Strafrecht und den Straf­
vollzug beeinflußt haben, beschreibt Hulsman ( 1 983) einige Faktoren des strafrechtlichen 
Systems selbst, die mitverantwortlich sind für dessen relative Milde: 
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• Der Staatsanwalt kann auf Verfolgung verzichten, wenn es im Interesse der Allge­
meinheit ist (Grundsatz der Opportunität). Dies wird sehr häufig angewandt: das so­
genannte »Sepot«.
• Das niederländische Strafrecht kennt keine Mindeststrafen für bestimmte Straftaten,
d. h. der Richter kann sehr niedrige Strafen aussprechen.
• Die Gerichte können fast unbegrenzt Strafen auf Bewährung geben.
• Die Verpflichtung, bei bestimmten Straftaten eine Strafe zu verhängen, ist viel be­
schränkter als in vielen anderen Ländern.
Kelk ( 1 983) hebt im Rahmen der Humanisierung des niederländischen Strafvollzuges
vor allem die relativ kurzen Gefängnisstrafen und die relativ kleine Zahl von Vollzugs­
einrichtungen hervor. Auch für Migranten und Asylsuchende haben die Niederlande eine 
bestimmte Anziehungskraft. Dies gilt z. B.  auch für den türkischen Mann, der die Ehre 
seiner Familie schützen muß. Die Niederlande scheinen daher manchmal wegen der rela­
tiven Milde des strafrechtlichen Klimas favorisiert zu werden. 
4. Dichtes Netz von Institutionen im sozialen Bereich. Kennzeichnend für die Nieder­
lande ist das Vorhandensein einer eindrucksvollen Reihe von Sozialleistungen, ein weit­
verzweigtes Netz vom Staat finanzierter Jugendzentren, sowie eine Vielzahl von Einrich­
tungen im sozialen Bereich: In  der Psychiatrie, der Drogenhilfe und auch in der Forensik 
ist so ein differenziertes Netz aufgebaut worden. Für ausländische Rechtsbrecher steht 
dagegen nur ein kleiner Teil der Behandlungsmöglichkeiten zur Verfügung. 
1 983 forderte der niederländische Generalstaatsanwalt die Oberstaatsanwälte auf, d ie 
strafrechtliche Maßregel Terbeschikkingstelling (TBS)1 bei ausländischen Angeklagten nur 
mit großer Zurückhaltung zu fordern. Damit sollte vermieden werden, daß ausländische 
Bürger, die nach B eendigung ihrer H aft ausgewiesen werden, noch eine TBS auferlegt be­
kommen, denn eine Behandlung im Rahmen einer TBS hat ja eine Resozialisierung in die 
niederländische Gesellschaft zum Ziel. Die Ausweisung und eine dieser Ausweisung vor­
angegangene Behandlung würden dann zueinander im Widerspruch stehen. 
5 . Terbeschikkingstelling-Kliniken. In TBS-Kliniken gibt es vor allem Patienten mit
Persönlichkeitsstörungen. Der Prozentsatz von Persönlichkeitsstörungen psychopathi­
scher Art hat sich verändert: 1 978 waren es 44 Prozent, 1 98 1  43 Prozent und 1 990 30 Pro­
zent. Der Anteil anderer, nicht-psychopathischer Persönlichkeitsstörungen liegt ungefähr 
bei 30 Prozent. Mit TBS ist eine strafrechtliche Sicherungsmaßnahme mit klinischen Be­
handlungsmöglichkeiten für psychisch kranke Rechtsbrecher gemeint (Sagel-Grande, 
1 99 1 ;  Koenraadt & Drost, 1 985).
6 . >Everybody has the right to stand trial<. Jedermann hat das Recht, vor Gericht zu er­
scheinen. Auch derjenige, der psychisch (schwer) krank oder unzurechnungsfähig ist, hat 
d ieses Recht. In dieser Hinsicht hat Holland eine ganz andere Tradition als Länder, in de­
nen das angelsächsische Recht gilt. 
7. lnstitutionsgröße. Wenn man die Größe der niederländischen forensisch-psychiatri­
schen Institutionen mit derjenigen in anderen Ländern vergleicht, kann man sagen, d aß 
die niederländischen Institutionen eher klein sind. Deshalb ist es auch möglich, Sozialthe­
rapie durchzuführen. Die Behandlung ist eine Vorbereitung auf die Rückkehr in die Ge­
sellschaft; es besteht aber auch die Möglichkeit, daß der ausländische Rechtsbrecher am 
Ende seiner Gefängnisstrafe in sein Herkunftsland zurückgeschickt wird. 
1 Eine spezielle unbefristete Maßregel für psychisch kranke Rechtsbrecher. 
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8 . Trennung zwischen Begutachtung und Behandlung. Montesquieus >Separation des
pouvoirs< !!;ilt auch für die Aufgabe der forensisch-psychiatrischen Anstalten, so z. B .  für 
die Trennung zwischen dem Pieter Baan Zentrum (einer psychiatrischen Beobachtungs­
klinik des Justizministeriums) und dem Dr. F. S. Meijers Institut für die Selektion der 
TBS- Patienten. Die TBS-Kliniken beschäftigen sich nicht mit Fragen der Begutachtung; 
eine Ausnahme bildet lediglich die Begutachtung der eigenen Patienten bezüglich einer 
möglichen Verlängerung der TBS. 
9. Psychologen als Sachverständige. Im Gegensatz zur Situation in  Deutschland sind
Psychologen relativ wenig als Sachverständige für das Gericht tätig. Dies hat sich erst in 
den letzten Jahren deutlich geändert. 
1 0 . Lehrstühle für forensische Psychiatrie in juristischen Fakultäten. Wenn es Lehrstüh­
le im Bereich der forensischen Psychiatrie gibt, dann sind sie in den meisten Ländern den 
Medizinischen Fakultäten zugeordnet. In den Niederlanden gehören diese Lehrstühle zur 
Juristischen Fakultät. Jura-Studenten haben so die Möglichkeit, schon früh in  der forensi­
schen Psychiatrie unterrichtet zu werden. Der Unterricht in Psychopathologie und im 
Lesen von forensisch-psychiatrischen Gutachten (Koenraadt, 1 990) beispielsweise trägt 
zur universellen und praxisorientierten Vorbereitung auf den Beruf des Juristen bei. 
1 1 . Rechtsstellung der Straftäter. Die Rechtsstel lung der Straftäter ist ein Problembe­
reich, der zunehmend Beachtung finden soll. Insbesondere ist auf ein Gleichgewicht zwi­
schen Sicl1erheit, Behandlung und Rechtsstel lung zu achten (Kelk, 1 994). 
1 2 .  Theoretische Begründung in der Utrechter Schule. Aufgrund der Arbeit der soge­
nannten Utrechter Schule des Strafrechts, verbunden mit den Namen des Juristen Wilfern 
Pompe, des forensischen Psychiaters Pieter Baan und des Kriminologen Ger Kempe, 
nahm der Einfluß der Psychiatrie auf das Strafrechtssystem zu. Dies gilt gleichermaßen 
für Verurteilungsmaßnahmen, für die Gefängnisverwaltung und für die Rehabilitation 
(Leaute, 1 959; de Smit, 1976). Diese drei Professoren haben d ie Gründung verschiedener 
TBS und forensisch-psychiatrischer Kliniken angeregt - der Dr. H. van der Hoevenklinik 
in Utrecht, des Dr. F. S. Meijers Instituts in Utrecht, der Prof. mr W. Pompeklinik in  Nij­
megen, Groot-Batelaar in Lunteren und des Pieter Baan Zentrums in Utrecht. 
1 3 .  Intensive klinische Begutachtung. Das Pieter Baan Zentrum in Utrecht wurde 1 949 
eröffnet. Es verfügt über 32 Plätze zur Beobachtung. Bei schweren Straftaten kann der 
Ermittlungsrichter das Pieter Baan Zentrum ersuchen, eine klinische Begutachtung 
du rchzuführen u nd ein psychiatrisch-psychologisches Gutachten abzugeben. In einem 
Zeitraum von etwa sieben Wochen wird der Beschuldigte dann von einem Team von 
Sachverständigen (Psychiater, Psychologen, Sozialarbeiter, Internisten, Sozialtherapeuten 
usw.) untersucht. Das zu erstellende Gutachten soll dabei Antwort geben auf Fragen nach 
dem Ausmaß der Zurechnungsfähigkeit des Beschu ldigten und nach seiner Gefährlichkeit. 
Sofern strafrechtlich notwendig, enthält das Gutachten auch Vorschläge für die günstigste 
Art der Behandlung (Mooij et al., 1 99 1 ). 
14 .  Interdisziplinärer Gedankenaustausch. Schon seit langem gibt es viele Möglichkei­
ten zum Gedankenaustausch zwischen den verschiedenen betroffenen Professionen. Die 
•Psychiatrisch Juridisch Gezelschap< ist ein Forum für einen solchen Gedankenaustausch.
1 5 .  Lange Tradition. Die heurige Diskussion in den Niederlanden über psychisch 
kranke Rechtsbrecher hat Ähnlichkeit mit der bereits um die Jahrhundertwende geführten 
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Diskussion (Koenraadt, 199 1  ). Ähnliche Aspekte und Probleme färben die Diskussion, 
z. B.  Fragen 
• nach einer möglichen Konzentration auf eine Institution oder einer Verteilung auf
viele kleine Institute, 
• nach einem internationalen Austausch,
• danach, wie bei •gefährlichen Irren< und psychisch gestörten Rechtsbrechern zu ver­
fahren ist.
2. Die Begutachtung von ausländischen Beschuldigten 
Als John Howard d ie Niederlande im 1 8. Jahrhundert besuchte, sagte er: >Prisons in the 
Uniced Provinces are so quiec and most of them are so clean thac a visicor can hardly be­
lieve he is in a goal< ( 1 777). Heutige Verdächtige sind nicht so enthusiastisch, wenn sie in 
die niederländische Untersuchungshaft kommen. Ein großer Prozentsatz von Ausländern 
und Drogensüchtigen bevölkert die niederländischen Strafanstalten. Andere kulturelle 
Gewohnheiten führen oft zu Verständnislosigkeit, problematischen Szenen und aggressi­
vem Verhalten. 
In der forensischen Psychiatrie und Psychologie hat die Begutachtung von Angeklag­
ten mit einem anderen kulturellen H intergrund und einer anderen Nationalität keinen 
Sinn, wenn die Gutachter nicht mit den anderen Kulturen, Sitten und Gewohnheiten eini­
germaßen vertraue sind. Dies gilt auch dann, wenn keine Beziehung zwischen Strafrecht 
und Ausländergesetzgebung besteht. 
Ausländische Angeklagte im forensischen Bereich stellen uns vor spezifische Probleme 
bei der Begutachtung. Die folgenden Beispiele illustrieren diese Schwierigkeiten: 
Testpsychologische Untersuchungen sind nicht oder nur teilweise möglich, weil es 
keine universelle Standardisierung oder Eichung der psychologischen Tests gibt. Das 
tescpsychologische Instrumentarium ist nicht oder nur in beschränktem Maße brauch­
bar (Testscreeningscommissie, 1 990). Dabei muß man bedenken, daß psychologische 
Tests wichtige Instrumente sind, die bei der Begutachtung von Psychotikern nicht 
verwendet werden können . 
Die Kommunikationsmöglichkeiten sind beschränkt. Wenn Sprachbarrieren bestehen, 
müssen Dolmetscher eingeschaltet werden. Mit ihrem Einsatz gehen aber auch Infor­
mationen über psychiatrisch oder psychologisch wichtige Nuancen verloren. 
• Für ausländische Verdächtige stehen in den Niederlanden zu wenig Schlüsselpersonen
zur Verfügung, um eine adäquate Heteroanamnese stellen zu können. 
• Die Kulturbarriere bedeutet auch, daß die Erfahrungsbereiche der Beobachter und
Angeklagten sehr unterschied lich sind; d ies wiegt umso schwerer, als auch bei glei­
chem kulturellem H intergrund bereits Unterschiede zwischen ihnen bestehen. 
• Die Diagnostik der Psychopathologie wird oft erschwert durch den unterschiedlichen
kulturell-religiösen Hintergrund (Van Beizen, 1 991  ). 
Die Prognose der Kriminal ität und der Gefährlichkeit ausländischer Verdächtiger for­
dert größere Zurückhaltung. 
Die Möglichkeiten der aus verhaltensmäßiger Hinsicht notwendigen Interventionen 
sind sehr beschränkt. Informationen, wie Schlußfolgerungen über das Ausmaß der Zu­
rechnungsfähigkeit und Interventionen mic einander in Beziehung zu setzen sind, feh­
len sehr oft. 
• Bei der Untersuchung von ausländischen Bü rgern ist es oft sehr schwierig, vielleicht
auch sinnlos, persönliche, individuelle und d irekte Fragen zu stellen. Die Begutach-
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cung männlicher ausländischer Angeklagter durch weibliche Experten stellt oft einen 
besonderen Problembereich dar. 
Die Beobachtung türkischer Verdächtiger im Pieter Baan Zentrum führte zu entsprechen­
den Befunden: In 1 7  Prozent der Fälle lag völlige Zurechnungsfähigkeit vor. Für die ge­
samte Population des Zentrums betrug dieser Anteil demgegenüber nur fünf Prozent. 
Dieser Unterschied hat damit zu tun, daß viele der Rechtsbrecher die Tat u nter dem Ein­
fluß von Ehre, speziell des Namus begangen hatten. Hier hat offenbar der kultu relle 
Hintergrund erheblichen Einfluß auf die begangene Tat. 
3. Abschließende Bemerkungen 
Zentrales Ziel der Begutachtung durch psychologische und psychiatrische Sachverständi­
ge ist die Erklärung des Delikts. Zu fragen ist nach einer Verbindung zwischen dem De­
likt und einer möglichen psychischen Störung. Dies hat nichts mit einer Diskulpierung zu 
cun. Diese ist gegebenenfalls alleinige Aufgabe des Richters. 
Die Rolle des Dolmetschers muß klar geregelt sein. Der Dolmetscher ist ausschließlich 
für die wörtliche Übersetzung der Sprache, für die Überbrückung der zwei Sprachen zu­
ständig. Er darf weder als Kultu r-Sachverständiger noch als Hilfspolizist betrachtet wer­
den. Die Erklärung kultureller oder ethnologischer Unterschiede und Probleme gehört 
zum professionellen Aufgabenbereich der Anthropologen, der Ethnologen oder zum Bei­
spiel auch der  Turkologen. In den Niederlanden beschäftigen wir  uns daher mit der 
Ausbildung von Dol metschern im Bereich des Strafverfahrens u nd der Psychiatrie. 
Die Vermischung von dem, was in der Literatur als •psychiatric defense< und •culcural 
defense< beschrieben wird, muß meiner Meinung nach vermieden werden (Sams, 1 986; 
Sheybani, 1 987; Koenraadt, 1 993) .  Psychiater und Psychologen liefern einen eigenen und 
anderen Beitrag für das Gericht als Anthropologen, Turkologen, Islamologen usw. 
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III. Ausländer im »gesamten Strafverfahren«
Die polizeiliche Ermittlung 
Kommunikationsprobleme in Vernehmungen 
mit ausländischen Beschuldigten 
Ute Dank und Norbert Schröer 
Anlal� für unsere Untersuchung der Kommunikationsprobleme in polizeilichen Verneh­
mungen mit nichtdeutschen Beschuld igten war der statistisch gut belegte Sachverhalt, daß 
in der (alten) Bundesrepublik das Verurteilungsrisiko der nichtdeutschen deutlich gerin­
ger ist als das der deutschen Beschuldigten (Mansel, 1 988, 1 989; Pfeiffer & Schöckel, 1 990;
Geißler & Marißen, 1 990; Reichertz & Schröer, 1 993). Auf der Suche nach möglichen Ur­
sachen analysieren wir zur Zeit in einer Feldstudie polizeiliche Vernehmungen. 
Die Arbeit der Polizei bi ldet die Basis für die Bearbeitung der Fälle durch die Staats­
anwaltschaft. Das Wissen um die polizeilichen Ermittlungsprobleme stellt somit die Vor­
aussetzung für die Einschätzung der Entscheidungsprobleme der Staatsanwälte dar. Des­
halb macht es Sinn, die polizeiliche Praxis zu untersuchen, genauer: eine wissenschaftliche 
Untersuchung polizeilichen Handelns im Einsatz vor Ort mit Hilfe teilnehmender Beob­
achtung vorzunehmen. Ziel einer solchen Untersuchung ist es, systematische Probleme 
der polizeilichen Ermittlungspraxis bei nichtdeutschen Beschuldigten, die das dargelegte 
Ab- und Verurteilungsgefälle miterklären könnten, aufzuspüren. Den Schwerpunkt unse­
rer Untersuchung bildete d ie Analyse des Vernehmungsgeschehens. 
Die Untersuchung orientiert sich methodologisch methodisch an den Grundsätzen ei­
ner hermeneutischen Wissenssoziologie. Der Schwerpunkt hermeneutisch wissenssozio­
logischer Analysen besteht darin, am Einzelfall herauszuarbeiten, aufgrund welcher Sinn­
bezüge gehandelt wurde, wie gehandelt wurde. D.  h.: Es geht bei einer wissenssoziolo­
gisch hermeneutischen Auslegung von Datentexten stets um d ie rationale Rekonstruktion 
der strukturalen Motive (Schröer, 1 994 ) . 
Wir haben unsere Untersuchung und entsprechend auch die Darstellung unserer Un­
tersuchungsergebnisse gesplittet: Während im ersten Teil spezifische Ermittlungsproble­
me deutschsprechender türkischer Beschuldigter im Zentrum stehen sollen, geht es im 
zweiten Teil um die besonderen Ermittlungsschwierigkeiten in Vernehmungen, an denen 
ein Dolmetscher teilnimmt. 
1. Ermittlungsprobleme in Vernehmungen mit deutschsprachigen türkischen
Beschuldigten
In Anbetracht unserer zurückliegenden Analysen zur polizeilichen Vernehmung von 
deutschen Beschuldigten vermuteten wir vor dem Einstieg in die Datenauswertung einen 
spezifischen interkulturellen Kommunikationskonflikt. Unsere Strukturanalysen hatten 
ergeben, daß die gelingende Überlagerung des Vernehmungsgesprächs mit einer dem Be­
schuldigten alltagsweltlich vertrauten, für den Beschuldigten verpflichtenden kommuni­
kativen Beziehungswirklichkeit erst d ie Voraussetzung dafür schafft, daß der Verneh­
mungsbeamte die strukturelle Interessendivergenz zum Beschuldigten unterlaufen und so 
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seine Aufgabe bewältigen kann (Reichertz, 1 99 1 ;  Schröer, 1 992). Vor diesem Hintergrund 
fragt sich dann fast zwangsläufig, inwieweit die eingeschliffenen kommunikativen Bewäl­
rigungsrourinen überhaupt geeignet sind, im Falle von ausländischen Beschuldigten die 
gesrellre Aufgabe - die Ermirdung in Strafsachen - zu >lösen<. 
Denn: Wenn der Erminlungserfolg davon abhängt, in welchem Mal�e die kulrurspezi­
fischen kommunikativen Ermirdungsrourinen greifen, liegt d ie Vermutung nahe, daß die 
Erminlungen bei ausländischen Beschuldigten aufgrund des differenten kulturellen Hin­
tergrundes ins Srocken geraten, unzulänglich und lückenhaft bleiben, so daß sie dem 
Staatsanwalt dann in vielen Fällen nicht zu einer Anklageerhebung und dem Richter ggf. 
nicht zu einer Verurteilung ausreichen. 
Vor dem Hintergrund dieser Vermutung werteren wir die erhobenen Daten - Ton­
bandmirschnine von den Vernehmungen und Beobachrungsprorokolle - zuerst unter dem 
Gesichtspunkt aus, ob sich empirische Belege für unsere These finden lassen. Dabei haben 
wir uns aus forschungsprakrischen Gründen auf die Untersuchung des Verteidigungsver­
haltens türkischer Beschuldigter konzentriert. 
Unsere Feldstudie weist insgesamt darauf hin, daß die Ermirdungen im Rahmen von 
Vernehmungen gegen deutschsprachige türkische Beschuldigte die Polizeibeamten vor 
vergleichsweise große Probleme stellen. Mir der >moderaten informellen Aussageverwei­
gerung< konnten wir einige Merkmale eines Veneidigungsverhaltens beschreiben, das als 
ein Auslöser für die registrierten Ermirdungsprobleme gelten kann. Mir dem Einsatz die­
ser Verteidigungsform wird der Entwicklung einer kooperativen Haltung vorgebaut 
(Schröer, 1 996 ). 
Die Feststel lung von Kooperationseinschränkungen bei den türkischen Beschuldigten 
kam für uns nicht überraschend. Allerdings fand die unserer Erwartung zugrunde liegen­
de Vermutung von einer eingeschränkten kommunikativen Assimilation bei den türki­
schen Beschuldigten keine Bestätigung. Unsere ersten Untersuchungsergebnisse machten 
vielmehr deudich, daß die deutschsprechenden türkischen Beschuldigten durchaus mir 
den Kommunikarionsrourinen und den kulturspezifischen Haltungen der Vernehmungs­
beamren vertraut sind. Sie sind aber nicht nur mir den ihnen entgegengebrachten Haltun­
gen vertraut, sondern können auch die ihnen angetragenen Haltungen übernehmen und 
so mir ihnen spielen, daß der gewünschte Ermirdungserfolg ausbleibt. 
Überraschend ist an diesem Ergebnis im Kern, zieht man entsprechende Ergebnisse der 
Migranrensoziologie hinzu, daß die nuancierte Beherrschung kulturspezifischer kommu­
nikativer Fertigkeiten, wie die der personalen Halrungsübernahme, nicht wie bei den 
deutschen Beschuld igten mir der Etablierung eines Arbeirsbündnisses einhergeht. Der 
zum Teil sogar spielerisch strategische Umgang mir den kommunikativen Praktiken der 
Aufnahmegesellschaft zeigt eine »kommunikative Assimilation« an, die eine fortgeschrit­
tene »idemifikarive Assimilation« (Esser, 1 980) und infolge eben eine gewisse Kooperati­
onsbereitschaft gegenüber dem Vernehmungsbeamren härte vermuren lassen (Hoffmann­
Nowotny, 1 973, 1 990; Hoffmann-Nowotny & Hondrich, 1 982; Schöneberg, 1 982).
Dementgegen wurde mir unserer Feldstudie bislang deudich, daß die von den Migran­
ten vollzogene sprachlich kommunikative Assimilation nicht ohne weiteres zu einer 
identifikativen und damit strukturell loyalen Haltung gegenüber der >gastgebenden< Kul­
tur führt. Zu klären bleibt so für uns, ob für das beobachtete Auseinanderfal len von 
kommunikativer und identifikativer Assimilation strukturelle Hintergründe geltend ge­
macht werden können, die das festgestellte >Verteidigungsgeschick< der türkischen Be­
schuldigten systematisch erklären helfen. 
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Wir sind dazu übergegangen, unsere Vernehmungstranskriptionen und Beobachtungs­
protokolle in einem zweiten Interpretationsgang gemeinsam mit vernehmungserfahrenen 
•_native speakers< auszuwerten. Wir versuchen so, in Erfahrung zu bringen, inwieweit die 
Ubernahme von alltagsweltlichen Interaktionsverpflichtungen an der Nichtpassung kul­
turspezifischer Grundorientierungen scheitert. 
Da wir mit unserer Auswertung erst am Anfang stehen, können wir noch keine gesi­
cherten systematischen Ergebnisse vorlegen. Unsere ersten gemeinsamen Interpretationen 
mit den türkischen Co-Interpreten scheinen aber unsere Annahme von einem Ermitt­
lungsku lturkonflikt zu stützen. Wir möchten diesen Eindruck an einem Beispiel - aller­
d ings nur sehr grob - plausibilisieren. 
Es geht in dem Fall, den wir hier anreißen möchten, um einen türkischen Taxifahrer, 
der beschuldigt wird, Heroin konsumiert, gedealt und geschmuggelt zu haben. Dieser 
nicht lückenlos belegte Verdacht entstand im Zuge einer etwas größer angelegten Tele­
fonüberwachung. Da auf richterlichen Beschluß hin eine Wohnungsdurchsuchung durch­
geführt werden mußte, fuhren zwei Ermittlungsbeamte und mit ihnen der wissenschaftli­
che Beobachter zur Wohnung des Türken. 
Nachdem sie an dem Zimmer des Beschuldigten, das direkt vom Hausflur zugänglich 
war, ankamen, klopfte einer der Ermittlungsbeamten und antwortete auf die aus dem 
Zimmer kommende Frage »Wer ist da?« mit »Mach mal auf«. Die Beamten stellten sich 
auf die Frage hin also nicht vor, sondern erteilten dem fragenden einen alltagsweltlich 
geformten >Befehl< (»Mach mal auf«), wie er unter Bekannten durchaus üblich ist. Sie 
durchkreuzten die Reaktionserwartung des Beschuldigten und übernahmen sofort die 
Initiative. 
Der Türke verzichtete in dieser Situation darauf, nochmals nachzufragen und so die 
Initiative an sich zu reißen. Er öffnete statt dessen die Tür, kam also der Aufforderung der 
Beamten nach. Der Ermittlungsbeamte kontrollierte sofort informell die Identität 
( » Kemal ?«) - wieder ohne sich vorzustellen oder sein Auftreten zu erklären. Der Türke 
bejahte und ließ sich so auf die von den Beamten entfaltete Dynamik ein. Der Beamte zog 
direkt nach » Hast wohl sicher schon auf uns gewartet?«. Die Frage unterstellte, ohne daß 
die drei sich so vorher schon einmal begegnet wären, daß der Türke die Beamten als Poli­
zisten erkennt. Und weitergehend wurde mit ihr unterstellt, daß der Türke den Grund 
ihres Kommens kannte und von daher irgendwie in den ermittlungsrelevanten Sachverhalt 
invo lviert war. Darüber hinaus wurde die bis dahin entgegenkommende Haltung des 
Türken unterschwellig als Indiz dafür ausgelegt, daß er, der Türke, >im Bilde ist<. Es stand 
die Erwartung im Raum, daß er bestätigt. Andernfalls hätte er sich von vornherein gegen 
eine Unterstellung wehren müssen, gegen eine Unterstellung, die lediglich diffus im Rau­
me stand und noch nicht einmal in Ansätzen expliziert wurde. Die Beamten versuchten, 
den Beschu ldigten also zu überrumpeln. Der Türke bestätigte dann auch; die eingeschla­
gene Einfädelungsstrategie schien sich somit auf Anhieb als erfolgreich zu erweisen. D. h. :  
Indem die Beamten die zentralen Gesprächsaspekte selbstverständlich als geteiltes Wissen 
unterstellten, fädelten sie sich - scheinbar erfolgreich - in die Lebenswelt des Beschuldig­
ten ein. Denn wie unter Angehörigen eines Milieus üblich, ist eine Verständigung über 
diese zentralen Sachverhalte nicht erforderlich, weil sie eben selbstverständlich sind. Die 
Beamten hatten sich sehr schnell mit dem impliziten Einverständnis des Beschuldigten in 
dessen Milieu eingenistet. 
Mit dieser auf Überrumpelung angelegten Einnistungsstrategie, die bei deutschen Be­
schuldigten überaus erfolgreich ist, verfolgten die Beamten das Ziel, den Beschuldigten 
von vornherein aus der Position der milieuvertrauten Autorität in die Enge zu treiben, u m  
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so aus einer dominanten Position einen tragfähigen Kontakt zu ihm aufzubauen. Sie 
knüpften dabei an alltagsweltlich vertraute öffentliche Erzieherhalcungen an. 
Die Reaktion des türkischen Beschuld igten auf diese Strategie war allerdings in ermitt­
lungshinderlicher Richtung hochangepaßt. Er ordnete sich der Form nach unter und ließ 
so die Einnistung zu. Aber: Zu den wesentlichen Ermittlungsaspekten machte er auch im 
•kommunikativen Nahkampf• mit den Beamten keine relevanten Angaben: Er blieb in
punkto Dealerei entschieden nicht geständig, u nd er ließ sich auch kommu nikativ nicht 
aus der Reserve locken, so daß er keine Angriffsfläche bot. Und diese Haltung hielt er bis 
zum Ende der sich an die Durchsuchung anschließenden Vernehmung konsequent durch. 
Was den Vernehmungsbeamten bei ihren Bemühungen erst sehr spät klar wurde, war, 
daß der Beschuldigte sich nur der Form nach unterordnete, und ihnen entging völlig, daß 
die eingeschlagene Strategie bei einem türkischen Migranten mit hoher Wahrscheinlich­
keit ins Leere greifen muß. Der Grund: Der Versuch, sich über die selbstverständliche 
Einnahme der Haltung einer dominanten Autorität in das Milieu des Beschu ldigten einzu ­
fädeln, um so einen gemeinsamen und vertrauten Gesprächsrahmen zu etablieren, wird 
von dem türkischen Beschuldigten in signifikant abweichender Weise erfahren: Er fü hlt 
sich durch die anmaßende Vorgehensweise der Vernehmungsbeamten als unerwünschter 
Fremder ausgegrenzt. 
Der Hintergrund dieser abweichenden Erlebnisweise kann hier nur angedeutet wer­
den: Der Erfolg der Ein niscungsstrategie ist daran gebunden, daß der Beschuldigte bei al­
ler Interessendivergenz latent damit einverstanden ist, daß die polizeilichen Ermittlungs­
beamten sich in seine Angelegenheiten einmischen. Ein dann zur Kooperation bereiter 
Beschuldigter geht implizit immer davon aus, daß die Polizisten in Grenzen seine Per­
spektive übernehmen, ihn zu verstehen suchen und letztlich auch in seinem Sinne han­
deln. D. h.: Die Einnistungsstrategie ist dann erfolgreich, wenn der Beschuldigte zumin­
dest unterschwellig der Polizei nach und nach so etwas wie Vertrauen entgegenbringt und 
sich so als loyal erweist (Brusten & Malinowski, 1 975, S. 72 f., S .  83 f.). Und gerade diese 
Vertrauensentwicklung ist einem türkischen Migranten nur schwer möglich! 
Konstitutiv für den Erfahrungsaufbau eines türkischen Migranten in  der Bundesre­
publik ist das Gefühl, weder erwünscht noch akzeptiert zu sein. Diese Gefühlslage geht 
einher mit alltäglichen - intendierten und aus kultureller Nichtpassung eher unterlaufen­
den - Diskriminierungen (vgl. A tatop, 1 996), verbunden mit der Angst, in entsprechenden 
Situationen Probleme mit dem Ausländeramt bekommen zu können. Türkische Migran­
ten sehen sich von daher durchgängig ausgegrenzt, nicht dazugehörig und - verachtet. 
Gerade der letztgenannte Aspekt wiegt besonders schwer in Anbetracht eines kulturellen 
Hintergrundes, in  dem die Achtung vor der Person des anderen einen sehr hohen Stellen­
wert einnimmt. 
Entsprechend gestaltet sich auch das Bild von der deutschen Polizei. Die Polizei wird 
als Ordnungsmacht im Dienste des übermächtigen gegnerischen Lagers betrachtet, der 
keinerlei Vertrauen entgegenzubringen ist. So werden Diskriminierungserfahrungen im­
mer auch in Zusammenhang mit der deutschen Polizei gebracht, die »die Würde des tür­
kischen Wesens nicht beachte« und sich entsprechend aufführe. Nach Auskunft u nserer 
türkischen Co-Interpreten ist jedem türkischen Migranten klar, daß die Polizei versuchen 
wird, einen türkischen Beschuldigten - z. B. über die Einnistungsstrategie - zu überrum­
peln. Von daher gilt die Maxime: »Lasse dich kontrolliert überrumpeln. Ansonsten ma­
chen sie dir noch mehr Ärger, den du nicht haben willst.« 
Aus all dem folgt, d aß der türkische Beschuldigte in dem hier angerissenen Fall den 
Einstieg in die Wohnungsdurchsuchung als eine erwartete und von daher ihn nicht über-
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raschende Beleidigung seiner Person erlebt, die er aus taktischen Gründen über sich erge­
hen läßt: Er wird nicht gegrüßt; er wird geduzt; man stellt sich ihm gegenüber nicht vor; 
man dringt ohne weiteres in seine Privatsphäre ein; man unterstellt ihm von vornherein, 
eine Straftat begangen zu haben - kurz: Ihm wird aus seiner Sicht bereits in den ersten Se­
kunclen des Zusammentreffens angezeigt, nicht wert zu sein, wie ein Mitglied dieser Ge­
sellschaft behandelt zu werden. Den Intentionen der Vernehmungsbeamten zuwiderlau­
fend erlebt der türkische Beschuldigte die Wohnungsdurchsuchung als neuerlichen Be­
weis einer diskriminierenden Ausgrenzung, und er geht überdies davon aus, daß die Poli­
zei diese Vorgehensweise für türkische Migranten reserviert hält. Und damit ist einer 
ermittlungsförderlichen Kooperation der Boden entzogen. 
Mit der zugegebenermaßen sehr groben Interpretation dieses Fallfragments wollten 
wir led iglich unsere Vermutung plausibilisieren, daß die spezifischen Ermittlungsproble­
me bei der polizeilichen Vernehmung kommunikativ assimil ierter Migranten auf den ab­
weichenden Erfahrungshintergrund zurückzuführen sein dürften. Dieser Erfahrungshin­
tergrund hat sich zu Vorurteilen und Grundorientierungen verfestigt, auf die die etablier­
ten, an deutschen Beschuld igten erprobten polizeilichen Ermittlungsroutinen ungeeignete 
Antworten darstellen. Die türkischen Migranten, das hat uns die gemeinsame Interpreta­
tion unserer fälle mit den türkischen Co-Interpreten bisher gezeigt, haben eine Grund­
orientierung aufgebaut, die von der Herkunftskultur und von der Auseinandersetzung 
mit der sogenannten gastgebenden Kultur geprägt ist, und die sich deshalb deutlich von 
der Orientierung der Aufnahmegesellschaft abhebt, der man dann auch nur bedingt loyal 
gegenübersteht. Da d ieser Hintergrund den Beamten in der Regel nicht vertraut ist, 
scheint ein Ermittlungskulturkonflikt unausweichlich. 
2. Ermittlungsprobleme in Vernehmungen mit nicht deutschsprachigen Beschuldigten 
Neben den Vernehmungen nichtdeutscher, deutschsprachiger Beschuldigter untersuchten 
wir Vernehmungen mit nicht deutschsprechenden Beschuldigten, die unter Beteiligung 
eines Dolmetschers stattfinden. 
Für Vernehmungsbeamte ist es von größter Wichtigkeit, darauf wurde oben schon 
verwiesen, die Beschuldigten in einen ihre Kooperationsbereitschaft und Aussagewillig­
keit fördernden Kontakt einzubinden. Die Herstellung dieses Kontakts gelingt den Beam­
ten in der Regel durch die Überformung des Vernehmungsgesprächs mit einem dem Be­
schuld igten vertrauten, für ihn kooperationsverpflichtenden Diskurs (Gespräch zwischen 
Vater und Sohn, Lehrer und Schüler etc.). Da in Vernehmungen mit nicht deutschsprachi­
gen Beschuld igten den Polizeibeamten aufgrund der Sprachbarriere systematisch von 
vornherein nahezu jede Möglichkeit verschlossen ist, diesen Kontakt zu den zu Verneh­
menden herzustellen, stehen sie vor der Frage, wie es gelingen kann, die Ermittlungen 
trotzdem einigermaßen erfolgreich durchzuführen. 
Betrachtet man das personelle Setting in Vernehmungen mit Dolmetscherbeteiligung, 
so wird schnell klar, daß dieses Handlungsdefizit nur durch den Dolmetscher kompen­
siert werden kann. Nur er hat in dieser Situation einen sprachlichen Zugang zu dem Be­
schuldigten und dementsprechend die Gelegenheit, einen persönlichen Kontakt zu dem 
Beschuld igten aufzubauen. 
Allerdings sind Dolmetscher nach alltäglichem, aber auch nach ihrem professionellen 
(Selbst-)Verständnis in polizeilichen Vernehmungen eigentlich nur für d ie korrekte 
Übertragung der Fragen des Vernehmungsbeamten und der Angaben des Beschuldigten 
in die jeweils andere Sprache zuständig. Von daher stehen Polizeibeamte in  Vernehmun­
gen mit Dolmetscherbeteiligung vor der Frage, mit welchen Mitteln sie den Dolmetscher 
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dazu bewegen können, sich u m  den Aufbau eines kooperativen Kontakts zu dem Be­
schuld igten zu bemühen. 
Die Auswertungen der mit den Polizeibeamten und Dolmetschern geführten Inter­
views und Gespräche lassen den Schluß zu, daß von der ökonomischen Abhängigkeit der 
Dolmetscher der entscheidende Zwang ausgeht. Die Vernehmungsbeamten engagieren die 
freiberuflichen oder in  einem Übersetzungsbüro angestellten Dolmetscher, und sie haben 
daher die Möglichkeit, die Dolmetscher einzusetzen, die bereit sind, sie in ihrer Ermitt­
lungsarbeit aktiv zu unterstützen. 
Das Charakteristikum in den von uns beobachteten Vernehmungen mit Dolmetscher­
beteiligung besteht nun darin, daß die Dolmetscher von den Vernehmungsbeamten im­
plizit unter Druck gesetzt werden, d ie Rolle eines Hi lfspolizisten anzunehmen. Dies ge­
schieht vor dem Hintergrund der Bemühung des Vernehmungsbeamten, durch die Ein­
beziehung des Dolmetschers in die polizeiliche Arbeit ihm durch die Sprachbarriere aufer­
legte >Kontaktdefizite< zu kompensieren. Diese Rollenzuschreibung wird von den Dol­
metschern zwar angenommen, aber sie setzen - von den Vernehmungsbeamten in der Re­
gel nicht nachvollziehbar - kaum geeignete Lösungen um. 
So treten Dolmetscher in den von uns analysierten Vernehmungen als autoritäre, sich 
von den Beschuldigten distanzierende Polizeibeamte auf; in anderen Fällen sehen sie sich 
als Erfü llungsgehilfen der Vernehmungsbeamten oder sie übernehmen die Federfü hrung 
in der Vernehmung u nd degradieren d ie Beamten zu Schreibkräften. 
Dieser kontraproduktive Umgang mit der angetragenen Hilfspolizistenrolle dürfte 
damit begründet sein, daß die Dolmetscher weder über eine kriminalistische Ausbildung 
verfügen, noch - was bedeutender ist - in irgendeiner Weise >naturwüchsig• kriminali­
stisch einsozialisiert sind. So mangelt es ihnen in der Regel an dem entsprechenden krimi­
nalistischen Verständnis (vgl. Donk, 1994 a, b; 1 996). 
Vor dem Hintergrund dieser d ie spezifischen Rahmenbedingungen in Vernehmungen 
mit Dolmetscherbeteiligung beschreibenden Strukturrekonstruktion betrachteten wir das 
Verteidigungs- bzw. Vernehmungsverhalcen der nicht deutschsprachigen Beschuldigten. 
Wir stellten fest, daß sich die Beschuldigten in bezug auf ihr Aussageverhalten zwei 
grundsätzlich verschiedenen Reaktionstypen zuordnen lassen, die eindeutig mit den in 
den Vernehmungen verhandelten Delikten korrelieren. So zeigen d ie Beschuldigten, de­
nen Straftaten vorgeworfen werden, mit denen eine stark ausgeprägte Vororientierung in 
bezug auf das probate Aussageverhalten verbunden ist (z. B .  Arbeiten ohne Arbeitser­
laubnis), in den Vernehmungen ein völlig anderes Verteidigungsverhalten als die Be­
schuld igten, die zu Delikten verhört werden, die spontan begangen werden (beispiels­
weise nichtorganisierter Diebstahl oder Körperverletzung). 
2. 1 Vororientierte Beschuldigte
Die >vororientierten< Beschuldigten, denen in der Regel ein Verstoß gegen das Asylverfah­
rensgesetz oder das Ausländerrecht vorgeworfen wird, gehen häufig von vornherein in­
struiert in die Vernehmung. Gerade in d ieser Deliktsgruppe werden die Beschuldigten 
von ihren Freunden und Kollegen (und v. a. von ihrem Arbeitgeber im Falle des Delikts: 
Arbeiten ohne Arbeitserlaubnis) auf das Risiko einer Entdeckung und die zu erwartenden 
Sanktionen vorbereitet und auf ein bestimmtes Vernehmungs- bzw. Aussageverhalten ge­
brieft. 
Wir konnten im Material hierzu drei Handlungsmuster erkennen: 
1 .  Beschuldigte des ersten Typs zeichnen sich durch ihre auffallende Souveränität und 
ihre situationsbewußten Reaktionen aus. Ihr zurückhaltendes Antwortverhalten ist in 
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erster Linie dadurch gekennzeichnet, daß sie sehr genau - ihrem Verteidigungsinteres­
se angemessen - differenzieren zwischen den Fragen, deren Beantwortung ihnen un­
problematisch erscheint und Fragen, deren Beantwortung sie mit dem H inweis auf ih­
re Unkenntnis oder ähnlichem ausweichen. 
2. Andere Beschuldigte reklamieren in der Vernehmung nachdrücklich Orientierungslo­
sigkeit und zeigen sich wortreich konfus. Angesichts dieses verwirrenden Antwortver­
haltens gelingt es den Dolmetschern und damit den Vernehmungsbeamten kaum, den 
Überblick zu behalten und das geplante Vernehmungskonzept durchzusetzen. 
3. Die Beschuldigten des letzten Typs fallen vor allem durch ihr abgeklärt-selbstsicheres
Verhalten auf. So werden offensiv Sachverhaltsschilderungen präsentiert, die offen­
sichtlich ausschließlich unter Entlastungsgesichtspunkten konzipiert sind, oder Aussa­
gen zu Protokoll gegeben, die unmittelbar unglaubwürdig wirken, aber nicht widerlegt 
werden können. 
Der oben skizzierte spezifische Vernehmungsrahmen erweist sich also für diese Grup­
pe der nicht deutschsprechenden Beschuldigten als zusätzlich geeignet, den Beschuldigten 
das beabsichtigte Aussageverhalten zu ermöglichen. Denn: 
• Der Beschuldigte ist für den Polizeibeamten aufgrund der problematischen Verständi­
gungssituation per se nicht >erreichbar<. Der Vernehmungsbeamte kann keinen unmit­
telbaren Kontakt zu dem Beschuldigten aufbauen, aus dem heraus er den Beschuldig­
ten zu ermittlungsdienlichen Aussagen bewegen kann.
• Die kriminalistisch unprofessionelle Ausgestaltung der Hilfspolizistenrolle durch die
meisten Dolmetscher ermöglicht den Beschuldigten in der Regel, ihre Vororientierung
beizubehalten. Aber selbst wenn der Dolmetscher kriminalistisch kompetent ist, kann
er nicht verhindern, daß der Beschuldigte sich immer wieder entziehen kann, denn die
Vernehmungskommunikation ist wegen der Rollenverteilung zwischen dem Dolmet­
scher und dem Vernehmungsbeamten und der ständig zu erbringenden Übersetzungs­
leistungen systematisch gebrochen. Durch diese Notwendigkeit der Hin- und Her­
übersetzung werden stets und zwangsläufig die Regeln selbstverständlichen, routine­
mäßigen Reagierens aufgehoben.
Vor diesem Hintergrund ist es für die vororientierten Beschuldigten kaum problema­
tisch, ihre Weigerung zur Übernahme der Ermittlungsperspektive durchzusetzen. 
2. 2 Nicht orientierte Beschuldigte 
Die Auswertung der Vernehmungen der nicht vorbereitet in die Verhöre gehenden Be­
schuldigten ist noch nicht abgeschlossen. Aber es läßt sich schon jetzt sagen, daß das Ver­
nehmungssetting d iese Gruppe der nicht deutschsprachigen Beschuldigten vor massive 
Orientierungsprobleme stellt. 
Ausschlaggebend dafür dürfte das Scheitern der von den Polizeibeamten routinemäßig 
eingesetzten Verwirrungsstrategie sein. Die alltäglich von Vernehmungsbeamten umge­
setzte Vernehmungsstrukturierung baut u. a. darauf auf, die zu Vernehmenden zu desori­
entieren. Diese >Verwirrung< der Beschuldigten hat für die Vernehmungsbeamten ermitt­
lungstechnisch gesehen hohen Wert, weil sie einer strategisch organisierten Verteidigung 
entgegenwirken oder diese sogar verhindern kann. Im Rahmen dieser Desorientierungs­
phase machen die Vernehmungsbeamten den Beschuldigten >Rollenangebote<, d ie - wenn 
sie akzeptiert werden - den Beschuldigten zwar wieder Verhaltenssicherheit geben, sie 
aber in die Geständigkeit zu treiben drohen. Genau diese Umsetzung des Rollenangebots 
scheitert in Vernehmungen nicht deutschsprachiger Beschuldigter. Die Desorientierung 
des Beschuld igten kann von den Vernehmungsbeamten aufgrund fehlender Verständi-
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gungsmöglichkeiten und von dem Dolmetscher aufgrund des in der Regel fehlenden Ver­
ständnisses für kriminalistisch sinnvolles Verhalten nicht aufgelöst werden. Häufig ist es 
sogar der Dolmetscher, der den Beschuld igten durch die Einnahme unangemessener Rol­
len vollends desorientiert. 
Entsprechend ist das Verteidigungsverhalten dieser Beschuldigten: 
1 .  U m  in dieser für sie undurchsichtigen Situation Verteidigungsfehler zu vermeiden, 
beschränken sich Beschuldigte dieses Typs bei ihren Äußerungen zum Sachverhalt auf 
das absolut Nötigste. 
2 .  Neben diesem passiven Verteidigungsverhalten ist auch e in  zurückhaltendes, aber 
doch verschiedene Verteidigungsvarianten :rnsprobierendes Aussageverhalten fest­
stellbar, dessen Wirkung von den Beschuldigten - um sich auf diese Weise in der Ver­
nehmung zurechtfinden zu können - jeweils kontrolliert wird. 
3 .  Nicht selten ist auch eine hysterische Reaktion auf diesen extremen Orientierungsver­
lust (Weinen, Weglaufen). 
Für diese Gruppe der nicht deutschsprachigen Beschuldigten hat der spezifische Ver­
nehmungsrahmen demnach eine stark desorientierende Wirkung, die von dem Verneh­
mungspersonal - aufgrund des Sprachproblems bzw. der kriminalistischen Inkompetenz -
nicht aufgehoben werden kann. 
Für die polizeiliche Ermittlung hat das zur Folge, daß das vorsichtige, nach Orientie­
rung suchende Verhalten der Beschuldigten - von diesen nicht unbedingt intendiert - die 
Vernehmung oft zäh und unergiebig werden läßt. 
Der durch die Beteiligung eines Dolmetschers sehr spezifische Vernehmungsrahmen 
hat also - um das noch einmal zusammenzufassen - für die vororientierten und die nicht 
vororientierten Beschuldigten eine jeweils andere Bedeutung: Während es der ersten 
Gruppe der Beschu ldigten die Beibehaltung des beabsichtigten Aussageverhaltens und 
damit auch eine Orientierung in dem Verhör erlaubt, ist für d ie nicht vororientierten Be­
schuldigten mit diesem personellen Setting in der Vernehmung ein zusätzlicher Orientie­
rungsverlust u nd damit unter Umständen auch eine Einschränkung ihrer Handlungsop­
tionen verbunden. 
3. Faz it 
Wir kamen bei unserer Feldstudie bislang zu dem Ergebnis, daß die unterschiedliche Se­
lektionsquote deutscher und nichtdeutscher Beschuldigter auch eine Folge der - struktu­
rell bed ingt unterschiedlichen - Ermittlungspraxis der Vernehmungsbeamten sein dürfte. 
Die bisherige Auswertung des Datenmaterials deutet darauf hin, daß mit der Nichtpas­
sung kulturspezifischer Grundorientierungen der Aufbau eines kooperativen Kontakts in 
polizeilichen Vernehmungen mit deutschsprachigen türkischen Beschuldigten von vorn­
herein u nterlaufen ist und daß das - im Vergleich zu >normalen< Vernehmungen - verän­
derte personelle Setting in Vernehmungen mit Dolmetscherbeteiligung Bedingungen kre­
iert, in Anbetracht der die Polizeibeamten nur wenig erfolgreich Ermittlungen durchfüh­
ren können. Die geringe >Bereitschaft< nichtdeutscher Beschuldigter, gerichtlich verwert­
bare Aussagen zu machen, die oft lückenhaften und schlecht nachvollziehbaren Protokol­
le aus Vernehmungen mit Dolmetscherbeteiligung etc. dürften nach unseren Analysen 
maßgeblich dazu beitragen, daß Staatsanwälte die Verfahren gegen nichtdeutsche Be­
schuldigte eher und häufiger einstellen müssen. 
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Kommunikationsprobleme in Vernehmungen 
mit ausländischen Beschuldigten: 
Anmerkungen zum Beitrag von Ute Donk und Norbert Schröer 
Rainer Strobl 
Ausgangspunkt der von Ute Dank und Norbert Schröer durchgeführten Untersuchu ng ist 
ein Sachverhalt, der in verschiedenen quantitativ angelegten Studien berichtet wird. Dem­
nach werden (bezogen auf den Anteil an der jeweiligen Gesamtbevölkerung) einerseits 
laut Polizeilicher Kriminalstatistik (PKS) deutlich mehr ausländische als deutsche jugend­
liche und Heranwachsende1 einer Straftat beschuldigt; andererseits ist der Strafverfol­
gungsstatistik zufolge aber das Risiko der ausländischen jugendlichen und Heranwach­
senden, für diese Tat auch verurteilt zu werden, deutlich geringer als das ihrer deutschen 
Altersgenossen (vgl. auch Reichertz & Schröer, 1 993). Obwohl in der kriminologischen 
Literatur in  der Regel davon ausgegangen wird, <laß dieser Effekt du rch die staatsanwalt­
schaftliche Korrektur einer gegenüber Ausländern erhöhten Kriminalisierungsbereitschaft 
entsteht (vgl. z . B.  Mansel, 1 989; Pfeif/er & Schöckel, 1 990), ist eine empirische Klärung 
der Ursachen für d ieses » recht verblüffende Phänomen« (Reichertz & Schröer, 1 993) bis­
her nicht erfolgt. Mit qualitativen Methoden wollen Dank und Schröer d iesen Ursachen 
nachspüren. 
An dieser Stelle ist allerdings auf verschiedene Probleme hinzuweisen. Zunächst sollte 
man den Befunden, die aus einem im Grunde unzulässigen Vergleich der PKS mit der 
Strafverfolgungsstatistik resultieren, mit Vorsicht begegnen. So heißt es in den Vorbemer­
kungen zur PKS ( 1 992, S. 7): »Die Polizeiliche Kriminalstatistik ist mit der Strafverfol­
gungsstatistik der Justiz (Verurteiltenstatistik) nicht vergleichbar, da sich der Erfassungs­
zeitraum verschiebt, die Erfassungsgrundsätze sich unterscheiden und der einzelne Fall im 
Justizbereich eine andere strafrechtliche Beurteilung erfahren kann.«  Selbst wenn es ge­
lingt, die zahlreichen Verzerrungsfaktoren (vgl. hierzu z. B .  Steffen, 1996; Geißler, 1 995; 
Geißler & Marißen, 1 990) hinreichend zu kontrollieren und die beiden unterschiedlichen 
Datensammlungen einigermaßen sinnvoll aufeinander zu beziehen, muß immer noch 
damit gerechnet werden, daß die statistische Erfassung wichtiger Merkmale mit gravieren­
den Fehlern behaftet ist (vgl. Berckhauer, Hasenpusch & Steinhi/per, 1 988; Pfeiffer & 
Strobl, 1 992). Deshalb ist auch nicht auszuschließen, daß der verblüffende statistische Ef­
fekt mit seinen ungeklärten Ursachen auf ebenso verblüffende Weise wieder verschwin­
det. Tatsächlich deuten eigene Auswertungen der PKS und der Strafverfolgungsstatistik in 
d iese Richtung. Beispielsweise gab es bei den Raubdelikten2 bezüglich der Verurteilungs­
risiken 1 991  in den alten Bundesländern einschließlich Berlins keinen nennenswerten 
Als jugendliche gelten die 1 4 - bis 1 8jährigen, als Heranwachsende die 1 8 - bis unter 21 jährigen. 
2 Da es uns im Rahmen unserer Analysen nicht möglich war, Verstöße gegen das Ausländerrecht 
und gegen das Asylverfahrensgesetz aus der Gesamtzahl der Delikte auszuschließen, wurden auch 
zwei spezifische Deliktsgruppen untersucht (Raubdelikte und gefährliche/schwere Körperverlet­
zung). Dabei deuteten die Ergebnisse für die Gesamtzahl der Delikte - wahrscheinlich wegen der 
nicht kontroll ierten Verzerrungen - zwar in die von Dank und Schröer geschilderte Richtung, die 
Ergebnisse für die beiden spezifischen Dcliktsgruppen widersprachen aber diesem Befund. 
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Unterschied zwischen den deutschen (34,1 %) und den ausländischen Jugendlichen und 
Heranwachsenden (3 1 , 8  %) mehr. Den kürzlich von Steffen ( 1 996, S .  89 ff.) durchgeführ­
ten Analysen ist sogar zu entnehmen, daß sich der von Dank und Schröer berichtete Sach­
verhalt mittlerweile in sein Gegenteil verkehrt hat. Bezogen auf die Gesamtzahl der Delik­
te (ohne Straftaten im Straßenverkehr und ohne ausländerrechtliche Verstöße) war das 
Verurteilungsrisiko 1 994 für deutsche Tatverdächtige in Bayern mit 32,7 % deutlich 
niedriger als für ausländische Beschuldigte, von denen 4 1 ,0 % verurteilt wurden. Ein 
gleich hohes oder höheres Verurteilungsrisiko zeigte s ich für al le Altersgruppen der Aus­
länder. 
Die Probleme, die sich in Vernehmungen mit ausländischen Beschuldigten ergeben, 
sind jedoch auch unabhängig von den Unwägbarkeiten kriminalstatistischer Befunde 
höchst relevant. So ist nach den Untersuchungsergebnissen von Dank und Schröer wohl 
kaum zu bestreiten, daß die Vernehmungsbeamten tatsächlich mit gravierenden Schwie­
rigkeiten bei ihren Ermittlungsaufgaben konfrontiert sind, wenn der Beschuldigte unge­
wohnte Kommunikationsstrategien wählt oder ein Dolmetscher eingeschaltet werden 
muß. Der Dolmetschereinsatz scheint auch wegen der formal ungeklärten Rolle des Dol­
metschers ( »Hilfspolizist« oder »neutraler Übersetzer«) problematisch zu sein. Mit Blick 
auf den Rechtsfrieden und die Interessen der betroffenen Opfer kommt derartigen Ermitt­
lungsproblemen und damit natürlich auch der von Dank und Schröer geleisteten wissen­
schaftlichen Arbeit zudem eine erhebliche, über den Ermittlungskontext hinausreichende 
gesellschaftliche Bedeutung zu. 
Um so bedauerlicher ist es, dall durch die Anbindung der Untersuchung an einen sta­
tistisch keineswegs gesicherten Sachverhalt eine Ergebnisrezeption begünstigt wird, die 
durch die methodische Konzeption weder gedeckt noch von den Verfassern des d iskutier­
ten Beitrags intendiert ist. Trotzdem zeigt z . B.  d ie heftige Reaktion von Mansel ( 1 994) 
auf d ie vor einiger Zeit vorgestellte Projektkonzeption (Reichertz & Schröer, 1 993), daß
der Fehlschluß, durch Ergebnisse der d iskutierten qualitativen Studie könnte das unter­
stellte quantitative Ausmaß einer Reduktion des Tatvorwurfs erklärt werden, durchaus 
nicht so fern liegt. Die vorgetragenen Ergebnisse lassen sich eben auch so verstehen, als 
würden ausländische Beschuld igte sich ihrer gerechten Strafe trickreich entziehen. Un­
glücklicherweise unterstützt die von Dank und Schröer gewählte Terminologie eine der­
artige Rezeption. So werden zur Charakterisierung der Vernehmungssituation Begriffe 
wie „ Kooperation«,  »Zusammenarbeit« oder »Arbeitsbündnis« verwendet. Eigentlich 
sind <las Begriffe, die eine harmonische, angenehme, zumindest eine für den »Klienten« 
förderliche soziale Beziehung charakterisieren und die von Dank und Schröer konstatierte 
strukturelle Interessendivergenz zwischen den Vernehmungsbeamten und den Beschul­
d igten im Verlauf der Darstellung in den Hintergrund treten lassen. Von deutschen Be­
schuldigten heißt es nun, sie gingen ein derartiges »Arbeitsbündnis« ein. Sie »kooperier­
ten« mit den Vernehmungsbeamten. Sie seien zumindest unterschwellig loyal. Angesichts 
der gutwilligen, kooperierenden Deutschen erscheinen die sprachkundigen, aber koope­
rationsunwilligen Ausländer dann aber fast schon als böswillig: Obwohl sie mit den kul­
turspezifischen Haltungen und den kulturellen Routinen vertraut sind, nehmen sie keine 
»strukturell loyale Haltung gegenüber der >gastgebenden Kultur< « ein. Vielmehr - so 
könnte man schlußfolgern - mißbrauchen sie ihr Wissen für eine besonders heimtückische 
Art des Verteidigungsverhaltens, der moderaten informellen Aussageverweigerung. Zu 
entschuldigen ist d ieses impertinente Verhalten dann allenfalls mit ihren negativen Vorer­
fahrungen. 
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Natürlich können Sachaussagen immer in wertende Aussagen transformiert werden, 
aber die verwendete Terminologie scheint mir, wenn man einmal einen den ausländischen 
Minderheiten nicht von vornherein wohlgesonnenen Rezipienten unterstellt, bestimmten 
Wertungen u nd Assoziationen doch entgegenzukommen. Deshalb besteht meiner Ansicht 
nach auch die Gefahr, daß d ie Ermittlungsprobleme vor allem auf Eigenschaften des aus­
länd ischen Täters und nicht auf Mängel im Polizeisystem zugerechnet werden. Dem ließe 
sich entgegensteuern, wenn auch ausländische Opfer in die Betrachtung einbezogen wür­
den. Deutlich würde dann zunächst, daß es auch für ausländische Opfer ein ernstes Pro­
blem ist, wenn d ie Täter ungestraft bleiben, und daß es nicht darum geht, aus falsch ver­
standener Solidarität mit Ausländern einen » Täterbonus« zu rechtfertigen und Ergebnisse 
zu unterdrücken, weil »nicht sein kann, was nicht sein darf« (Reichertz & Schröer, 1 994,
S. 3 1 1 ). Aus dieser erweiterten Perspektive würden aber d ie Probleme von Polizei und 
Justiz beim Umgang mit Ausländern, d. h. mit Tätern und Opfern, stärker als Struktur­
probleme d ieser Systeme in den Vordergrund treten. Die Untersuchung der Verteidi­
gungsstrategien von ausländischen Beschu ldigten würde ihre Bedeutung damit keineswegs 
verlieren, stünde aber im Kontext einer mangelnden Sensibilität - mit Luhmann ( 1 986, 
S. 40 ff.) könnte man auch sagen: einer fehlenden Resonanz - dieser sozialen Systeme für 
den Umgang mit Ausländern. Die mangelnde Resonanz gefährdet im übrigen ja  nicht nur 
den Ermittlungserfolg; sie benachteiligt auch ausländische Männer und Frauen, d ie sich 
hilfesuchend an Polizei und Justiz wenden. Deutlich würde bei einer derartigen Akzentu­
ierung deshalb auf jeden Fall, daß es eben Konsequenzen hat, wenn der Entwicklung hin 
zu einer multikulturellen Gesellschaft durch entschlossenes Ignorieren d ieser Entwick­
lung Rechnung getragen wird. Beispielsweise haben ausländische Bewerber dem Bericht 
der Beauftragten für d ie Belange der Ausländer ( 1 995, S. 30) zufolge nach wie vor kaum 
Chancen auf eine Ausbildung und Beschäftigung bei der Polizei. Dabei könnte die ver­
stärkte Anwerbung von Angehörigen ethnischer Minderheiten sicher auch den »Ermitt­
lungskulturkonflikt« entschärfen, d.  h., d iesen Beamten könnte es sehr wahrscheinlich 
eher gelingen, ausländische Beschuldigte »einzuwickeln« oder zu »Überrumpeln«.  Aus 
den Ergebnissen von Dank und Schröer lassen sich in diesem Zusammenhang durchaus For­
derungen nach strukturellen Verbesserungen bei der Polizei im Hinblick auf den Umgang 
mit Ausländern ableiten. Insgesamt bleibt festzuhalten, daß d ie Einbettung der Untersu­
chung in einen fragwürdigen statistischen Kontext im Hinblick auf die Relevanz der Ergeb­
nisse unnötig und im Hinblick auf ihre Rezeption problematisch ist. 
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Praxisberichte 
aus der Perspektive von Verfahrensbeteiligten 
Verteidigung 
Ausländer als Mandanten 
Klaus Rüther 
Ein Verteidiger muß sich bei der Übernahme des Mandats eines nicht deutschsprachigen 
Ausländers darüber im klaren sein, daß er hier einen besonders arbeitsintensiven Fall vor 
sich hat. Die Besprechungen dauern wegen der notwendigen Übersetzung länger als üb­
lich. Der Schriftverkehr bedarf ebenfalls oft der Übersetzung. Es ist in der Regel mit aus­
länderrechtlichen Folgesachen zu rechnen, deren Ausgang oft von der Verteid igungsstra­
tegie und Einlassung des Beschu ldigten in der Strafsache abhängt. Bei seinem Mandanten 
selbst muß sich der Verteidiger häufig auf ein anderes Rechtsverständnis und einen ande­
ren kulturellen Hintergrund einstellen, was oft dazu führen kann, daß dem Verteidiger 
das Verhalten seines Mandanten zunächst völlig fremd ist. Auf diese Bedingungen muß 
sich der Verteid iger einlassen und deshalb das erste Gespräch mit seinem Mandanten be­
hutsam führen. In  vielen Ländern (z. B .  in der Türkei) sind Rechtsanwälte beim Gericht 
angesiedelt und stellen sich für die Mandanten nicht als unabhängiges Organ der 
Rechtspflege dar. Daher fällt es ausländischen Mandanten oft schwer, sich dem eigenen 
Verteidiger gegenüber zu öffnen. Hier gilt es, die Schweigepflicht und die Unabhängigkeit 
des Verteidigers gegenüber jedermann klarzustellen. 
Das bedeutet, daß zur Vorbereitung einer Strafverteid igung von Personen aus Län­
dern, aus denen kulturelle Hintergründe ihm nicht so bekannt sind, seriöse Dolmetscher 
und/oder erfahrene Kollegen wichtige Informationsquellen sind, um durch Kenntnis der 
kulturellen Herkunft »Blockaden« zwischen Verteidiger und Mandant gar nicht erst ent­
stehen zu lassen bzw. abzubauen. Oft ist es hilfreich und manchmal sogar notwendig, 
Hintergrundliteratur über das Herkunftsland, kulturelle Hintergründe, Nationalität oder 
nationale Minderheiten im Land des Mandanten zu Rate zu ziehen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat hinsichtlich der Prozeßrechte ausländischer Be­
schuldigter bereits in den 70er und 80er Jahren die wesentlichen Grundsätze formuliert. 
In  seinem Beschluß vom 1 7. 5. 1 983 (BVerfGE 64, 1 85 ff.) stellt der zweite Senat zur 
Dolmetscherthematik fest, daß ein der deutschen Sprache nicht h inreichend mächtiger 
Angeklagter in  die Lage versetzt werden muß, die ihn betreffenden wesentlichen Verfah­
rensvorgänge zu verstehen und sich im Verfahren verständlich zu machen. Aus d iesem 
Grund seien ihm in weitem Umfang Verständigungshilfen zu gewähren. Bereits in seinem 
Beschluß vom 1 0. 6. 1 975 (BVerfGE 40, 95 ff.) macht das Bundesverfassungsgericht deut­
lich, daß ein Ausländer in einem Verfahren vor deutschen Gerichten die gleichen prozes­
sualen Grundrechte sowie den gleichen Anspruch auf ein rechtsstaatliches Verfahren und 
auf umfassenden und effektiven gerichtlichen Schutz wie jeder Deutsche hat (vgl. für Ar­
tikel 1 03 Abs. 1 GG: BVerfGE 1 8, 399 (493); zu Artikel 1 9  Abs. 4 GG: BVerfGE 35, 382 
(49 1 )) .  
Ein weiterer, für den Strafverteidiger nicht weniger wichtiger Aspekt bei der Ausarbei­
tung von Verteidigungsstrategien ist die Berücksichtigung der durch die strafrechtliche 
Verurteilung möglichen Vernichtung der Existenzgrundlage des Beschuldigten durch 
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Maßnahmen des Ausländeramtes. Im Auge behalten werden muß schon hier die j eweils 
auf eine Verurteilung folgende ausländerrechtliche Sanktion (Nichtverlängerung der Auf­
enthaltserlaubnis, Ausweisung und Abschiebung, Einreisesperre). Hier setzt die Verant­
wortung des Strafverteidigers im Umgang mit seinen ausländischen Mandanten schon 
lange vor der eigentlichen Hauptverhandlung ein. Denn nach der Rechtsprechung des 
Bunc.lesverwaltungsgerichts zu § 10 Abs. 1 Nr. 2 Ausländergesetz früherer Fassung (alte 
Rechtsprechung zur Ausweisung, die jedoch auch heute noch ihre grundsätzliche Gültig­
keit behalten hat) dürfen im Rahmen der Ausweisungsvorschriften nicht nur Strafurteile, 
sondern auch die Ermittlungsergebnisse eingestellter Strafverfahren - beispielsweise zur 
Begründung einer negativen Zukunftsprognose - nach Maßgabe ihres Beweiswertes be­
rücksichtigt werden (Bundesverwaltungsgericht, Beschluß vom 2 1 .  5. 1 986, Informations­
brief Ausländerrecht 1 986, 273 ). Die Nichtbeachtung dieser Konsequenz durch den Straf­
verteidiger hat Auswirkungen auf ganze Familien. Dem Strafverteidiger muß die existen­
tielle Bedeutung des Strafmaßes schon im Vorfeld der Verhandlung klar sein. Bei einem 
Strafmail von mehr als 3 Jahren »muß« c.lie Ausländerbehörde den Verurteilten nach § 47 
Abs. 1 Nr. 1 Ausländergesetz ausweisen, im Betäubungsmittelbereich reicht gemäß § 47 
Abs. 1 Nr. 3 Ausländergesetz bereits eine Freiheits- und Jugendstrafe von mindestens 
2 Jahren ohne Bewährung aus. Auch eine geringere Verurteilung führt bereits zu Proble­
men, da dann ein Ausweisungsgrund gemäß § 46 AuslG vorliegt, der bei Verlängerung 
von Aufenthaltserlaubnissen sowie Einbürgerungsanträgen eine Sperre darstellt. 
Zu einer effektiven Vertretung von Ausländern gehören auf jeden Fall Kenntnisse über 
die Vollstreckungsmöglichkeiten der Strafe im Heimatland des Verurteilten und somit 
Kenntnisse über die Regelung der Gesetze über die internationale Rechtshilfe in Strafsa­
chen sowie der dazugehörigen internationalen Verträge wie etwa das Überstellungsüber­
einkommen der europäischen Länder. Oft haben nämlich ausländische Mandanten bei uns 
keine Angehörigen. 
Schon diese kurzen Anmerkungen zeigen, daß sich der Strafverteidiger bereits vor 
Mandatsübernahme über die möglichen verwaltungsrechtlichen Konsequenzen seiner 
Verteidigung ebenso klar sein muß, wie darüber, daß sprachliche Probleme und kulturell 
bedingte Reaktionen seines ausländischen Mandanten ein erhöhtes Maß an Aufmerksam­
keit und Flexibilität erfordern. Ein umfangreiches Wissen über die Durchsetzbarkeit 
strafprozessualer Grundsätze auch für die ausländischen Mandanten ist unerläßlich. 
So tauchen zunächst Probleme bei der Dolmetscherauswahl hinsichtlich der Kommu­
nikation mit dem Mandanten auf. Dabei muß man sich der verschiedenen Probleme, die 
sich aus der ethnischen, der religiösen oder auch der parteipolitischen Zugehörigkeit so­
wohl des ausländischen Mandanten als auch des Dolmetschers bewußt sein. So wird am 
Beispiel der Auseinandersetzung zwischen Türken und Kurden, zwischen moslemischen 
Bosniern und Serben schnell deutlich, welche Probleme auftauchen können. Aus einer 
ethnisch einheitlichen, jedoch politisch entgegengesetzten Einstellung von Angeklagten 
und Dolmetschern können genauso Konflikte entstehen wie aus der Zugehörigkeit zur 
gleichen Partei, z . B.  wenn der Beschuldigte durch seine Tat gegen die Parteidisziplin ver­
stoßen hat. Der Dolmetscher kann bei der Polizei eine Verpflichtungserklärung unter­
schrieben hab�n oder beim Konsulat als Vertrauensdolmetscher arbeiten und dort Infor­
mationen abgeben. Wird hier die Neutralität des Dolmetschers nicht vorher sichergestellt, 
wird es zu fatalen Ergebnissen für den Mandanten kommen, die durchaus auch außerhalb 
des Strafprozesses liegen können, wie z.  B.  Berichte an Geheimdienste des Herkunftslan-
des. 
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Der Beschuldigte wird nur dann auf dem Weg über den Dolmetscher mit dem Vertei­
diger offen reden, wenn er dem Dolmetscher und dem Verteidiger vertraut. Deswegen 
sollte das erste Gespräch mit dem Beschuldigten mit der Mitteilung an ihn beginnen, daß 
der anwesende Dolmetscher Gehilfe des Rechtsanwaltes und nicht der Polizei, der Staats­
anwaltschaft oder des Gerichts ist. Schon in diesem ersten Gespräch muß klar gemacht 
werden, daß Dolmetscher und Anwalt der Verschwiegenheitsvcrpflichtung unterliegen 
und sich selbst gemäß §§ 203, 356 StGB strafbar machen, wenn sie über den Gesprächsin­
halt nicht schweigen. Auch für den Dolmetscher hat d ies eine disziplinierende Wirkung. 
Es klärt auch für ihn seine Rolle im folgenden Gespräch und ist um so wichtiger, wenn 
dieser Dolmetscher später auch Prozeßdolmetscher wird . 
Die weitere Problematik, d ie sich mit Dolmetscherauswahl und der Notwendigkeit der 
Bezahlung des Dolmetschers durch die Landeskasse befaßt, muß hier ausgespart bleiben, 
da es sonst ein eigener Beitrag allein zu diesem Problem würde. 
Länder- und Kulturinformationen sind unerläßlich, um das Verhalten des ausländi­
schen Mandanten zu verstehen, und um dieses Verhalten dem Gericht, beispielsweise 
durch einen entsprechenden Beweisantrag zum kulturellen Hintergrund von Täter und 
Tat du rch Beauftragung eines Sachverständigen, näher zu bringen. Eine auch für diesen 
Zweck nutzbare Liste von Auskunftsstellen und Informationsquellen enthält die Abtei­
lung V des Gemeinschaftskommentars zum Asylverfahrensgesetz von Brunn/Fritz. 
Während bei der Verteidigung von Nord- oder Westeuropäern wegen des vergleichba­
ren Rechtsverständnisses keine besonderen Probleme auftreten, ist hingegen die Verteidi­
gung von Beschuld igten aus anderen Ländern, deren kultureller Hintergrund und deren 
Rechtsverständnis aufgrund gesellschaftlicher Gegebenheiten völlig anders als die unsri­
gen sind, häufig problematisch. Das erste Ziel einer Besprechung mit dem ausländischen 
Mandanten muß die Vermittlung eines gewissen Verständnisses sein, auf welcher Grund­
lage die Gerichte in Deutschland urteilen und welche Beweismittel für eine Verurteilung 
auch in seinem Fall ausreichen. 
Auf großes Unverständnis wird der Verteidiger zunächst stoßen, wenn er erklärt, daß 
die Verurteilung allein aufgrund einer Zeugenaussage erfolgen kann. Noch weniger wird 
ihm zunächst geglaubt werden, daß dies selbst dann der Fall ist, wenn der Zeuge noch 
nicht einmal im Gerichtssaal erscheint, weil d ie Staatsanwaltschaft ihm Vertraulichkeit zu­
gesichert hat (verpflichtete Person) bzw. der Belastungszeuge ein verdeckt arbeitender 
Ermittler der Kriminalpolizei war. 
Unverständlich erscheint es dem Mandanten zumeist auch, daß es gleichgültig ist, ob 
die Beute oder das Betäubungsmittel bei ihm gefunden wird oder nicht, d .  h., daß er auch 
dann verurteilt werden kann, wenn das Gericht auf andere Weise von seiner Täterschaft 
überzeugt ist. Die Zulässigkeit der Verwertung von Ergebnissen einer heimlichen Tele­
fonüberwachung wird ebenso oft mit Unverständnis quittiert. 
Der Versuch des Verteidigers, im Gespräch mit dem Beschuldigten den Tatablauf zu 
rekonstruieren, um Lücken in der Beweisführung der Polizei/Staatsanwaltschaft zu fin­
den, führt bei konsequenter Befragung und dem Aufzeigen von Widersprüchen in  der 
Einlassung des Beschuldigten oft zu Mißtrauen, das in dem Vorwurf gipfeln kann, Geld 
von der Polizei bekommen zu haben, um Angaben vom Beschuldigten zu erhalten. H ier 
gilt es immer wieder, die unabhängige Rolle des Verteidigers klarzustellen und darauf 
hinzuweisen, daß der Verteidiger bei einer unautorisierten Weitergabe der erhaltenen In­
formationen bestraft werden kann. 
Die Frage, ob man »Die Angelegenheit nicht mit Geld regeln könne«, taucht sehr häu­
fig auf. Die Antwort des Verteidigers, daß es diese Art der »Regelung« in der Bundesre-
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publik nicht gibt, wird vielfach nicht geglaubt (vgl. hierzu Zier, 1 990). Der Mandant hat 
dann oft das Gefühl, daß er wohl den falschen Verteidiger gewählt hat, da dieser offen­
sichtlich nicht über die richtigen »Beziehungen« verfüge, zumal er oft in der Zeitung auch 
über Korruption in Deutschland liest. 1 
Aufgrund unterschiedlichen Rechtsverständnisses kommt es auch vor, daß der auslän­
dische Beschuldigte glaubt, ein Verteidiger, dem man seine Unschuld beteuert, würde ihn 
besser verteidigen. Oftmals glaubt der Beschuldigte auch nicht an die Verschwiegen­
heitspflicht des Anwalts und erzählt »Geschichten«. Er hält an diesen auch dann fest, 
wenn er auf erdrückende Beweise in der Akte hingewiesen wird, und erklärt, daß er diese 
»Geschichte« auch dem Gericht erzählen werde. Hier ist es vordringliche Aufgabe des 
Verteidigers, den Mandanten in dessen eigenem Interesse davon zu überzeugen, daß die 
beste Verteidigung in einem solchen Fall das Schweigen ist, wozu er nach der StPO be­
rechtigt ist. Ihm ist dabei klar zu machen, daß dies in Deutschland kein Schuldeinge­
ständnis ist und das Gericht aus seinem Schweigen, anders als beispielsweise in England, 
keine negativen Schlüsse ziehen darf. 
Gemäß § 46 StGB wird ein Geständnis vom Gericht strafmildernd bewertet. Ist die 
Überführung der vorgeworfenen Tat aufgrund vorhandener Beweismittel unausweichlich, 
wird der Verteidiger zu einem Geständnis raten. Er wird versuchen, die Tat aufgrund sei­
ner vom Beschuldigten erhaltenen Information verstehbar und nachvollziehbar zu ma­
chen und schuldmindernde Gründe vortragen. Eine solche Vorgehensweise vermag aber, 
wie Zier ( 1 990) aufgezeigt hat, der Beschuldigte, der aus einer Rechtskultur stammt, die 
als eine Bestechungs- und Beziehungskultur gekennzeichnet werden kann, häufig nicht 
nachzuvollziehen. Die psychischen Konflikte, die bei korrekter Beratung entstehen, sind 
enorm. Die in Deutschland vorgefundene Situation widerspricht fundamental dem Erfah­
rungswissen der aus einer solchen Kultur stammenden Person. In ihrem System lohnt sich 
der »Verrat« von Beziehungspersonen oder Hintermännern nicht, denn man muß ja spä­
ter wieder mit ihnen leben. Eine Erfahrung, daß die anderen Personen aufgrund ihrer An­
gaben tatsächlich bestraft wurden, gibt es nicht. In ihren Gesellschaften bleibt aufgrund 
der widersprüchlichen Machtverhältnisse, in denen ein ausdifferenziertes Rechtssystem 
fehlt, eine einvernehmliche Regelung die einzige Möglichkeit zum Überleben. 
Bei bestimmten Beschuldigten ist auch deshalb ein Geständnis nicht zu erwarten, weil 
d ieses als Tateingeständnis eine Schmach wäre, d ie sich auch auf die Familie erstreckte. Es 
kommt tatsächlich vor, daß ein Beschuldigter bis zum Schluß bestreitet und trotz Verur­
teilung zu einer mehrjährigen Haftstrafe dann das Urteil annimmt. Der Verteidiger muß 
sich also kundig machen, welche Position der Beschuldigte im Hinblick auf das deutsche 
Strafverfahren einnehmen will und ihn auf dieser Basis verteidigen, wenn er sich trotz lan­
ger Beratungsgespräche nicht auf d ie für ihn günstigste Verteidigungslinie einlassen will 
oder kann. 
In  den Fällen, in denen der Mandant gegenüber dem Gericht die Tat nicht selbst ein­
räumen will, sollte mit ihm der Vorschlag erörtert werden, ob der Verteidiger stellvertre­
tend für ihn eine Erklärung abgibt, deren Wortlaut der Mandant natürlich wesentlich 
bestimmt. Dazu gehört, daß der Verteidiger dem Gericht die Situation des Mandanten 
Zum Verständnis und Hintergrund sollte man weiterhin lesen Wang, Diana: »Bauern, Bürokratie 
und Korruptionen«, in Georg Elwert, Roland Fett (Herausgeber), Afrika zwischen Subsistenz­
ökonomie und Imperialismus, Frankfurt/New York 1 982, S. 235-255; Elwert, Georg: » Märkte, 
Käuflichkeit und Moralökonomie in Soziologie und gesellschaftlicher Entwicklung«. Verhand­
lungen des 22. Deutschen Soziologentages in Dortmund 1 984, Frankfurt/New York 1 985 (Lutz, 
Burghard, Herausgeber). 
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erklärt und verdeutlicht, warum es diesem unmöglich ist, die Erklärung selbst abzugeben. 
Dies ist dann aber eine vollwertige Einlassung des Angeklagten, wenn d ieser die Angaben 
des Verteidigers bestätigt. Auch d ie Einlassung in Schriftform außerhalb der Hauptver­
handlung mit der Möglichkeit, dieses schriftliche Geständnis verlesen zu lassen und an­
sonsten u mfassend zu schweigen, ist möglich. 
Zum Abschluß soll noch auf einige, wenn auch wesentliche Einzelprobleme eingegan­
gen werden: 
1 .  Einern Ausländer wird in der Praxis in eindeutig fehlerhafter Ausführung der 
Nummer 1 8 1 Richtlinie für das Straf- und Bußgeldverfahren (RiStBV) der H aftbefehl 
durch einen beigezogenen Dolmetscher nur mündlich bekanntgegeben. Ihm wird dann 
danach nur eine deutschsprachige schriftliche Ausfertigung überlassen. Diese Praxis ist  
sowohl verfassungs- als auch konventionswidrig und darf so keinesfalls hingenommen 
werden. Artikel 5 Abs. 2 EMRK fordert, daß jeder festgenommene in kürzester Frist in 
einer ihm verständlichen Sprache über die Gründe seiner Festnahme und über die gegen 
ihn erhobenen Beschuldigungen unterrichtet werden muß. Die Umsetzung dieser Forde­
rung der Europäischen Menschenrechtskonvention durch die deutsche Strafprozeßord­
nung hat jedoch lediglich dazu geführt, daß § 1 14 a Abs. 2 StPO vorschreibt, daß der Be­
schuldigte eine Abschrift des Haftbefehls in deutscher Sprache erhält. 
Berücksichtigt man die Situation eines Beschuldigten angesichts der gerade durchge­
führten Verhaftung, der Vernehmung bei der Polizei, der Vorführung beim Richter und 
der Mitteilung des Richters, er habe im Gefängnis zu verbleiben, so wird die angespannte 
Situation und der psychische Schock schon für jeden Laien erkennbar. Jeder Deutsche 
kann die Haftgründe dann später in Ruhe nachlesen und seine Verteidigung darauf ein­
richten. Jeder Ausländer ist auf sein Gedächtnis bezüglich der Erklärung des Dolmet­
schers - sofern überhaupt einer da war - angewiesen, um sich gegen den im Haftbefehl 
erhobenen Vorwurf zu verteidigen. Gegen die ständige Rechtsprechung des Bundesver­
fassungsgerichts verstößt insoweit auch die Praxis der Übersendung von Dokumenten 
und Haftbefehlen in deutscher Sprache. Für die Anordnung der Abschiebungshaft hat das 
OLG B remen die einzig richtige Folgerung aus der Lebenssituation ausländischer Inhaf­
tierter und den Anforderungen der EMRK gezogen, indem es feststellte, daß sich aus Ar­
tikel 2 Abs. 2 EMRK, der durch Bundesgesetz vom 7. 9 .  1 952 (Bundesgesetzblatt I I ,  Seite 
686) innerstaatliches Recht geworden ist, eindeutig ergäbe, daß dem Betroffenen, der an­
scheinend der deutschen Sprache nicht ausreichend mächtig ist, der Beschluß des Amts­
gerichts in einer Übersetzung in einer ihm verständlichen Sprache hätte zugestellt werden 
müssen (OLG Bremen, Informationsbrief Ausländerrecht 1 980, 260 (262)) so auch Saage­
Göppinger (Freiheitsentziehung und Unterbringung, Kurzkommentar, zweite Auflage, 
Randnummer 33 zu § 6). Die bloße mündliche Eröffnung, daß dem Antrag der Behörde 
auf Abschiebungshaft stattgegeben werde, und eine vorsorgliche mündliche Rechtsmittel­
belehrung mit Hilfe des Dolmetschers genügen nach zutreffender Auffassung des Ge­
richts nicht. 
Der Betroffene muß selbst anhand einer Übersetzung des frciheitcntziehenden Be­
schlusses nachprüfen können, ob die angeführten Gründe zutreffend sind und ob ein 
Rechtsmittel Erfolgsaussichten hat (Wendisch in LR, 24. Auflage, § 1 14 a, Randnummer 7; 
KK-Boujong, zweite Auflage, § 1 1 4 a, Randnummer 1 1 ; LG Hamburg, Informationsbrief 
Ausländerrecht 1 980, 1 53 ff.). Sofern diese gebotenen Grundprinzipien der Gewährlei­
stung eines fairen Verfahrens und des Anspruches auf rechtliches Gehör ignoriert werden, 
obliegt es dem Strafverteidiger, etwa durch einen Antrag auf Übersetzung des Haftbefehls 
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beim Haftrichter bzw. bei der  Staatsanwaltschaft seinen ausländischen Mandanten davor 
1.u schützen, zum bloßen Objekt des Strafverfahrens reduziert zu werden.
2. Eine nicht, nur teilweise oder fehlerhaft übersetzte Anklageschrift stellt keine ord­
nungsgemäße Anklageerhebung dar. In einer Situation - Rüge der nicht oder falschen 
Übersetzung der Anklageschrift am Beginn des Hauptverhand lungstermins - macht das 
Gericht oft Druck im Hinblick auf den Verzicht auf die Rüge und bietet an, die Anklage 
mündlich durch den anwesenden Dolmetscher richtig übersetzen zu lassen. Hierauf sollte 
der Verteid iger nur in ganz seltenen Ausnahmefällen eingehen. Die Mandanten, die den 
Druck des Gerichts spüren, wollen oft schnell nachgeben, um aus ihrer Sicht die Richter 
wohlwollend zu stimmen. Hier droht wegen einer mangelnden Vorbereitung des Ange­
klagten große Gefahr für die Verteid igung. Man braucht sich nur in die Rolle eines deut­
schen Angeklagten im Ausland, z. B.  Thailand, zu versetzen, dem eine umfassende Ankla­
ge in der Landessprache zugcstcllr worden ist, welche dann in der Hauptverhandlung 
mündlich von einem Dolmetscher in eine dem Angeklagten verständliche Sprache (hier, 
weil ja alle Deutschen Englisch in der Schule hauen, ins Englische) übersetzt wird . Auf 
d ieser Grundlage soll man sich nun gegen einen Verbrechensvorwurf mit 5 Jahren Min­
destfreiheitsstrafe verteidigen ? 
3. Weiterhin ist zu beachten, daß Artikel 6 Abs. 3 b EMRK das Recht auf ein faires
Verfahren und damit verbunden den Anspruch auf angemessene Zeit und Gelegenheit zur 
Vorbereitung der Verteid igung garantiert (vgl. Poikert im EMRK Kommentar, Artikel 6, 
Rand nummer 55; Braitsch, Gerichtssprache für Sprachunkund ige, S. 1 46, Nr. 1 8 1 ,  Abs. 2 
RiStBV). Daher kann der sprachunkundigc Angeklagte auf Antrag des Verteidigers die 
Übersetzung von Aktemeilen verlangen. Dies ist dann notwendig, wenn d ie mündliche 
Übersetzung der Akte durch einen Dolmetscher im Beisein des Verteidigers zur Vorberei­
tung nicht ausreicht, z .  B.  weil der Beschuldigte aufgrund seiner psychischen Struktur 
durch mündliche Informationen nicht ausreichend vorbereitet wäre. Dies ist nicht nur 
dann der Fall, wenn Schwachbegabte einen Sachverhalt nicht sofort begreifen, so daß sie 
ihn erst mehrfach lesen müssen, sondern bereits dann, wenn wegen der Komplexität des 
Verfahrens ohne mehrfaches Nachlesen ein Sachverhalt nicht vorbereitet werden kann. Es 
stellr eine Verletzung des Gebots des »Fair Trial« dar, wenn der Beschuldigte ohne Ak­
tenkenntnis nicht ausreichend auf die Verhandlung vorzubereiten wäre (Sieg, Anspruch 
auf Übersetzung eines angefochtenen Urteils im Strafverfahren, MDR 1 983, S .  636 f.). 
Außerdem stellr d ie Ablehnung der Übersetzung einen Verstoß gegen Artikel 6 Abs. 3 
EMRK dar: Denn nach den Urteilsgründen des Europäischen Gerichtshofes wil l  d iese 
Bestimmung jede Ungleichheit zwischen einem Angeklagten, der der Gerichtssprache 
nicht mächtig ist und einem solchen, der diese beherrscht, verhindern (EuGRZ 1 979, 
S .  34 ff. (40), Nr. 46). Da d iese Ansicht aber noch nicht Allgemeingut ist, tut der Rechts­
anwalt gut daran, die schriftliche Übersetzung vorher unter H inweis auf d ie Rechtspre­
chung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 64, S .  1 35  ff. ( 146)) zu beantragen. 
4. Probleme gibt es auch mit der Frage, was der Dolmetscher alles übersetzen soll.
Schon aus dem Zweck des § 1 85 GVG ergibt sich, daß der Dolmetscher alles wörtlich 
übersetzen sollte, was im Gerichtssaal gesprochen wird. Nur dann kann der Angeklagte 
der Verhandlung folgen und sich sachgerecht verteidigen. Der Unsitte, in manchen Ge­
richtssälen nur Zusammenfassungen übersetzen zu lassen, muß hier von der Verteidigung 
entschieden entgegengetreten werden; denn sie erfü llt nicht die Voraussetzungen, die das 
Bundesverfassungsgericht (vgl. auch KKMayer, § 1 85 GVG, Randnummer 5) aufgestellt 
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hat. Der Angeklagte ist bei einer solchen Verfahrensweise nicht beteiligtes Subjekt am 
Verfahren, sondern nur Objekt der richterlichen Auswahl dessen, was übersetzt wird. 
Eine Grenze der möglichst wörtlichen Übersetzung sieht § 259 StPO vor: Danach 
müssen mindestens d ie Anträge der Staatsanwaltschaft und des Verteidigers im Schlußvor­
trag durch den Dolmetscher bekanntgemacht werden. Entgegen der Rechtsprechung und 
Literatur, die daraus folgern, daß für die Plädoyers die Übersetzung der wesentlichen In­
halte genügt, soll der Verteidiger auf einer vollständigen wörtlichen Übersetzung auch der 
Plädoyers bestehen. Nur wenn der Angeklagte diese komplett hört, kann er sich in seinem 
letzten Wort mit den vorgetragenen Argumentationen des Rechtsanwaltes und seines 
Verteidigers auseinandersetzen und sich aus seiner Sicht hinsichtlich aller Argumente 
wirksam verteidigen. Nur diese Verfahrensweise wird dem Verfassungsgebot des rechtli­
chen Gehörs gerecht. Die Einschränkung durch § 259 StPO ist verfassungskonform da­
hingehend auszulegen, daß auch die Schlußvorträge in vollem Umfang übersetzt werden 
müssen. Dies gilt auch für die mündliche Urteilsbegründung, da der Angeklagte nur in 
diesem Fall eine Entscheidung darüber fällen kann, ob er Rechtsmittel einlegen will oder 
darauf verzichtet. Der Übersetzungsnotwendigkeit ist die Redeweise und Redegeschwin­
digkeit unbedingt anzupassen. 
Der Verteidiger, der auf vollständiger Übersetzung besteht, muß die Verfassungsge­
richtsentscheidungen vollständig im Wortlaut kennen, da die gängigen Strafprozeßkom­
mentare deren Umsetzung nicht vollzogen haben, zumal das Bundesverfassungsgericht in 
seinem Urteil oft den Begriff „wesentlicher Inhalt« benutzt. Dies schafft dem Mißver­
ständnis Raum, eine teilweise Übersetzung reiche aus. 
Wie soll der Dolmetscher bei den Plädoyers und der Urteilsbegründung entscheiden, 
was wesentlich ist? Soll etwa der Richter, zu dessen Sachleitungskompetenz auch die An­
leitung des Dolmetschers gehört, die Plädoyers oder das Urteil zusammenfassen, damit 
der Dolmetscher dies dann übersetzen kann?  Soll während der Urteilsbegründung der 
Vorsitzende Richter jeweils angeben, dies ist zu übersetzen, das nächste jedoch nicht? -
Dies kann doch so nicht gemeint sein. Als einzige praktische Lösung bleibt letztlich die 
vollständige Übersetzung. 
Einerseits verweigert die Rechtsprechung dem sprachunkundigen Ausländer die Aus­
fertigung des vollständigen Urteils in einer ihm verständlichen Sprache, andererseits 
braucht das Urteil nur in seinem „wesentlichen Inhalt« wörtlich übersetzt zu werden. Auf 
welcher Grundlage soll dann der sprachunkundige Angeklagte die Aussichten des 
Rechtsmittels mit seinem Verteidiger erörtern können? Es bedarf also der Übersetzung 
des  ganzen schriftlichen Urteils, um die weitere Durchführung eines Rechtsmittels be­
sprechen zu können. 
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Untersuchungshaft 
Ausländer in Untersuchungshaft 
Elisabeth Hesse 
Ein allgemeiner statistischer Überblick - die Zahlen beziehen sich auf das Bundesland 
H essen und stammen aus der Stichtagserhebung vom 3 1 .  3 .  1 996 - zeigt, daß der Anteil 
der ausländischen Gefangenen in allen hessischen Vollzugsanstalten (also Untersuchungs­
und Strafhaft) seit 1 985 kontinuierlich angestiegen ist und derzeit 48 % beträgt. Betrachtet 
man die Zahlen für Strafhaft und U-Haft getrennt und trennt zwischen dem Ballungs­
raum Frankfurt und den übrigen eher ländlichen Landesteilen, ergibt sich folgende Situa­
tion: Der Schwerpunkt der Belegung mit ausländischen Inhaftierten liegt nach wie vor im 
Ballungsraum Rhein-Main, hier besonders in Frankfurt am Main mit rund 67 %i , in den
Anstalten rund um Frankfurt am Main (Darmstadt, Dieburg, Butzbach, Wiesbaden) etwa 
55 % und in Nordhessen (Kassel, Schwalmstadt) ca. 40 % .  Im U-Haft-Bereich dagegen 
beträgt der Anteil der ausländischen Inhaftierten in Hessen insgesamt ca. 70 %, in 
Frankfurt am Main (U-Haft Männer) jedoch bereits über 80 %. Dort ist demnach nur 
noch jeder fünfte Inhaftierte deutscher Staatsbürger. 
Unter den ausländischen U-Gefangenen sind alle Nationen vertreten. Deutliche 
Schwerpunkte bilden Türken und Kurden mit ü ber 20 %, Marokkaner und Algerier mit 
ca. 20 %, Bürger des ehemaligen Jugoslawien mit ca. 15 % und Lateinamerikaner (ins­
besondere Kolumbianer) mit ca. 10 %. Kontinuierlich im Steigen begriffen ist die Anzahl 
von I nhaftierten aus Ost- bzw. Südosteuropäischen Staaten (Albanien, ehemaliges Jugo­
slawien, Polen, Rumänien, ehemalige Sowjetunion). 
Die immer wieder diskutierte Frage, ob Ausländer in der BRD in höherem Maße 
kriminell sind als die Deutschen, wird durch die vorliegenden Zahlen auf den ersten B lick 
bejaht. Der erste B lick trügt jedoch. Zum einen sind rund 1 0  % der U-Gefangenen aus 
Gründen inhaftiert, aus denen ein Deutscher nicht inhaftiert werden kann, nämlich wegen 
Verstoßes gegen das Ausländergesetz, wegen Abschiebungshaft oder Auslieferungshaft. 
Zum anderen spielt der Haftgrund eine maßgebliche Rolle. In ca. 85 % aller Fälle wird U­
H aft angeordnet, um der Fluchtgefahr zu begegnen. Die weiteren Haftgründe »Verdun­
kelungsgefahr« und »Wiederholungsgefahr« spielen in der U-Haft eine untergeordnete 
Rolle. Bei Ausländern, denen Straftaten zur Last gelegt werden, stellt sich die soziale und 
berufliche Situation oft unstabil dar, und es wird ein Abtauchen in den Untergrund oder 
Absetzen ins Ausland befürchtet. Dagegen können Deutsche meist einen festen Wohnsitz 
und zumindest rudimentäre soziale Bindungen oder einen Arbeitsplatz nachweisen und 
bleiben daher meist bis zum Termin auf freiem Fuß. Hinzu kommt ein weiterer Gesichts­
punkt: Ausländer, die seit längerem in der BRD leben und arbeiten, also beruflich und 
sozial integriert s ind, sind in bezug auf Deliktsstruktur und Deliktshäufigkeit den deut­
schen Staatsbürgern vergleichbar. 
Problematisch ist die in Relation zur Gesamtbevölkerung zahlenmäßig kleine, aber ra­
sant steigende Gruppe bindungsloser und gewaltbereiter junger Männer unter 35 Jahren, 
die in ihrem Herkunftsland keine Zukunftsperspektiven sieht und in Westeuropa, insbe­
sondere der BRD, das schnelle Geld machen oder doch zumindest gut überleben will. Da­
zu zählen zum einen Marokkaner und Algerier, die im Frankfurter Raum die untere und 
mittlere Ebene im Drogenhandel beherrschen und in der U-Haft ca. 20 % der ausländi-
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sehen Inhaftierten ausmachen. Weiterhin zählen dazu Staatsbürger aus dem ehemaligen 
.Jugoslawien sowie der Türkei, die bisher die lukrativen Bereiche Drogenhandel, Prostitu­
tion, Glücksspiel und Waffenhandel beherrscht haben und derzeit offensichtlich von An­
gehörigen des ehemaligen Ostblocks, insbesondere der ehemaligen Sowjetunion, ver­
drängt werden. Diese Gruppierungen können gekennzeichnet werden durch 
• Entwurzelung
• B indungslosigkeit in sozialer Hinsicht
• Bindungslosigkeit hinsichtlich Werten, Normen und ethischen Grundsätzen
• hohe Gewaltbereitschaft
• zunehmende Gewissenlosigkeit und Grausamkeit in der Deliktsausführung.
Diese Gruppierungen sind zahlenmäßig im Steigen begriffen.
Der psychische und physische Zustand der Inhaftierten - auch der ausländischen - hat
sich in den vergangenen Jahren sichtlich verschlechtert. Der Anteil an verwahrlosten, psy­
chisch auffäl ligen oder physisch kranken sowie drogenabhängigen ausländischen Gefan­
genen steigt stetig. Insbesondere unter den Inhaftierten aus Nordafrika finden sich über­
proportional viele psychisch kranke Männer mit psychotischen Symptomen. Die Haft­
bedingungen verschlimmern meist die psychische Erkrankung, eine Unterbringung in ei­
ner psychiatrischen Einrichtung gelingt nur selten und wenn, dann meist nur temporär. 
Im Grunde müßten Untersuchungsgefangenen bessere Haftbedingungen zugestanden 
werden als den Strafgefangenen, da für sie die Unschuldsvermutung gilt. In  der Realität 
finden U-Gefangene aber zumeist d ie ungünstigsten Bedingungen vor: 
• Die U-Haftanstalten sind eng, auf die steigenden Gefangenenzahlen nicht eingerichtet,
daher überbelegt. Überbelegt sind sie auch deshalb, weil d ie Strafanstalten ebenfalls
überbelegt sind und U-Gefangene nach eingetretener Rechtskraft des Urteils häufig
monatelang nicht in die für sie zuständige Strafanstalt verlegt werden können.
• Entscheidungen bezüglich persönlicher Anliegen (Besuchs-, Telefonerlaubnis, Zulas­
sung zur Arbeit in Gemeinschaft und Teilnahme an Gemeinschaftsveranstaltungen)
sind langwierig, weil so gut wie jede Entscheidung vom Haftrichter getroffen werden
muK
• Arbeitsmöglichkeiten und Möglichkeiten der Freizeitgestaltung sind nicht im not­
wendigen Umfang, berufliche Qualifizierungsmöglichkeiten gar nicht vorhanden, ob­
wohl in den vergangenen Jahren kontinuierlich investiert worden ist. Dies bedeutet,
dan für viele Gefangene d ie Tage eintönig verlaufen.
• Das Personal - Fachpersonal sowie A VD - ist auf die hohe und weiter steigende An­
zahl ausländischer Gefangener nicht in ausreichendem Maße vorbereitet. Es fehlt an
Sprachkenntnissen, Wissen hinsichtlich des ethnischen und kulturellen H intergrundes
der ausländischen Inhaftierten sowie Kenntnissen hinsichtlich der j eweiligen Subkul­
tur. Daraus resultiert mangelndes Verständnis dafür, warum sich ausländische Inhaf­
tierte oft anders verhalten als erwartet oder erwünscht. So wird Verhalten - insbeson­
dere bei Konflikten zwischen Gefangenen - leicht fehlinterpretiert (z. B.  wenn ethni­
sche Konflikte in  den Herkunftsländern in der Haft ausgetragen werden).
Neben den allgemeinen Problemen, mit denen ein U-Gefangener zurechtkommen
muß, findet ein ausländischer U-Gefangener eine Reihe zusätzlicher Probleme vor. Auch 
er ist herausgerissen aus all seinen bisherigen Lebensbezügen, aber hinzu kommt, daß er 
der deutschen Sprache meist nur wenig mächtig ist, Haftreglement und rechtliches Proze­
dere anfänglich nicht versteht, meist mittellos ist und einen Rechtsanwalt nicht angemes­
sen bezahlen kann. Darüber hinaus hat er zumeist keine sozialen Beziehungen und erhält 
daher kaum Besuch, Post und Unterstützung von außen. Die gesamte Betreuungs- und 
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Informationsarbeit in der U-Haft muß daher mehrsprachig angelegt sein, und alle hausin­
ternen Informationen müssen in  den wichtigsten Sprachen gegeben werden. Bei Neuein­
stellungen von Fachdienstmitarbeitern wird deshalb auf Fremdsprachenkenntnisse großer 
Wert gelegt. Im AVD werden auch Mitarbeiter aus dem europäischen Ausland eingestellt 
und Sprachkurse für Mitarbeiter finanziert u nd während der Dienstzeit angeboten. H inzu 
kommen ehrenamtliche Betreuer. 
Im Gegensatz zum Strafgefangenen, der sich in einer überschaubaren Situation befin­
det (rechskräftiges Urteil, klares Strafmaß) und ein Ziel (2/3-Entlassung) vor Augen hat, 
stellt sich die Situation für den V-Gefangenen unklar und wechselhaft dar. Ein U­
Gefangener erklärt sich zu Beginn der Inhaftierung oft als unschuldig oder bezeichnet 
doch zumindest den Haftbefehl als inhaltlich wenig zutreffend .  Die Anstrengungen des 
Gefangenen richten sich darauf, beim Haftprüfungstermin auf freien Fuß zu gelangen. 
Wenn d ies nicht gelingt, hofft er auf für sich günstige Ermittlungsergebnisse oder Zeu­
genaussagen und auf ein Nichtzustandekommen einer Anklage. Kommt es zum Termin, 
richten sich die Hoffnungen auf ein niedriges Strafmaß. All dies bedeutet, daß der U­
Gefangene es sich in  der Regel gar nicht leisten kann, vor der Verhandlung anderen ge­
genüber sein Delikt oder seinen Anteil am Delikt offenzulegen. Diese Barriere gilt es für 
Sozialarbeiter, Diplompsychologen und ärztliche Therapeuten in Beratungs- und thera­
peutischen Gesprächen zu überwinden. 
Die erste Phase des U-Haftverlaufs (von der Inhaftierung bis zur ersten Haftprüfung, 
Dauer ca. 2-3 Wochen) ist zugleich die schwierigste u nd kritischste. Sehr oft ist Krisenin­
tervention erforderlich, insbesondere bei Erstinhaftierten. Die Krisenintervention wird 
erschwert durch sprachliche Probleme, da  viele Gefangene mit Hilfe der gängigen Spra­
chen nicht erreichbar sind. Dolmetscher sind nur mit erheblicher zeitlicher Verzögerung 
hinzuzuziehen. Oft bleibt nur, einen der Sprache mächtigen Mitgefangenen als Dolmet­
scher h inzuzubitten, wenn der betreffende Gefangene einverstanden ist und Gründe der 
Tätcrtrennung nicht dagegen stehen. Bei  kritischen Fällen ist  es sehr hilfreich, neben den 
Angehörigen der Fachdienste im Hause auch ehrenamtliche Betreuer - z. T. aus den Her­
kunftsländern der Gefangenen - mit einbeziehen zu können. Deren Rat und Zuwendung 
wird sehr geschätzt. Die Kriseninterventionen zu Beginn der U-H aft erfordern ein hohes 
Maß an d iagnostischer und therapeutischer Erfahrung, da  sich Klient und Therapeut völ­
lig fremd sind, beim Klienten sich Vertrauen entwickeln muß und bereits innerhalb des 
ersten Gespräches erste Schritte in Richtung auf Entspannung seiner Situation erkennbar 
werden müssen. 
Die für den Inhaftierten kritische Phase ist erfahrungsgemäß nach circa 14 Tagen 
ü berwunden. Der Gefangene hat sich mit seiner momentanen Situation fürs erste meist 
arrangiert. Kontakte zur Familie und zu Bekannten sowie dem Rechtsanwalt sind - wo 
möglich - in Gang gekommen. Ängste sind ein wenig abgebaut, und die Haftsituation 
wird nicht mehr so bedrohlich und lähmend erlebt. Die Hoffnungen richten sich nun auf 
den Termin der ersten Haftprüfung. In  etwa Dreiviertel der Fälle wird eine Fortdauer der 
Haft angeordnet. 
Die nun folgende Phase kann als die stabilste bezeichnet werden. Sie dauert etwa 
4-6 Monate. Der Gefangene entwickelt Initiative und bereitet sich mit dem Rechtsanwalt 
auf das wahrscheinlicher werdende Strafverfahren vor. Er wird mit dem Anstaltsgefüge 
vertrauter, beginnt, sich für Arbeits- und Freizeitangebote zu interessieren, und entwik­
kelt Interesse und Energie, sich mit sich selbst zu befassen. Viele Gefangene erleben in  der 
psychologischen Beratung zum ersten Mal, daß sie als Person akzeptiert werden, auch 
wenn ihr  Delikt abgelehnt wird. Sie erfahren, daß kompetente Beratung Probleme redu-
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zieren und gangbare Lösungswege aufzeigen kann. Der Grundstein für eine sinnvolle 
Therapie in der Strafhaft kann gelegt werden. 
In diese zweite Phase fällt, wenn erforderlich, d ie psychiatrische Begutachtung. Sie 
bringt in  der Regel einen erneuten Schub, sich mit sich selbst auseinanderzusetzen, und 
zwar einmal vor der Begutachtung - weil deren Ergebnis von nicht unerheblicher Bedeu­
tung für den Ausgang des Verfahrens ist - und erneut, wenn das Gutachten vorliegt, das 
in der Regel schon aus sprachlichen Gründen vom ausländischen Inhaftierten nicht ver­
standen wird. Hier wird das Gespräch mit Psychologen und Sozialarbeitern verstärkt ge­
sucht. 
Nach einer Haftdauer von etwa 4-6 Monaten destabilisiert sich die Situation für den 
Inhaftierten. Vielfach steht nun der Gerichtstermin bevor. Die Anklageschrift bringt dem 
Gefangenen d ie Konfrontation mit dem Delikt massiv und schonungslos. Viele Gefange­
ne, d ie bisher stabil gewirkt hatten, beginnen plötzlich depressive Verstimmungen zu 
entwickeln oder gravierende psychosomatische Symptome zu zeigen. Unmittelbar vor 
und nach den Gerichtsterminen ist oft eine intensive psychologische Betreuung erforder­
lich. 
Ist nach mehr als vier- bis sechsmonatiger Haft noch immer nicht terminiert, wird die 
Haft zunehmend als zermürbend und lähmend empfunden. Die ausländischen Gefange­
nen führen die lange Haftdauer oft darauf zurück, daß sie einen Anwalt nicht oder nicht 
angemessen bezahlen können oder in ihrem Fall nur schleppend ermittelt wird . Statisti­
sche Erhebungen belegen jedoch, daß zwischen Deutschen und Ausländern kein Unter­
schied in der U-Haftdauer zu finden ist. Nur 20-25 % aller Inhaftierten haben U­
Haftzeiten von über 6 Monaten zu verzeichnen, vereinzelt allerdings bis über 3 Jahre. 
Lange U-Haftzeiten ohne Zielpunkt und mit völlig unklarer Perspektive verändern d ie 
Persönlichkeit. Die Haftbedingungen verunselbständigen und entmündigen den Gefange­
nen zusätzlich. Langzeitinhaftierte U-Gefangene benötigen daher regelmäßig psychologi­
sche Betreuung, einen Arbeitsplatz, der fordert, sowie Anregungen zu sinnvoll empfun­
dener Freizeitgestaltung. Paradoxerweise ist d ieser Entmündigungsprozeß bei ausländi­
schen Gefangenen seltener zu verzeichnen als bei deutschen Inhaftierten. Dies läßt sich 
vielleicht dadurch erklären, daß ausländische Gefangene von Beginn der Haft an meist 
engen Kontakt zu Landsleuten suchen und sich gegenseitig stützen und Verantwortung 
für einander empfinden. 
Eine die Mitarbeiter besonders belastende Gefangenengruppe stellen diejenigen Inhaf­
tierten dar, die sich in Abschiebungshaft befinden. Seit 1 98 1  ist zahlenmäßig ein deutlicher 
Anstieg, seit 1 994 ein rückläufiger Trend zu verzeichnen. Es fällt zwar in den Bereich der 
Innenministerien, der Polizei, d ie Abschiebung sicherzustellen. Da die Innenministerien 
jedoch selten über geeignete Unterkünfte verfügen, werden diese Personen in fast allen 
Bundesländern vorwiegend in  U-Haftanstalten unter regulären Haftbedingungen bis zur 
Abschiebung untergebracht, wenn keine speziellen Einrichtungen für Abschiebungshaft 
vorhanden sind. Obwohl im Bundesland Hessen in Offenbach bei Frankfurt eine Ab­
schiebungshafteinrichtung vorhanden ist, waren zum Stichtag 3 1 .  3. 1 996 in anderen hes­
sischen Anstalten, insbesondere U-Haftanstalten, 7.8 Abschiebungsgefangene unterge­
bracht. Nicht selten existieren bei den Gefangenen in Abschiebungshaft massive Ängste in 
bezug auf die Abschiebung und die ihnen im Heimatland drohende Situation. In den zu­
rückliegenden Jahren haben Informationen aus Algerien und Ind ien, daß dorthin abge­
schobene Gefangene sofort standrechtlich erschossen worden sein sollen, große Nervosi­
tät und Unruhe ausgelöst. Derzeit sind d iese Ängste bei kurdischen Abschiebungsgefan­
genen, d ie politische Verfolgung geltend machen, besonders stark ausgeprägt. Diese exi-
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stentiellen Ängste können zu psychiatrischen Symptomen bis hin zu zum Teil dramati­
schen Suizidversuchen führen. 
Diejenigen ausländischen U-Gefangenen, die sich einer Verurteilung sicher sein kön­
nen, müssen sich aufgrund der verschärften Ausweisungsgründe in § 47 Ausländergesetz 
darauf einstellen, daß ihnen die Ausweisung und damit Abschiebung aus der Strafhaft 
heraus d roht. Es wird ein sehr viel größerer Teil der ausländischen Gefangenen als bisher 
ausgewiesen werden. Vollziehbare Ausweisungsverfügungen erhalten derzeit diejenigen 
ausländischen Strafgefangenen mit einem Strafmaß ab 5 Jahren, bei mehreren im Anschluß 
zu verbüßenden Strafen mit einem Strafmaß von insgesamt 8 Jahren an und bei Verurtei­
lungen nach dem BTMG. Da die Maßnahme gemäß § 456 a StPO nicht der Einwilligung 
des Gefangenen bedarf, wird im Einzelfall auch eine zwangsweise Abschiebung aus der 
Haft heraus vorgenommen. EU-Ausländern wird eine Ausreisefrist nach Haftentlassung 
nur dann eingeräumt, wenn sie zuvor legal in der Bundesrepublik Deutschland gelebt ha­
ben. 
Diese veränderte Zukunftsperspektive für ausländische Inhaftierte - insbesondere für 
diejenigen, die in der BRD aufgewachsen sind und mit den Gegebenheiten ihres Her­
kunftslandes nicht vertraut sind - wird nicht nur Auswirkungen auf die Vollzugspraxis 
der Strafanstalten nach sich ziehen, sondern auch spürbare Auswirkungen auf die Situati­
on in U-Haftanstalten mit sich bringen. 
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Erkenntnisverfahren 
Probleme richterlicher Urteilsfindung 
bei Beteiligung nichtdeutscher Konfliktparteien 
Ulrich Baltzer 
Das Spannungsfeld von Ethnizität und Recht wird nicht nur in den Medien - meist 
unter dem irreführenden Stichwort Ausländerkriminalität - immer wieder in den Mittel­
punkt der öffentlichen Diskussion gerückt, sondern ist seit längerem auch Gegenstand 
wissenschaftlicher Forschung in den unterschiedlichsten Disziplinen wie Ethnologie, So­
ziologie, Psychologie, Psychiatrie, Kriminologie und Rechtswissenschaft 1 •  Es ist schließ­
lich bei dem Versuch der Lösung soziokultureller Konflikte im Rahmen verwaltungs­
bzw. gerichtsformiger Verfahren ständig präsent. Die Tatsache, daß der relativ hohe und 
weiterhin wachsende Anteil von ausländischen Staatsangehörigen an der in der Bundesre­
publik Deutschland lebenden Bevölkerung gesellschaftliche Realität ist und zu einem 
Strukturwandel der Öffentlichkeit geführt hat, macht deutlich, daß wir uns dieser Pro­
blematik stellen und mit ihr leben müssen. Nicht übersehen werden sollte in diesem Zu­
sammenhang, daß diese für uns relativ neue Erfahrung für andere Länder - beispielhaft 
seien hier nur die USA, Frankreich und Großbritannien erwähnt - bereits seit langem zur 
gesellschaftlichen Realität gehört. Die damit verbundene Frage, ob Integration, Assimila­
tion oder Separation der hier lebenden ausländischen Staatsangehörigen angestrebt wer­
den sollte, kann hier nicht beantwortet werden, vielmehr muß akzeptiert werden, daß die 
Betroffenen insoweit unterschiedliche Zielvorstellungen haben. Was zu fehlen scheint, ist 
eine fachübergreifende Diskussion der Thematik Ethnizität und Recht, um die Ergebnisse 
einzelner Forschungs- und Erfahrungsbereiche auch für andere Disziplinen nutzbar zu 
machen und so zu sinnvolleren gesamtgesellschaftlichen Ergebnissen zu kommen. 
Da man mich als Vertreter der strafgerichtlichen Praxis um einen Beitrag zu diesem 
Symposium gebeten hat, kann es nicht verwundern, wenn ich mich auf den eigenen be­
ruflichen Erfahrungsbereich beschränke. Darüber hinaus liegt auch der thematische 
Schwerpunkt dieses Symposiums auf der gutachterlichen Fragestellung im Strafverfahren. 
Die öffentliche Beschäftigung mit dem Phänomen Kriminalität von nichtdeutschen 
Staatsangehörigen und sich in diesem Zusammenhang möglicherweise abzeichnenden 
Tendenzen, was Häufigkeit und Schwerpunktbildung anbelangt, ist allemal ein »heißes 
Eisen«. Gerade in der politischen Diskussion besteht die Neigung, den amtlichen Statisti­
ken entnommenes Zahlenmaterial in der einen oder anderen Richtung zu instrumentalisie­
ren und mit sich daraus ergebenden Forderungen an den Gesetzgeber zu verbinden. Al­
lerdings ist auch die Wissenschaft nicht ganz frei von der Versuchung, in eine bestimmte 
Richtung zu forsche.n und für das jeweils eigene rechts- oder kriminalpolitische Vorver­
ständnis den Beleg zu suchen. 
Die besondere Brisanz des Themas hat sogar dazu geführt, daß ernsthaft diskutiert 
wurde, ob die Nichtdeutschenkriminalität statistisch gesondert erfaßt und veröffentlicht 
werden soll und muß2• Die Diskussion hierüber entstand offensichtlich vor dem Hinter-
Vergleiche Bilsky, Wolfgang »Ethnizität, Konflikt und Recht« in » Berichte aus dem Psychologi­
schen Institut IV der Universität Münster«, März 1 996, S. 8 ff. 
2 Kerner, Stefan •Nichtdeutsche Tatverdächtige in der polizeilichen Kriminalstatistik« in »Polizei«, 
1 994, S. 1 05 ff.
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grund zunehmender fremdenfeindlicher Straftaten und der Gefahr, daß entsprechende 
Daten in demagogischer Weise mißbraucht werden könnten. Hierbei wird jedoch allzu 
leicht übersehen, daß statistische Erhebungen zunächst einmal wertneutral sind und dar­
über hinaus  die notwendige Grundlage für vorbeugende und verfolgende Verbrechensbe­
kämpfung, aber auch für die kriminologische Forschung darstellen. Von polizeilicher 
Seite wird schließlich darauf hingewiesen, daß es gerade in Zeiten hoher Mobilität und 
grenzüberschreitender Kriminalität wichtig sei, Tatverdächtigenkreise nach ihrem Her­
kunftsland sorgfältig zu beobachten und nach länderübergreifenden Interventionsstrategi­
en zu suchen3 • 
In der Schwurgerichtskammer des Landgerichts Frankfurt am Main, der ich seit 
1 5  Jahren angehöre und d ie ausschließlich für Tötungsdelikte zuständig ist, waren in den 
Jahren 1 99 1  bis 1 995 - also über einen Zeitraum von 5 Jahren - 73 % der Angeklagten 
nichtdeutsche Staatsangehörige. Den größten Anteil stellten dabei Tatverdächtige aus dem 
ehemaligen Jugoslawien und aus der Türkei. Dieser außerordentlich hohe Anteil nicht­
deutscher Angeklagter, der auch gegenüber den 70er und 80er Jahren einen erheblichen 
Anstieg erkennen läßt, hat sicherlich vielfältige und sehr unterschiedliche Ursachen, die 
einer sorgfältigen Analyse bedürften. Sie haben ganz sicher auch etwas mit der herausge­
hobenen geographischen Lage Frankfurts und des Rhein-Main-Ballungsraums wie auch 
mit der Bedeutung des Frankfurter Flughafens als Dreh- und Angelpunkt neuzeitlicher 
Mobilität zu tun. 
Setzt man diese Zahl, die sich allerdings nur auf einen ganz bestimmten und eng um­
grenzten Verbrechensbereich bezieht, einen Verbrechensbereich aber, der wegen seiner 
extremsten Form der Gewalttätigkeit durchaus in der Lage ist, in der breiten Öffentlich­
keit Ängste zu schüren (man denke beispielsweise an den Fall des Frankfurter »Zeil­
Schützen« aus dem Jahr 1 994) mit statistischen Daten auf Landes- und Bundesebene in 
Vergleich, so liegt der Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger hier bei 43,6 % für Hessen4 
und bei 32,3 % für das gesamte Bundesgebiet5• 
Ich habe bewußt davon abgesehen, statistische Daten für den Bereich der Gesamtkri­
minalität auf Landes- oder Bundesebene zu nennen, da ein Vergleich der tatsächlichen 
Kriminalitätsbelastung der nichtdeutschen Wohnbevölkerung mit der deutschen Bevölke­
rung schon wegen des erheblichen Dunkelfeldes der nicht ermittelten Täter in der Poli­
zeilichen Kriminalstatistik außerordentlich problematisch ist. Außerdem enthält die Be­
völkerungsstatistik bestimmte Ausländergruppen wie vor allem I llegale, Touristen, 
Durchreisende und Stationierungsstreitkräfte nicht. Schließlich ist auch die unterschiedli­
che strukturelle Zusammensetzung (Alters-, Geschlechts- und Sozialstruktur) zu berück­
sichtigen. 
Bedeutsam scheint mir allerdings zu sein, daß sich bei den nichtdeutschen Tatverdäch­
tigen eine deutliche Differenzierung nach dem Aufenthaltsstatus feststellen läßt. Hier er­
gibt sich für Hessen, daß der prozentuale Anteil an allen nichtdeutschen Tatverdächtigen 
bei den in der BRD mehr oder weniger integrierten Ausländern 26 % und bei den nicht 
integrierten Ausländern (Touristen, Durchreisende, Asylbewerber, Bürgerkriegsflüchtlin-
J Kommos, Klaus »Ausländer raus ... aus der polizeilichen Kriminalstatistik?«  in »Kriminalist«,
1 994, S. 143 ff. 
4 Polizeiliche Kriminalstatistik 1 995 für das Land Hessen, herausgegeben vom Landeskriminalamt 
Wiesbaden. 
5 Polizeiliche Kriminalstatistik 1 995 für die BRD, herausgegeben vom Bundeskriminalamt Wiesba­
den. 
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ge, abgelehnte, aber geduldete Asylbewerber und  Illegale) 74  % beträgt6; für das gesamte
Bundesgebiet liegt der entsprechende Anteil bei 27 % bzw. 73 %7. Der nicht hinwegzu­
diskutierende, überproportional hohe Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger in sämtlichen 
amtlichen Statistiken hat auch den deutschen Strafprozeß der Gegenwart entscheidend 
mitgeprägt. 
Es kann auch keinem Zweifel unterliegen, daß die speziellen Probleme, d ie mit der 
notwendigen transkulturellen Anpassung insbesondere dann verbunden sind, wenn die­
se - etwa innerhalb einer nichtdeutschen Familie - ganz unterschiedlich gelingt, ein hohes 
Konfliktpotential enthalten. Hierbei ist natürlich auch von Bedeutung, inwieweit über­
haupt eine Bereitschaft besteht, einerseits d ie eigene kulturelle Identität aufrechtzuerhal­
ten, andererseits sich hier vorherrschenden kulturellen Wertvorstellungen nicht gänzlich 
zu verschließen. Diese spezielle Problematik, deren Zuspitzung schon bestimmten Regeln 
zu folgen scheint, möchte ich an zwei Fallbeispielen verdeutlichen: 
Der zur Tatzeit 42 Jahre alte Mahsum Y. ist in einem kleinen Dorf in der Osttürkei ge­
boren, in dem etwa 1 50 untereinander verwandte Familien leben, die teils der sunnitisch­
moslemischen und teils der jezidischen Glaubensgemeinschaft angehören. Seine Ehe, aus 
der 3 Kinder stammen, verlief harmonisch, solange die Familie in  der Türkei lebte. Da sie 
sich als Kurden in  der Türkei unterdrückt fühlten, verließ die Familie 1 988  die Türkei, 
übersiedelte in d ie BRD und stellte hier einen Asylantrag. Die Familie war in den folgen­
den Jahren in  verschiedenen hessischen Asylantenunterkünften untergebracht. Die Über­
siedelung stellte den entscheidenden Bruch in der Biographie des Mahsum Y. dar, der 
zum Auseinanderbrechen der Familie und schließlich auch zur Tat führte. Er war außer­
stande, die - sehr bescheidenen - Emanzipationsbemühungen seiner Frau zu begreifen, 
geschweige denn zu akzeptieren. Seine Frau zeigte Ansätze von finanzieller Unabhängig­
keit, indem sie einen Teil der vom Sozialamt erhaltenen Beträge ohne sein Einverständnis 
ihrer in der Türkei lebenden Familie zuwandte. Sie hielt gegen seinen Willen Kontakt zu 
Frauen, die nach seiner Ansicht einen schlechten Einfluß auf sie ausübten, und sie stellte 
ihn in seiner Rolle als Ehemann in Frage, indem sie sich ihm sexuell verweigerte. Sie er­
wirkte im Zusammenhang mit der Sorgerechtsregelung für die Kinder ein Hausverbot ge­
gen ihn, was er als Beschneidung seiner trad itionellen Rechte als Familienoberhaupt emp­
finden mußte. Die gesamte Entwicklung nach der Übersiedlung nach Deutschland endete 
für ihn - zumindest subjektiv - in vollständiger Demütigung und Entmachtung. Am Tat­
tag beschloß Mahsum Y„ zu seiner getrennt von ihm lebenden Frau zu fahren, um noch 
einmal mit ihr zu sprechen und sie um Versöhnung zu bitten. Als seine Frau seine fle­
hentlich vorgetragene Bitte um Versöhnung zurückwies, zog er ein von ihm mitgeführtes 
Messer und stach damit 47 Mal auf B rust und Rücken seines Opfers ein, das noch am Tat­
ort starb. 
Nach Einholung eines psychiatrisch-psychologischen wie auch eines ethnologischen 
Gutachtens kam die Kammer nach einer mehrtägigen Hauptverhandlung zu dem Ergeb­
nis, daß d ie mehrschichtige Konfliktkonstellation zu einer Erschütterung des gesamten 
Persönlichkeitsgefüges des Angeklagten geführt hat und die durch Trennungs- und Ver­
sagensängste hervorgerufene affektive Erregung durch den d rohenden Verlust der kultu­
rellen Identität in einem Maße gesteigert war, daß d ie Steuerungsfähigkeit erheblich einge­
schränkt war. Dies hatte zur Folge, daß der Angeklagte wegen eines minder schweren 
6 Polizeiliche Kriminalstatistik 1 995 für das Land Hessen. 
7 Polizeiliche Kriminalstatistik 1 995 für die BRD. 
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Falles des Totschlags nach § 2 1 3  StGB zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren und 6 Mona­
ten verurteilt wurde. 
Eugenio D. stammt aus Sizilien und ist in schwierigen familiären Verhältnissen aufge­
wachsen. Vom 4. bis zu m 1 7. Lebensjahr lebte er in verschiedenen Heimen. M ehrfach riß 
er von dort aus, um zu seiner Familie zu gelangen, mußte aber immer wieder ins Heim 
zurückkehren. D i e  Ferien verbrachte er zwar teilweise zu Hause, d iese Aufenthalte waren 
aber davon geprägt, daß die Eltern sich nicht gut verstanden und es häufig Streit gab. 
Kindheit und Jugend waren unter diesen Bedingungen vor allem von einem Gefühl tiefer 
Einsamkeit beherrscht. Die Zuwendung, die er insbesondere von seiner Mutter erwartete, 
konnte sie ihm nicht geben. Auch in den kurzen Phasen des Zusammenlebens blieb sie 
eher kühl, eine echte Gefühlsbeziehung konnte so nicht entstehen. Sein stetes Verlangen 
nach einem harmonischen Familienleben wurde nie erfüllt. 
1 970 heiratet Eugenio D. Da beide Familien d ie Verbindung nicht billigten, hatten er 
und seine spätere Frau - entsprechend einer sizilianischen Trad ition - die Eheschließung 
dadurch erzwungen, daß sie die Ehe »vollzogen«. Eigentlicher Beweggrund Eugcnio D.'s  
zur Eheschließung war in erster Linie sein Verlangen nach einem harmonischen Familien­
leben, der Wunsch, »nie mehr allein zu sein« .  In den folgenden Jahren wurden drei Kin­
der geboren. Da sich das Leben in Sizilien wimchaftlich sehr schwierig gestaltete, ent­
schloß sich Eugenio D. 1975 - zunächst allein - nach Deutschland zu gehen und sich dort 
eine Arbeit zu suchen, um mit seinem Lohn d ie Familie in der Heimat zu unterstützen. 
Nachdem er bei der Stadt Frankfurt am Main eine feste Anstellung gefunden hatte, ließ er 
d i e  Familie nachkommen. Man fand schließlich eine Vier-Zimmer-Wohnung, in der d ie 
Familie bis zur späteren Tat lebte. 
In den folgenden Jahren kam es innerhalb der Familie immer wieder zu Konflikten, die 
ihre Ursache im wesentlichen darin hatten, dal� seine Frau - ganz im Gegensatz zu Euge­
nio D. - im Lauf der Jahre, die sie in Deutschland verbrachte, mehr und mehr an Selbst­
vertrauen und -bewußtsein gewann .  Sie füllte zwar nach wie vor im wesentlichen d ie 
Rolle aus, die ihr nach sizilianischer Tradition und somit auch nach der Vorstellung Eu­
genio D.'s zukam, indem sie für Haushalt und Kinder sorgte und sich den Entscheidun­
gen des Familienoberhauptes, also ihres Mannes, unterordnete. Jedoch sah sie immer mehr 
auch seine Schwächen und war schließlich auch nicht mehr bereit, allein die gesamte Last 
der Familie zu tragen, zumal sie selbst eine Arbeitsstelle angenommen hatte, um die wirt­
schaftliche Situation der Familie zu verbessern. Ihre wachsende Selbständigkeit bewies sie 
auch dadurch, daß sie 1 986 eine ungewollte Schwangerschaft gegen den Willen ihres 
Mannes abbrechen ließ. 
Nicht nur d urch die Entwicklung seiner Frau fühlte sich Eugenio D. in seiner Stellung 
als Familienoberhaupt bedroht, sondern auch die Kinder entwickelten sich - unter den 
soziokulturellen Bedingungen in der BRD - anders, als er, der sich an die überlieferten 
sizilianischen Vorstellungen klammerte, es erhofft und erwartet hatte. Sie verlangten mit 
zunehmenden Alter immer mehr die Freiheiten, d ie ihren deutschen Altersgenossen zu­
gestanden wurden, und waren immer weniger bereit, sich ihrem Vater unterzuordnen, der 
in ihren Augen altmodisch und ohne Verständnis für ihre Probleme war. 
Eugenio D. selbst war nicht in der Lage, sich den hier herrschenden soziokulturellen 
Bedingungen anzupassen, vielmehr reagierte er mit wachsender Angst vor dem Verlust 
seiner Autorität innerhalb der Familie und vor deren Ausei nanderbrechen, mit Angst vor 
dem Verlust all dessen, was ihm etwas bedeutet hatte. 
Die Situation spitzte sich immer weiter zu: Es kam zu heftigen Auseinandersetzungen, 
die auch in Tätlichkeiten ausarteten; Eugenio D. begann, seiner Frau nachzuspionieren, 
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beschimpfte sie a ls  Hure, drohte, im Falle der Trennung die Möbel und auch die Kinder 
» ZU  zersägen«; seine Frau drohte mit Selbstmord und erwirkte schließlich beim Familien­
gericht einen Beschluß, durch den Eugenio D. verpflichtet wurde, die gemeinsame Woh­
nung Frau und Kindern zu überlassen und selbst auszuziehen. 
Eugenio D.  steigerte sich mehr und mehr in den Gedanken, daß er mit sich und seiner 
Familie »ein Ende machen« müsse, und verfiel in einen Zustand tiefer Depression. Seine 
Frau und die Kinder lebten in ständiger Angst, daß er ihnen etwas antun könne. 
Am Morgen des 5. 5 .  1 992 verschaffte sich Eugenio D. Zutritt zu der ehemals gemein­
samen ehelichen Wohnung, um seine Frau zu einer letzten Aussprache zu zwingen. Er 
wollte durch d iesen - eher seiner Verzweiflung als einer realen Hoffnung entspringen­
den - letzten Versuch erreichen, daß es doch noch zu einer Versöhnung kommt und die 
Familie nicht gänzlich auseinanderbricht. Als seine Frau ihn aufforderte, umgehend die 
Wohnung zu verlassen, und es anschließend zu einer lautstarken Auseinandersetzung 
kam, in die auch die Kinder mit einbezogen wurden, ergriff Eugenio D. d ie mitgeführte -
erst kürzlich erworbene - Pistole und schoß in rascher Folge auf seine Frau und seine 
Kinder, danach verließ er die Wohnung und ließ sich wenig später von Polizeibeamten 
widerstandslos festnehmen. 
In der Hauptverhand lung wurden zwei psychiatrisch-psychologische Sachverständi­
ge - die allerdings zu unterschiedlichen Ergebnissen kamen - und eine italienische Psy­
chotherapeutin, d ie in  einer Frankfurter Familienberatungsstelle tätig und vorwiegend mit 
Problemen nach Deutschland übersiedelter italienischer Familien befaßt ist, gehört. Auch 
in d iesem Fall kam die Kammer zu dem Ergebnis, daß der Angeklagte bei Begehung der 
Tat aufgrund einer reaktiven Depression in seiner Steuerungsfähigkeit erheblich einge­
schränkt war. 
Ich habe diese beiden Fälle deshalb so ausführlich beschrieben, weil sie die Schwierig­
keiten der Strafgerichte bei der Beurteilung von Gewaltdelikten vor dem Hintergrund 
soziokultureller Probleme und Konflikte exemplarisch deutlich machen. Gleichzeitig wird 
deutlich, daß derartige Konflikte gerade innerhalb zugewanderter Familien ausbrechen 
können, nämlich dann, wenn einigen Familienangehörigen - in erster Linie den in  
Deutschland aufgewachsenen Kindern - d ie  Anpassung an  die hier geltenden kulturellen 
Wertvorstel lungen relativ gut, anderen Familienmitgliedern aber gar nicht gelingt. Die 
immer wieder - und auch zu Recht - erhobene Forderung nach einer Ausländerpolitik, 
die die rechtliche Absicherung, die soziale Gleichstellung und die politische Partizipation 
der in der BRD lebenden Ausländer ermöglicht8, vermag die hier skizzierten Probleme 
nicht zu erfassen, geschweige denn zu lösen. Die Schwierigkeiten transkultureller Anpas­
sung werden bleiben und damit auch die Schwierigkeiten transkultureller Diagnostik und 
Begutachtung. Gerade d ie hier vorgestellten Fälle machen deutlich, daß neben der grund­
lagenwissenschaftlichen Forschung auch d ie Umsetzung von deren Ergebnissen in  d ie fo­
rensische Praxis dringend geboten ist. 
Da Grundlage für d ie Zumessung der Strafe - trotz aller Resozialisierungstendenzen -
nach wie vor d ie Schuld des Täters ist (§ 46 StGB), sind bei d er richterlichen Urteilsfin­
dung auch Konflikte, die d ie Tat ausgelöst oder zumindest begünstigt haben, zu berück­
sichtigen; je weniger der Täter in der Lage war, mit den entstandenen Konflikten umzu­
gehen oder sie zu lösen, um so eher wird das Gericht hierin einen schuldmindernden und 
8 Basterra, lsabel »Fremdenhaß als Ursache von Gewalt?« in »Verdeckte Gewalt«, herausgegeben 
von Peter-Alexis Albrecht und Otto Backes, Edition Suhrkamp, Neue Folge Band 656, S. 1 07, 
1 990. 
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damit auch strafmindernden Umstand sehen können. Gerade Konflikte, deren Ursachen 
im soziokulturellen Bereich liegen, werden für das Gericht Anlaß sein, sich besonders 
sorgfältig mit der Frage auseinanderzusetzen, inwieweit diese Konflikte Einfluß auf die 
Schwere der Schuld haben. Über die al lgemeinen Strafzumessungserwägungen hinaus 
wird zu prüfen sein, ob die Schuldfähigkeit des Täters bei Begehung der Tat im Sinne der 
§§ 20, 2 1  StGB eingeschränkt oder sogar aufgehoben war. In der Regel ist dann aber nicht 
die Einsichtsfähigkeit, d .  h. die Fähigkeit, das Unrecht der Tat einzusehen, tangiert, son­
dern die Steuerungsfähigkeit, d .  h .  die Fähigkeit, bei bestehender Unrechtseinsicht auch 
entsprechend dieser Einsicht zu handeln. Die mangelnde Fähigkeit, soziokulturelle Kon­
flikte zu begreifen und zu bewältigen, hat nichts mit der Einsichtsfähigkeit im strafrechtli­
chen Sinne zu tun, denn diese ist immer deliktsbezogen. Um die Strafbarkeit bestimmter 
Tatbestände weiß auch der nichtdeutsche Beschuldigte, in aller Regel sind sie auch in sei­
nem Herkunftsland unter Strafe gestellt, mag auch die gesellschaftliche Bewertung be­
stimmter Verhaltensweisen eine andere sein. So ist beispielsweise im italienischen Strafge­
setzbuch 1 9 8 1  d ie Bestimmung gestrichen worden, wonach die Tötung der Ehefrau, der 
Tochter oder der Schwester dann erheblich milder zu bestrafen ist, wenn der Täter deren 
unrechtmäßigen Geschlechtsverkehr entdeckt und im Zustand des Zorns, der durch die 
herbeigeführte Verletzung seiner Ehre oder der Ehre seiner Familie verursacht wurde, ge­
handelt hat (§ 587 Abs. 1 italienisches Strafgesetzbuch). 
In der forensischen Praxis ergeben sich bei der Exploration nichtdeutscher Beschuldig­
ter durch psychiatrisch-psychologische Sachverständige9, d ie die Sprache des Beschuldig­
ten nicht beherrschen, besondere Schwierigkeiten, weil eine Verständigung zwischen 
Sachverständigem und Beschuldigtem nur über einen Sprachmittler - sprich Dolmet­
scher - möglich ist. Es gibt Sachverständige, d ie es ablehnen, Beschuldigte zu explorieren, 
mit denen sie nicht unmittelbar kommunizieren können, weil sie der Auffassung sind, daß 
d ie unmittelbare Kommunikation für eine sinnvolle Exploration unabdingbar ist10• 
Bei der Exploration von nichtdeutschen Beschuldigten, die die deutsche Sprache zwar 
nicht beherrschen, aber sich immerhin in ihr verständlich machen können, bevorzugen 
einige Sachverständige die Verständigung in der deutschen Sprache, da so immerhin d ie 
Unmittelbarkeit der Kommunikation gewährleistet ist, wenn auch d ie Möglichkeit zu 
sprachlicher Differenzierung weitgehend verloren geht. Dies gilt natürlich auch für Ver­
nehmungen im Ermittlungsverfahren und in der Hauptverhandlung. H ier kann aber 
schon deshalb nicht auf die Hinzuziehung des Dolmetschers verzichtet werden, weil sonst 
die prozessuale Verwertbarkeit der Aussagen in Frage gestellt ist. 
Die steigende Anzahl nichtdeutscher Beschuldigter hat die Verfahren nicht nur 
schwieriger und zei taufwendiger gemacht, sondern auch zu einer deutlichen Kostensteige­
rung geführt. Es müssen nicht nur alle fremdsprachigen Aussagen übersetzt werden, son­
dern der gesamte Ablauf der Hauptverhandlung, damit ihn der nichtdeutsche Beschuldig­
te verfolgen kann. Hinzu kommen - sehr erhebliche - Kosten für die Übersetzung oft 
mehrere Monate andauernder Telefonüberwachungen, wenn d iese gerichtlich angeordnet 
worden sind. Bei Untersuchungsgefangenen müssen d ie Briefe übersetzt oder doch zu­
mindest durchgesehen und die Besuche in den Justizvollzugsanstalten durch Dolmetscher 
9 Es bedarf keiner besonderen Hervorhebung, daß dies in vergleichbarer Weise auch für Verneh­
mungen durch Kriminalpolizei, Staatsanwaltschaft und Gericht gilt. 
10 Für die Gerichte ist dies allerdings wenig hilfreich, denn sie müssen eine Untersuchung und Be­
gutachtung im Hinblick auf die strafrechtliche Verantwortlichkeit des Beschuldigten auch dann 
durchführen lassen, wenn dieser eine Sprache spricht, die keiner der zur Verfügung stehenden 
Sachverständigen beherrscht. 
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überwacht werden. Wer sich einmal mit dem Kostenaspekt derartiger Maßnahmen befaßt 
hat, weiß, welche zusätzlichen finanziellen Belastungen der öffentlichen Hand hierdurch 
entstehen. 
Wenn auch in  den beiden vorgestellten Fällen zusätzlich zu den psychiatrisch­
psychologischen Gutachten ethnologische Gutachten eingeholt worden sind, so ist dies 
bei vergleichbaren Verfahren durchaus nicht die Regel, es dürfte eher die Ausnahme sein. 
Das hängt sicher auch mit der Tatsache zusammen, daß der deutsche Strafprozeß - im eu­
ropäischen Vergleich - ohnehin besonders zeitaufwendig ist und alle gesetzgeberischen 
Initiativen auf eine Verkürzung der Prozeßdauer zielen. Dessen ungeachtet bedeutet die 
Anhörung eines ethnologischen Sachverständigen nicht nur für das Gericht eine breitere 
Entscheidungsbasis, sondern sie kann auch für die Begutachtung durch den psychiatrisch­
psychologischcn Sachverständigen wichtige Anknüpfungstatsachen erbringen. Prozessua­
le Komplikationen können sich allerdings dadurch ergeben, daß es ethnologischen Sach­
verständigen - mangels entsprechender Erfahrungen - gelegentlich an der erforderlichen 
forensischen Praxis fehlt, um prozessuale Fallstricke erkennen und umgehen zu können. 
Abschließend soll noch auf eine besondere Problematik hingewiesen werden, die sich 
im Zusammenhang mit dem Vollzug von Freiheitsstrafe und freiheitsentziehenden Maß­
regeln der Besserung und Sicherung an nichtdeutschen Straftätern stellt, soweit diese mit 
ihrer Ausweisung oder aber Abschiebung nach den entsprechenden ausländerrechtlichen 
Vorschriften rechnen müssen. Aufgabe des Strafvollzuges ist es, den Gefangenen zu befä­
higen, künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen (§ 2 
StVollzG). Ist die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 StGB 
angeordnet, so soll der Untergebrachte - soweit möglich - geheilt oder sein Zustand so­
weit gebessert werden, daß er nicht mehr gefährlich ist (§ 1 36 StVollzG); ist die Unter­
bringung in einer Entziehungsanstalt nach § 64 StGB angeordnet, so soll der Unterge­
brachte von seinem Hang, im Übermaß berauschende Mittel zu sich zu nehmen, geheilt 
und die zugrunde liegende Fehlhaltung behoben werden (§ 1 37 StVollzG). Ziel des Voll­
zuges soll also immer sein, den Gefangenen oder Untergebrachten zu einem eigenverant­
wortlichen Leben in Freiheit zu befähigen. Dieses Ziel und der Versuch seiner Umsetzung 
sind aber weitgehend auf die Lebensverhältnisse und kulturellen Normen in der BRD zu­
geschnitten und nicht auf die der Herkunftsländer. Sozialarbeiter, Psychologen und 
Psychiater sind in  den seltensten Fällen in der Lage, d ie nichtdeutschen Gefangenen und 
Untergebrachten auf ein Leben in sozialer Verantwortung in ihren Herkunftsländern vor­
zubereiten, insbesondere, wenn es sich um Menschen aus Ländern der sogenannten Drit­
ten Welt oder aber aus Ländern mit bürgerkriegsähnlichen Zuständen handelt. Werte und 
Normen, die hier vermittelt werden können, haben in den genannten Ländern nur sehr 
begrenzt Gültigkeit. Das Problem, das sich im Bereich der Diagnostik und Begutachtung 
stellt, stellt sich also auch wieder im Bereich der Therapie und Sozialarbeit. Wenn man 
sich den hohen Anteil ausländischer Delinquenten in den Justizvollzugsanstalten und 
Maßrcgelvollzugseinrichtungen vor Augen hält, wird das ganze Ausmaß der Problematik 
deutlich, das sich aus dem Spannungsfeld von Ethnizität und Recht ergibt. Inwieweit 
hieraus resultierenden Konflikten sinnvoll und angemessen begegnet werden kann, ist ein 
noch weitgehend ungelöstes Problem. In  diesem Zusammenhang wäre zu überdenken, ob 
nicht verstärkt von der Möglichkeit Gebrauch gemacht werden sollte, d ie gegen nicht­
deutsche Verurteilte verhängten Strafen und Maßregeln der Besserung und Sicherung in  
ihrem jeweiligen Herkunftsland vollstrecken zu lassen. 
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